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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 700/2009 DER KOMMISSION 

vom 3. August 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Gemü­
se ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 4. August 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 3. August 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MK 26,9 
ZZ 26,9 

0707 00 05 MK 25,2 
TR 100,7 
ZZ 63,0 

0709 90 70 TR 99,9 
ZZ 99,9 

0805 50 10 AR 67,9 
UY 60,3 
ZA 67,3 
ZZ 65,2 

0806 10 10 EG 156,1 
MA 135,1 
TR 134,8 
ZA 127,1 
ZZ 138,3 

0808 10 80 AR 121,2 
BR 85,9 
CL 86,1 
CN 81,7 
NZ 107,5 
US 105,4 
ZA 91,4 
ZZ 97,0 

0808 20 50 AR 105,2 
CL 77,9 
TR 147,8 
ZA 102,4 
ZZ 108,3 

0809 20 95 TR 263,6 
US 342,7 
ZZ 303,2 

0809 30 TR 148,5 
ZZ 148,5 

0809 40 05 BA 39,5 
ZZ 39,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 701/2009 DER KOMMISSION 

vom 3. August 2009 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1182/2008 zur Vorausfestsetzung des Betrags der Beihilfe 
für die private Lagerhaltung von Butter im Jahr 2009 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstaben a und d in 
Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Weltmarktpreise für Milcherzeugnisse sind insbeson­
dere wegen eines erhöhten Angebots auf dem Weltmarkt 
sowie einer verminderten Nachfrage infolge der derzeiti­
gen Finanz- und Wirtschaftskrise zusammengebrochen. 
Die Marktpreise für Milcherzeugnisse in der Gemeinschaft 
sind erheblich gesunken. Dank eines Bündels marktstüt­
zender Maßnahmen, die seit Beginn dieses Jahres ergrif­
fen wurden, haben sich die Gemeinschaftspreise in Höhe 
des Stützungspreisniveaus stabilisiert. Diese Marktstüt­
zungsmaßnahmen, wie die private Lagerhaltung, müssen 
unbedingt so lange wie nötig weiterhin angewandt wer­
den, um einen weiteren Preisverfall und eine Störung des 
Gemeinschaftsmarktes zu verhindern. 

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 826/2008 der Kommission ( 2 ) 
enthält gemeinsame Bestimmungen für die Gewährung 
von Beihilfen für die private Lagerhaltung von bestimm­
ten landwirtschaftlichen Erzeugnissen. 

(3) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1182/2008 der Kommission vom 28. November 2008 
zur Vorausfestsetzung des Betrags der Beihilfe für die 
private Lagerhaltung von Butter im Jahr 2009 ( 3 ) erfolgt 
die vertragliche Lagerhaltung im Zeitraum bis zum 
15. August 2009 einschließlich. 

(4) Angesichts der derzeitigen und absehbaren Entwicklung 
der Marktsituation muss für die private Lagerhaltung von 
Butter, die vom 15. August 2009 bis zum 28. Februar 
2010 in die private Lagerhaltung übernommen wird, wei­
terhin Beihilfe gewährt werden. 

(5) Um ein Überangebot auf dem Markt zu vermeiden, soll­
ten die nach dem 15. August 2009 eingelagerten Erzeug­
nisse erst ab dem 16. August 2010 ausgelagert werden, 
und die vertragliche Lagerzeit sollte höchstens 365 Tage 
betragen. 

(6) Im Interesse einer effizienten und einfachen Verwaltung 
und unter Berücksichtigung der besonderen Situation der 
Butterlagerung sollten die Kontrollen gemäß Artikel 36 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 bei min­
destens der Hälfte der Verträge durchgeführt werden. Da­
her sollte eine Abweichung vom genannten Artikel einge­
führt werden. 

(7) In Anbetracht der Länge der Lagerzeit im Rahmen der 
erweiterten Maßnahme sollte der Vorschuss gemäß 
Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 826/2008 
für nach dem 15. August 2009 eingelagerte Erzeugnisse 
angepasst werden. 

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 1182/2008 sollte daher ent­
sprechend geändert werden. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 1182/2008 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die in Artikel 28 Buchstabe a der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 vorgesehene Beihilfe für die 
private Lagerhaltung von gesalzener und ungesalzener Butter 
für bis zum 28. Februar 2010 in die vertragliche Lagerhal­
tung übernommene Butter.“ 

2. In Artikel 4 erhalten die Absätze 2 und 3 folgende Fassung: 

„(2) Die vertragliche Lagerhaltung beginnt 

a) zwischen dem 1. Januar und dem 15. August 2009 oder 

b) zwischen dem 16. August 2009 und dem 28. Februar 
2010. 

(3) Die Auslagerung darf erst wie folgt beginnen: 

a) ab dem 16. August 2009 für die Erzeugnisse, die in dem 
in Absatz 2 Buchstabe a genannten Zeitraum in die ver­
tragliche Lagerhaltung übernommen wurden;
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b) ab dem 16. August 2010 für die Erzeugnisse, die in dem 
in Absatz 2 Buchstabe b genannten Zeitraum in die ver­
tragliche Lagerhaltung übernommen wurden. 

(4) Die vertragliche Lagerhaltung endet 

a) für die Erzeugnisse, die in dem in Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Zeitraum in die vertragliche Lagerhaltung 
übernommen wurden, am Tag vor dem Auslagerungstag 
oder spätestens am letzten Tag des Monats Februar nach 
dem Jahr der Einlagerung; 

b) für die Erzeugnisse, die in dem in Absatz 2 Buchstabe b 
genannten Zeitraum in die vertragliche Lagerhaltung 
übernommen wurden, am Tag vor dem Auslagerungstag. 

(5) Die Beihilfe darf nur gewährt werden, wenn die ver­
tragliche Lagerzeit 

a) bei den Erzeugnissen, die in dem in Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Zeitraum in die vertragliche Lagerhaltung 
übernommen wurden, zwischen 90 und 227 Tagen be­
trägt; 

a) bei den Erzeugnissen, die in dem in Absatz 2 Buchstabe b 
genannten Zeitraum in die vertragliche Lagerhaltung 
übernommen wurden, höchstens 365 Tage beträgt.“ 

3. Dem Artikel 6 werden die folgenden Absätze angefügt: 

„(3) Abweichend von Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 826/2008 darf der Vorschuss für die Butter, die in 
dem in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b genannten Zeitraum 
in die vertragliche Lagerhaltung übernommen wurde, den 
Beihilfebetrag für eine Lagerdauer von 168 Tagen nicht über­
schreiten. 

(4) Abweichend von Artikel 36 Absatz 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 826/2008 überprüft die für die Kontrollen zustän­
dige Behörde während des gesamten Auslagerungszeitraums 
von August 2009 bis Februar 2010 jeweils am Ende der 
vertraglichen Lagerzeit bei mindestens der Hälfte der Ver­
träge das Gewicht und die Kennzeichnung der gelagerten 
Butter.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 3. August 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission

DE L 202/4 Amtsblatt der Europäischen Union 4.8.2009



VERORDNUNG (EG) Nr. 702/2009 DER KOMMISSION 

vom 3. August 2009 

zur Änderung und Berichtigung der Verordnung (EG) Nr. 555/2008 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 479/2008 des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein hinsichtlich der Stützungsprogramme, des Handels mit Drittländern, 

des Produktionspotenzials und der Kontrollen im Weinsektor 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf die Artikel 103za und 85x, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Um den Verwaltungsaufwand für die Mitgliedstaaten zu 
verringern, ist in Anbetracht dessen, dass sie im Rahmen 
der Tabellensätze gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
555/2008 der Kommission ( 2 ) eine riesige Menge an In­
formationen übermitteln und dass ihre Rechtsvorschriften 
häufig in elektronischer Form verfügbar sind, vorzusehen, 
dass die in Artikel 2 Absatz 2 derselben Verordnung 
vorgesehene Mitteilung ihrer Rechtsvorschriften zu dem 
Entwurf des Stützungsprogramms an die Kommission 
dadurch erfolgen kann, dass mitgeteilt wird, auf welcher 
Website die betreffenden Rechtsvorschriften abgerufen 
werden können. 

(2) Artikel 10 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 
555/2008 bezieht sich irrtümlicherweise auf Vorausset­
zungen desselben Artikels. Da in dem Artikel keine Vo­
raussetzungen festgelegt sind, sie aber in der Verordnung 
enthalten sind, ist die Fassung des betreffenden Buchsta­
bens entsprechend zu ändern. 

(3) Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 555/2008 regelt die 
finanzielle Abwicklung der Investitionsmaßnahme. Um 
eine bessere Verwendung der Mittel zu ermöglichen, ist 
die Möglichkeit von Zahlungen nach der Durchführung 
bestimmter Aktionen einer Maßnahme vorzusehen, wo­
bei gewährleistet werden muss, dass die im betreffenden 
Antrag vorgesehene Gesamtmaßnahme durchgeführt 
wird. Um außerdem die Abwicklung von Investitionsvor­
haben in der derzeitigen wirtschaftlichen und finanziellen 
Krise zu erleichtern, sollte der Höchstbetrag für Vor­
schusszahlungen in den Jahren 2009 und 2010 angeho­
ben werden. 

(4) Gemäß den Artikeln 103n und 180 der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 können die Mitgliedstaaten für die Maß­
nahmen gemäß den Artikeln 103p, 103t und 103u der­
selben Verordnung unter Einhaltung der Gemeinschafts­
vorschriften für staatliche Beihilfen einzelstaatliche Beihil­
fen gewähren. Während die Artikel 87 und 89 EG-Ver­
trag für die Erzeugung der in Artikel 1 Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 genannten Erzeugnisse 
und den Handel damit gelten, gilt Artikel 88 EG-Vertrag 
nicht für Zahlungen gemäß Artikel 103n Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007, die die Mitgliedstaaten 
in Übereinstimmung mit derselben Verordnung tätigen. 

Da somit eine Mitteilung der staatlichen Beihilfe in der 
Form gemäß der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des 
Rates vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften 
für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags ( 3 ) 
und der diesbezüglichen Durchführungsbestimmungen 
nicht erforderlich ist, ist eine vereinfachte Mitteilung vor­
zusehen, um kontrollieren zu können, ob solche Zahlun­
gen den Vorschriften über die staatlichen Beihilfen ent­
sprechen. 

(5) Ziehen Erzeuger ihren Antrag auf die Rodungsprämie 
zurück oder roden sie die in ihrem Antrag angegebene 
Fläche nur teilweise oder gar nicht, so gefährdet dies die 
für diese Maßnahme vorgesehene effiziente Verwendung 
der Gemeinschaftsmittel. Über die bereits in Artikel 70 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 555/2008 vorgesehe­
nen Sanktionen hinaus ist vorzusehen, dass die Mitglied­
staaten beschließen können, den Anträgen der betreffen­
den Erzeugern in den folgenden Jahren keine Priorität 
einzuräumen. 

(6) Die Anwendung des einzigen Annahmeprozentsatzes be­
deutet einen unverhältnismäßig hohen Verwaltungsauf­
wand für Mitgliedstaaten, in denen sich die Rodungs­
anträge nur auf eine relativ kleine Fläche beziehen. Des­
halb empfiehlt es sich, die Mitgliedstaaten von der An­
wendung dieses Annahmeprozentsatzes zu befreien, 
wenn die unter die zulässigen Anträge fallende Fläche 
eine bestimmte Schwelle nicht erreicht. 

(7) Gemäß Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 555/2008 
müssen die Beträge angegeben werden, die im Rahmen 
der Betriebsprämienregelung für Rebflächen gezahlt wer­
den. Gemäß Anhang VII derselben Verordnung müssen 
die Fläche, für die Zahlungen im Rahmen der Betriebs­
prämienregelung für Rebflächen getätigt wurden, und der 
gezahlte Durchschnittsbetrag angegeben werden. Nach­
dem die Ansprüche zugeteilt worden sind, kann jedoch 
nicht mehr festgestellt werden, für welche Bodennutzung 
sie ursprünglich zugeteilt wurden, und die Antragsteller 
müssen auch nicht angeben, ob sich ihr jährlicher Antrag 
im Rahmen der Betriebsprämienregelung auf Rebflächen 
bezieht. Zusätzlich werden der Kommission gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 795/2004 der Kommission vom 
21. April 2004 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Betriebsprämienregelung gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für 
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrar­
politik und mit bestimmten Stützungsregelungen für In­
haber landwirtschaftlicher Betriebe ( 4 ) zusammengefasste 
Angaben der Betriebsprämienregelung übermittelt. Diese 
Angaben werden auch die Rebflächen betreffen. Deshalb 
sind die Zeilen, in die Angaben über Zahlungen im Rah­
men der Betriebsprämienregelung einzutragen sind, aus 
den jeweiligen Tabellen der Verordnung (EG) Nr. 
555/2008 zu streichen.
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(8) Die Verordnung (EG) Nr. 555/2008 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 555/2008 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre 
Rechtsvorschriften zu dem Entwurf des Stützungsprogramms 
gemäß Absatz 1 nach dessen Einführung oder Änderung mit. 
Diese Mitteilung kann erfolgen, indem der Kommission mit­
geteilt wird, auf welcher Website die betreffenden Rechtsvor­
schriften veröffentlicht sind.“ 

2. Artikel 10 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) die Fortführung der Maßnahme nach etwa erforderlichen 
Anpassungen die Voraussetzungen dieser Verordnung er­
füllt.“ 

3. Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 19 

Finanzielle Abwicklung 

(1) Die Unterstützung wird gezahlt, nachdem die Durch­
führung einzelner oder aller für die Unterstützung beantrag­
ten Maßnahmen — je nach Wahl des Mitgliedstaats für die 
Verwaltung der Regelung — abgeschlossen und vor Ort 
überprüft worden ist. 

Wird die Unterstützung normalerweise erst nach Durchfüh­
rung aller Maßnahmen gezahlt, so erfolgt die Zahlung ab­
weichend von Unterabsatz 1 jedoch für durchgeführte ein­
zelne Maßnahmen, wenn die übrigen Maßnahmen wegen 
höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände im Sinne 
von Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Ra­
tes (*) nicht durchgeführt werden konnten. 

Wird bei der Überprüfung festgestellt, dass die beantragte 
Gesamtmaßnahme aus anderen Gründen als höherer Gewalt 
oder außergewöhnlicher Umstände im Sinne von Artikel 31 
der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 nicht vollständig durch­
geführt worden ist, und wurde eine Unterstützung nach der 
Durchführung einzelner Maßnahmen im Rahmen der bean­
tragten Gesamtmaßnahme gezahlt, so ziehen die Mitglied­
staaten die gezahlte Unterstützung wieder ein. 

(2) Begünstigte der Unterstützung für Investitionen kön­
nen bei der zuständigen Zahlstelle die Zahlung eines Vor­

schusses beantragen, sofern diese Möglichkeit im nationalen 
Stützungsprogramm vorgesehen ist. 

Der Vorschuss darf 20 % der öffentlichen Unterstützung für 
die Investition nicht überschreiten und wird erst nach Leis­
tung einer Bankgarantie oder einer entsprechenden Sicherheit 
in Höhe von 110 % des Vorschussbetrags gezahlt. Im Falle 
von Investitionen, bei denen die Einzelentscheidung über 
eine Beihilfegewährung 2009 oder 2010 getroffen wird, 
kann der Vorschussbetrag jedoch auf 50 % der sich auf die 
Investition beziehenden öffentlichen Beihilfe angehoben wer­
den. 

Die Sicherheit wird freigegeben, wenn die zuständige Zahl­
stelle feststellt, dass der Betrag der tatsächlichen Ausgaben, 
die der öffentlichen Unterstützung für die Investition ent­
sprechen, den Vorschussbetrag überschreitet. 

___________ 
(*) ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16.“ 

4. In Titel II Kapitel III wird folgender Artikel 37a eingefügt: 

„Artikel 37a 

Mitteilung über die staatliche Beihilfe 

(1) Ungeachtet von Artikel 5 Absatz 8, Artikel 16 Absatz 
3 und Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 2 der vorliegenden 
Verordnung müssen die Mitgliedstaaten, wenn sie eine staat­
liche Beihilfe gemäß Artikel 103n Absatz 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates (*) gewähren, der Kommission 
Folgendes mitteilen: 

a) gegebenenfalls das Verzeichnis der bereits gemäß den Ar­
tikeln 87, 88 und 89 EG-Vertrag zulässigen Beihilfe­
regelungen, die für die Durchführung der Programme in 
Anspruch genommen werden, oder den Grund, warum 
die betreffende einzelstaatliche Beihilfe von der Mittei­
lungspflicht befreit ist; 

b) in anderen Fällen die erforderlichen Angaben zur Bewer­
tung in Bezug auf die Wettbewerbsregeln. 

(2) Findet Absatz 1 Buchstabe a Anwendung, so müssen 
die Mitgliedstaaten Tabelle 1 in Anhang VIIIc ausfüllen und 

a) angeben, dass die Beihilfe in Übereinstimmung mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 der Kommission (**) 
über De-minimis-Beihilfen für die Primärerzeugung im 
Agrarerzeugnissektor oder der Verordnung (EG) Nr. 
1998/2006 der Kommission (***) für die Verarbeitung 
und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ge­
währt wird, oder
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b) die Registriernummer angeben und auf die gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 994/98 des Rates (****) erlassene 
Freistellungsverordnung verweisen, in deren Rahmen die 
Maßnahme eingereicht wurde, oder 

c) die Nummer der Rechtssache und Referenznummer an­
geben, wonach die Kommission die Maßnahme als mit 
dem EG-Vertrag vereinbar ansieht. 

(3) Findet Absatz 1 Buchstabe b Anwendung, so müssen 
die Mitgliedstaaten der Kommission Folgendes übermitteln: 

a) Tabelle 2 in Anhang VIIIc für jede der in den Artikeln 
103p, 103t und 103u der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 genannten Maßnahmen, für die eine einzel­
staatliche Beihilfe gewährt wird; 

b) Tabelle 3 in Anhang VIIIc, falls eine einzelstaatliche Bei­
hilfe für die Maßnahme ‚Absatzförderung auf Drittlands­
märkten‘ gemäß Artikel 103p der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 gewährt wird; 

c) Tabelle 4 in Anhang VIIIc, falls eine einzelstaatliche Bei­
hilfe für die Maßnahme ‚Ernteversicherung‘ gemäß 
Artikel 103t der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 ge­
währt wird; 

d) Tabelle 5 in Anhang VIIIc, falls eine einzelstaatliche Bei­
hilfe für die Maßnahme ‚Investitionen‘ gemäß 
Artikel 103u der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 ge­
währt wird. 

(4) Die in Form einer der Tabellen in Anhang VIIIc mit­
geteilten Angaben müssen während der gesamten Laufzeit 
des Programms unbeschadet etwaiger späterer Änderungen 
des Programms gelten. 

(5) Ungeachtet von Artikel 103n Absatz 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 1234/2007 und unbeschadet von Artikel 3 
Absatz 2 der vorliegenden Verordnung ändern die Mitglied­
staaten, die eine einzelstaatliche Beihilfe gewähren, ihr künf­
tiges Stützungsprogramm, indem sie die diesbezüglichen Ta­
bellen in Anhang VIIIb bis spätestens 15. Oktober 2009 

ausfüllen. Artikel 103k Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007 findet auf diese Änderungen Anwendung. 

___________ 
(*) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 

(**) ABl. L 337 vom 21.12.2007, S. 35. 
(***) ABl. L 379 vom 28.12.2006, S. 5. 

(****) ABl. L 142 vom 14.5.1998, S. 1.“ 

5. Dem Artikel 70 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Hat ein Erzeuger seinen Antrag auf die Rodungsprä­
mie in einem bestimmten Haushaltsjahr zurückgezogen oder 
die im Antrag genannte Fläche nur teilweise oder gar nicht 
gerodet, so kann ein Mitgliedstaat beschließen, ihm in einem 
späteren Haushaltsjahr keine Priorität gemäß Artikel 85s Ab­
satz 5 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 
einzuräumen.“ 

6. Dem Artikel 71 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Unbeschadet von Absatz 1 gilt der einzige Annahme­
prozentsatz nicht für Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 85s 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 zulässige 
Anträge für eine Fläche mitgeteilt haben, die kleiner als 50 
Hektar ist.“ 

7. In Anhang VI wird Zeile 1 betreffend die Betriebsprämien­
regelung gestrichen. 

8. In Anhang VII wird Zeile 1 betreffend die Betriebsprämien­
regelung gestrichen. 

9. Nach Anhang VIIIb wird Anhang VIIIc eingefügt, der dem 
Anhang der vorliegenden Verordnung entspricht. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 1 Nummern 4 und 9 gilt mit Wirkung vom 1. August 
2009. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 3. August 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

„ANHANG VIIIc 

Tabelle 1 

Angaben über bereits gemäß den Artikeln 87, 88 und 89 EG-Vertrag zulässige Beihilferegelungen oder Angaben 
über die Befreiung einer bestimmten Maßnahme von der Mitteilungspflicht ( 1 ) 

Mitgliedstaat ( 2 ): ............................................................ Betroffene Region(en) (gegebenenfalls): ............................................................ 

Maßnahmencode Bezeichnung der Beihilfemaß­
nahme Rechtsgrundlage der Regelung Laufzeit der Beihilfemaßnahme 

Jeweils Folgendes angeben: 

— für Maßnahmen, die unter eine De-minimis-Verordnung fallen: „Alle im Rahmen dieser Maßnahme gewährten Bei­
hilfen stehen im Einklang mit der De-minimis-Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 (Primärerzeugung) oder (EG) Nr. 
1998/2006 (Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse)“ ( 3 ); 

— für genehmigte Beihilferegelungen: Angabe der Entscheidung der Kommission zur Genehmigung der staatlichen 
Beihilfe, einschließlich Nummer der staatlichen Beihilfe und Referenznummer des Genehmigungsschreibens’; 

— für im Rahmen einer Gruppenfreistellung genehmigte Beihilfen: Angabe der einzelnen Gruppenfreistellungsverordnung 
(d. h. entweder Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 oder Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission ( 4 ) und der 
Registriernummer.
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Tabelle 2 

Allgemeines Informationsblatt ( 1 ) 

Mitgliedstaat ( 2 ): ............................................................ Betroffene Region(en) (gegebenenfalls): ............................................................ 

1. Angaben zur Beihilfe 

1.1. Titel der Beihilfe (oder Name des begünstigten Unternehmens, wenn es sich um eine Einzelbeihilfe handelt): 

............................................................................................................................................................................................................................ 

1.2. Kurze Beschreibung des Ziels der Beihilfe: 

............................................................................................................................................................................................................................ 

Hauptziel (bitte nur ein Feld ankreuzen): 

 Absatzförderung in Drittländern (Artikel 103p der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

 Ernteversicherung (Artikel 103t der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

 Investitionen (Artikel 103u der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) 

1.3. Beihilferegelung — Einzelbeihilfe 

Die Mitteilung bezieht sich auf 

 eine Beihilferegelung 

 eine Einzelbeihilfe 

2. Rechtsgrundlage im Recht des Mitgliedstaats 

Titel der einschlägigen einzelstaatlichen Rechtsgrundlagen und Durchführungsvorschriften: 

............................................................................................................................................................................................................................ 

............................................................................................................................................................................................................................ 

............................................................................................................................................................................................................................ 

3. Beihilfeempfänger 

3.1. Standort des (der) Beihilfeempfänger(s): 

 in (einer) nicht beihilfefähigen Region(en) 

 in (einem) Fördergebiet(en) im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c EG-Vertrag (Angabe der NUTS-Ebene 
3 oder darunter) 

 in (einem) Fördergebiet(en) im Sinne des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag (Angabe der NUTS-Ebene 
2 oder darunter) 

 sonstiger (bitte ausführen): ............................................................................................................................................................. 

3.2. Im Falle einer Einzelbeihilfe: 

Name des Empfängers: ..............................................................................................................................................................................
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Art des Empfängers: 
 KMU 

Zahl der Beschäftigten: .................................................................................................................................................................... 

Jahresumsatz: ...................................................................................................................................................................................... 

Jahresbilanzsumme: ........................................................................................................................................................................... 

Eigenständigkeit: ................................................................................................................................................................................ 
 Großunternehmen 

3.3. Im Falle einer Beihilferegelung: 

Art der Empfänger: 
 alle Unternehmen (Großunternehmen und KMU) 
 nur Großunternehmen 
 KMU 
 mittlere Unternehmen 
 Kleinunternehmen 
 Kleinstunternehmen 
 folgende Empfänger: ......................................................................................................................................................................... 

Voraussichtliche Zahl der Empfänger: 
 weniger als 10 
 11 bis 50 
 51 bis 100 
 101 bis 500 
 501 bis 1 000 
 mehr als 1 000 

4. Form der Beihilfe und Finanzierung 

Form, in der die Beihilfe dem Empfänger zur Verfügung gestellt wird (gegebenenfalls für jede Maßnahme) (z. B. 
Zuschuss, zinsgünstiges Darlehen usw.): 

............................................................................................................................................................................................................................ 

............................................................................................................................................................................................................................
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Tabelle 3 

Zusätzliches Informationsblatt über die Absatzförderung auf Drittlandsmärkten (Artikel 103p der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 ( 1 ) 

Mitgliedstaat ( 2 ): ............................................................ Betroffene Region(en) (gegebenenfalls): ............................................................ 

Hiermit wird Folgendes zugesichert: 
 Die Werbemaßnahme ist nicht auf bestimmte Unternehmen ausgerichtet. 
 Es besteht kein Risiko, dass die Werbemaßnahme den Verkauf von Erzeugnissen aus anderen Mitgliedstaaten 

beeinträchtigt oder deren Erzeugnisse schlecht macht. 
 Die Werbemaßnahme entspricht den Grundsätzen der Verordnung (EG) Nr. 3/2008, einschließlich der Anforderung, 

dass die Werbemaßnahme nicht auf Markennamen ausgerichtet ist. (Um diese Behauptung zu unterstützen, muss 
nachgewiesen werden, dass die Grundsätze der Verordnung (EG) Nr. 3/2008 eingehalten wurden.)
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Tabelle 4 

Zusätzliches Informationsblatt über die Beihilfe zu den Kosten der Ernteversicherungsprämien (Artikel 103t der 
Verordnung (EG) Nr. 1234/2007) ( 1 ) 

Mitgliedstaat ( 2 ): ............................................................ Betroffene Region(en) (gegebenenfalls): ............................................................ 

1. Hiermit wird Folgendes zugesichert: 
 Die Beihilfemaßnahme sieht nicht die Zahlung von Versicherungsprämien zugunsten von Großbetrieben und/ 

oder Unternehmen vor, die im Sektor Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig 
sind. 

 Die Möglichkeit des Versicherungsschutzes ist nicht auf eine einzige Versicherungsgesellschaft oder Versiche­
rungsgruppe begrenzt. 

 Die Gewährung der Beihilfe ist nicht an die Bedingung gebunden, den Versicherungsvertrag mit einer in dem 
betreffenden Mitgliedstaat ansässigen Versicherungsgesellschaft abzuschließen. 

2. Die folgenden Verluste werden von der Versicherung gedeckt, für die eine Teilfinanzierung der Prämie im 
Rahmen der betreffenden Beihilfemaßnahme vorgesehen ist: 
 a) nur Verluste, die durch Naturkatastrophen gleichzusetzende widrige Witterungsverhältnisse im Sinne von 

Artikel 2 Nummer 8 der Verordnung (EG) Nr. 1857/2006 bedingt sind; 
 b) die vorgenannten Verluste und sonstige durch Witterungsverhältnisse bedingte Verluste; 
 c) durch Tierseuchen, Pflanzenkrankheiten oder Schädlingsbefall bedingte Verluste (auch in Kombination mit 

sonstigen in dieser Nummer angeführten Verlusten). 

3. Vorgeschlagene Beihilfeintensität: .................................................................................................................................................% 

NB: Nur im ersten der vorgenannten Fälle (Nummer 2 Buchstabe a) können Beihilfen bis zu einem Höchstsatz von 
80 %, genehmigt werden; in allen anderen Fällen (d. h., wenn das Kästchen unter Nummer 2 Buchstabe b oder 
c angekreuzt wurde,) ist der Höchstsatz 50 %. 

Diese Bedingungen beziehen sich auf die Höchstintensität des kumulierten Betrags des einzelstaatlichen und 
des gemeinschaftlichen Beitrags gemäß Artikel 13n Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007.

DE L 202/12 Amtsblatt der Europäischen Union 4.8.2009 

( 1 ) Mitteilung gemäß Artikel 37a Absatz 3 Buchstabe c der vorliegenden Verordnung. 
( 2 ) OP-Kürzel.



Tabelle 5 

Zusätzliches Informationsblatt über die Investitionsbeihilfen (Artikel 103u der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007) ( 1 ) 

Mitgliedstaat ( 2 ): ............................................................ Betroffene Region(en) (gegebenenfalls): ............................................................ 

1. Umfang und Empfänger der Beihilfe 

1.1. Die Unterstützung wird für die folgenden materiellen oder immateriellen Investitionen gewährt, die die Gesamt­
leistung des Unternehmens verbessern (bitte ankreuzen): 

 in Verarbeitungseinrichtungen, 

 in Infrastrukturen von Weinbaubetrieben, 

 in die Vermarktung von Wein. 

1.2. Die Beihilfe betrifft (bitte ankreuzen): 

 die Erzeugung oder Vermarktung von Erzeugnissen im Sinne von Anhang XIb der Verordnung (EG) Nr. 
1234/2007; 

 die Entwicklung neuer Erzeugnisse, Verfahren und Techniken im Zusammenhang mit den Erzeugnissen im 
Sinne von Anhang XIb der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 

1.3. Hiermit wird bestätigt, dass die Beihilfe keinen Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Leitlinien der 
Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten 
gewährt wird: 

 ja 

1.4. Für diese Mitteilung soll folgende Bestimmung des Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen im Agrarsektor 
gelten — somit wird jeweils Folgendes bestätigt: 

1.4.1.  Abschnitt IV.B.2 Buchstabe a (Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008); in diesem Fall wird bestätigt, 
dass 

 die Beihilfe die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 800/2008, Artikel 15 (staatliche Beihilfen für KMU), 
erfüllt. 

1.4.2.  Abschnitt IV.B.2 Buchstabe b (Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008); in diesem Fall wird bestätigt, 
dass 

 die Beihilfe die Bedingungen der Verordnung (EG) Nr. 800/2008, Artikel 13 (regionale Investitionsbeihil­
fen), erfüllt 

1.4.3.  Abschnitt IV.B.2 Buchstabe c (Leitlinien der Kommission für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 
2007–2013 ( 3 ); in diesem Fall wird bestätigt, dass 

 die Beihilfe die Bedingungen der Leitlinien der Kommission für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielset­
zung 2007–2013 erfüllt. (In diesem Fall muss die Beurteilung dieser Beihilfe auf der Grundlage der Leit­
linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung erfolgen. Der entsprechende Abschnitt im allgemei­
nen Anmeldeformular (Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1627/2006 der Kommission ( 4 ) ist auszufüllen.) 

1.4.4.  Abschnitt IV.B.2 Buchstabe d (Beihilfen für Zwischenbetriebe in Regionen, die keinen Anspruch auf Regio­
nalbeihilfe haben); in diesem Fall 

gibt es Begünstigte, bei denen es sich um KMU handelt: 

 ja  nein 

Falls ja, findet vorstehende Nummer 1.4.1 Anwendung (Abschnitt IV.B.2 Buchstabe a des Gemeinschaftsrahmens 
für staatliche Beihilfen im Agrarsektor).
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Falls nein, wird hiermit bestätigt, dass die Beihilfe nur Zwischenbetrieben (d. h. weniger als 750 Mitarbeiter 
und/oder weniger als 200 Mio. EUR Umsatz) gewährt wird: 

 ja 

In diesem Fall ist der entsprechende Abschnitt im allgemeinen Anmeldeformular (Anhang der Verordnung (EG) 
Nr. 1627/2006) hinsichtlich der erstattungsfähigen Ausgaben auszufüllen. 

2. Einzelbeihilfe 

Die erstattungsfähigen Investitionen können 25 Mio. EUR oder der Beihilfebetrag kann 12 Mio. EUR über­
schreiten: 

 ja  nein 

Falls ja, folgen hier alle Angaben, die für eine einzelne Bewertung der Beihilfe erforderlich sind: 

..................................................................................................................................................................................................................... 

3. Beihilfeintensität 

NB: Die Bedingungen beziehen sich auf die Höchstintensität des kumulierten Betrags des einzelstaatlichen und 
des gemeinschaftlichen Beitrags gemäß Artikel 103n Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 

3.1. Wenn die Begünstigten KMU sind (Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008), ist die Beihilfehöchstintensität 
der zuschussfähigen Investitionen folgende: 

3.1.1. Regionen in äußerster Randlage: .......................... (höchstens 75 %) 

3.1.2. kleinere Inseln des Ägäischen Meeres ( 1 ): .......................... (höchstens 65 %) 

3.1.3. Regionen, die gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag förderfähig sind: .......................... (höchstens 
50 %) 

3.1.4. andere Regionen: .......................... (höchstens 40 %) 

3.2. Für Beihilfen, die Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008 (regionale Investitionsbeihilfen) oder den 
Leitlinien der Kommission für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007—2013 unterliegen, ist die 
Beihilfehöchstintensität folgende: 

3.2.1. für KMU: 

3.2.1.1. zuschussfähige Investitionen in Regionen, die gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag förderfähig 
sind: ...................................... (höchstens 50 % oder Beihilfehöchstsatz, der gemäß der für den betreffenden Mitglied­
staat für den Zeitraum 2007-2013 genehmigten Fördergebietskarte festgesetzt wurde) 

3.2.1.2. zuschussfähige Investitionen in anderen Regionen, die Anspruch auf Regionalbeihilfe haben: .................................. 
(höchstens 40 % oder Beihilfehöchstsatz, der gemäß der für den betreffenden Mitgliedstaat für den Zeitraum 

2007-2013 genehmigten Fördergebietskarte festgesetzt wurde) 

3.2.2. für Zwischenbetriebe im Sinne von Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (keine KMU, doch 
mit weniger als 750 Mitarbeitern oder weniger als 200 Mio. EUR Umsatz): 

3.2.2.1. zuschussfähige Investitionen in Regionen, die gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag förderfähig 
sind: ................................. (höchstens 25 % oder Beihilfehöchstsatz, der gemäß der für den betreffenden Mitglied­
staat für den Zeitraum 2007—2013 genehmigten Fördergebietskarte festgesetzt wurde) 

3.2.2.2. zuschussfähige Investitionen in anderen Regionen, die Anspruch auf Regionalbeihilfe haben: .................................. 
(höchstens 20 % oder Beihilfehöchstsatz, der gemäß der für den betreffenden Mitgliedstaat für den Zeitraum 

2007—2013 genehmigten Fördergebietskarte festgesetzt wurde)
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3.2.3. Es gibt Begünstigte, die größer als die unter Nummer 3.2.2. genannten Zwischenbetriebe (d. h. die Großbetriebe) 
sind: 
 ja  nein 

Falls ja, wird hiermit bestätigt, dass die Beihilfehöchstintensität dem Höchstsatz entspricht, der gemäß der für den 
betreffenden Mitgliedstaat für den Zeitraum 2007—2013 genehmigten Fördergebietskarte festgesetzt wurde, oder 
darunter liegt: 
 ja 

In diesem Fall muss die Beihilfehöchstintensität in der vorgenannten Fördergebietskarte genannt werden. 

Die einschlägige Beihilfehöchstintensität gemäß der betreffenden Fördergebietskarte beträgt .......................... %. 

3.3. Für Investitionsbeihilfen zugunsten von Zwischenbetrieben in Regionen, die keinen Anspruch auf Regionalbei­
hilfe haben beträgt die Beihilfehöchstintensität .......................... (höchstens 20 %). 

4. Förderkriterien und Ausgaben 

4.1. Hiermit wird bestätigt, dass 
 mit der Beihilfe keine Investitionen gefördert werden, bei denen eine gemeinsame Marktorganisation, 

einschließlich der aus dem EGFL finanzierten Regelungen über Direktzahlungen, Beschränkungen für die 
Produktion oder Obergrenzen für die Gemeinschaftsunterstützung auf Ebene der einzelnen Landwirte, 
Agrarbetriebe oder Verarbeitungsbetriebe vorsieht und die zu einem Produktionsanstieg führen, durch 
den diese Beschränkungen oder Obergrenzen überschritten werden; 

 die Beihilfe zugunsten von Zwischenbetrieben oder Großbetrieben nicht für den Kauf von gebrauchten 
Ausrüstungen gewährt wird. 

4.2. Für Investitionsbeihilfen in Regionen, die keinen Anspruch auf Regionalbeihilfe haben: 

Die zuschussfähigen Ausgaben für Investitionen entsprechen in allen Punkten den in den Leitlinien der Kommis­
sion für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007—2013 aufgeführten zuschussfähigen Ausgaben: 
 ja  nein 

Falls nein und sofern es sich bei den Begünstigten um KMU handelt, stehen die zuschussfähigen Ausgaben im 
Einklang mit Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 800/2008: 
 ja 

5. Sonstige Angaben 

Der Mitteilung ist die erforderliche Dokumentation beigefügt, aus der hervorgeht, dass die Beihilfe auf klar 
definierte Ziele ausgerichtet ist, die den festgestellten strukturellen und räumlichen Erfordernissen und struktu­
rellen Nachteilen Rechnung tragen: 
 ja  nein 

Falls ja, ist diese Dokumentation in einem Anhang zum vorliegenden ergänzenden Informationsblatt beizufügen.“
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/80/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 13. Juli 2009 

über die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

(Kodifizierte Fassung) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 95, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 93/29/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 
über die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, 
Kontrollleuchten und Anzeiger von zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugen ( 3 ) wurde erheblich geän­
dert ( 4 ). Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlich­
keit empfiehlt es sich daher, sie zu kodifizieren. 

(2) Bei der Richtlinie 93/29/EWG handelt es sich um eine 
Einzelrichtlinie des durch die Richtlinie 92/61/EWG des 
Rates vom 30. Juni 1992 über die Betriebserlaubnis für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge, ersetzt durch 
die Richtlinie 2002/24/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. März 2002 über die Typgeneh­
migung für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeu­
ge ( 5 ), vorgesehenen EG-Typgenehmigungssystems; sie 
enthält technische Vorschriften über das Design und die 
Beschaffenheit von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraft­
fahrzeugen im Hinblick auf die Kennzeichnung der Be­
tätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger. 
Diese technischen Vorschriften betreffen die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, um die An­
wendung des EG-Typgenehmigungsverfahrens, das durch 

die Richtlinie 2002/24/EG vorgesehen wurde, für jeden 
Fahrzeugtyp zu ermöglichen. Daher finden die in der 
Richtlinie 2002/24/EG festgelegten Bestimmungen über 
Systeme, Bauteile und selbständige technische Einheiten 
von Fahrzeugen auf diese Richtlinie Anwendung. 

(3) Um den Marktzugang in Ländern außerhalb der Gemein­
schaft zu erleichtern, sollten die Vorschriften dieser Richt­
linie denen der Regelung Nr. 60 der Wirtschaftskommis­
sion der Vereinten Nationen für Europa ( 6 ) (UN/ECE) an­
geglichen werden. 

(4) Die vorliegende Richtlinie sollte die Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang III Teil B ge­
nannten Fristen für die Umsetzung der dort genannten 
Richtlinien in innerstaatliches Recht und für die Anwen­
dung dieser Richtlinien unberührt lassen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie gilt für die Kennzeichnung der Betätigungsein­
richtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger aller in Artikel 1 der 
Richtlinie 2002/24/EG genannten Fahrzeugtypen. 

Artikel 2 

Das Verfahren zur Erteilung der EG-Typgenehmigung für Bau­
teile betreffend die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtun­
gen, Kontrollleuchten und Anzeiger eines zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps sowie die Bedingungen für den 
freien Warenverkehr dieser Fahrzeuge sind in den Kapiteln II 
bzw. III der Richtlinie 2002/24/EG festgelegt. 

Artikel 3 

(1) Die Gleichwertigkeit zwischen den Bestimmungen dieser 
Richtlinie und den Bestimmungen der UN/ECE-Regelung Nr. 60 
wird gemäß Artikel 11 der Richtlinie 2002/24/EG anerkannt. 

(2) Die Behörden der Mitgliedstaaten, die die EG-Typgeneh­
migungen für Bauteile erteilen, akzeptieren die gemäß der in 
Absatz 1 genannten UN/ECE-Regelung erteilten Genehmigungen 
sowie die entsprechenden Genehmigungszeichen anstelle der 
gemäß dieser Richtlinie erteilten Typgenehmigungen.
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Artikel 4 

Diese Richtlinie kann nach dem in Artikel 18 Absatz 2 der 
Richtlinie 2002/24/EG genannten Verfahren geändert werden: 

a) zur Berücksichtigung von Änderungen der in Artikel 3 ge­
nannten UN/ECE-Regelung; 

b) zur Anpassung der Anhänge I und II an den technischen 
Fortschritt. 

Artikel 5 

(1) Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen, die sich auf die 
Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten 
und Anzeiger beziehen, 

— weder die EG-Betriebserlaubnis eines zweirädrigen oder drei­
rädrigen Kraftfahrzeugtyps verweigern, 

— noch die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme 
zweirädriger oder dreirädriger Kraftfahrzeuge verbieten, 

wenn die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kon­
trollleuchten und Anzeiger den Vorschriften dieser Richtlinie 
entspricht. 

(2) Die Mitgliedstaaten müssen die EG-Betriebserlaubnis 
neuer zweirädriger oder dreirädriger Kraftfahrzeugtypen aus 
Gründen, die sich auf die Kennzeichnung der Betätigungsein­
richtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger beziehen, verwei­
gern, wenn die Vorschriften dieser Richtlinie nicht eingehalten 
werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 6 

Die Richtlinie 93/29/EWG, in der Fassung der in Anhang III Teil 
A aufgeführten Richtlinie, wird unbeschadet der Verpflichtungen 
der Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang III Teil B genann­
ten Fristen für die Umsetzung der dort genannten Richtlinien in 
innerstaatliches Recht und für die Anwendung dieser Richtlinien 
aufgehoben. 

Verweisungen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verwei­
sungen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe 
der Entsprechungstabelle in Anhang IV zu lesen. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2010. 

Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel vom 13. Juli 2009. 

Im Namen des Europäischen 
Parlament 

Der Präsident 
H.-G. PÖTTERING 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. ERLANDSSON
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ANHANG I 

VORSCHRIFTEN FÜR DIE EG-TYPGENEHMIGUNG FÜR BAUTEILE VON ZWEIRÄDRIGEN ODER 
DREIRÄDRIGEN KRAFTFAHRZEUGEN BETREFFEND DIE KENNZEICHNUNG DER 

BETÄTIGUNGSEINRICHTUNGEN, KONTROLLLEUCHTEN UND ANZEIGER 

1. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

1.1. „Betätigungseinrichtung“ alle Teile oder Einrichtungen des Fahrzeugs, die vom Fahrzeugführer direkt betätigt 
werden und eine Änderung des Zustands oder Betriebsverhaltens des Fahrzeugs oder eines seiner Teile bewirken; 

1.2. „Kontrollleuchte“ ein Signal, das die Betätigung einer Einrichtung, ein Betriebsverhalten oder einen kritischen 
Zustand oder eine Störung oder den Ausfall einer Funktion anzeigt; 

1.3. „Anzeiger“ eine Einrichtung, die Informationen über den ordnungsgemäßen Betrieb oder den Zustand eines 
Systems oder eines Teils eines Systems gibt, wie z. B. über den Füllstand einer Flüssigkeit; 

1.4. „Symbol“ eine bildliche Darstellung zur Kennzeichnung einer Betätigungseinrichtung, einer Kontrollleuchte oder 
eines Anzeigers. 

2. VORSCHRIFTEN 

2.1. Kennzeichnung 

Die in das Fahrzeug eingebauten Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger nach Nummer 2.1.5 
müssen entsprechend den nachstehenden Bestimmungen gekennzeichnet sein. 

2.1.1. Die Symbole müssen sich deutlich vom Untergrund abheben. 

2.1.2. Das Symbol muss sich auf der zu kennzeichnenden Betätigungseinrichtung oder Kontrollleuchte oder in ihrer 
unmittelbaren Nähe befinden. Ist dies nicht möglich, so müssen das Symbol und die Betätigungseinrichtung oder 
die Kontrollleuchte durch eine möglichst kurze durchgezogene Linie verbunden sein. 

2.1.3. Fernlicht wird durch parallel verlaufende horizontale Striche und Abblendlicht durch parallel verlaufende und nach 
unten gerichtete Striche dargestellt. 

2.1.4. Werden für die Kontrollleuchten Farben verwendet, müssen sie die folgende Bedeutung haben: 

— Rot: Gefahr 

— Gelb: Warnung 

— Grün: ordnungsgemäßer Betrieb 

Blau ist nur bei der Kontrollleuchte für Fernlicht zu verwenden.
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2.1.5. Bezeichnungen und Abbildungen der Symbole 

Abbildung 1 

Betätigungseinrichtung der Scheinwerfer für Fern­
licht 

Farbe der Kontrollleuchte: blau. 

Abbildung 2 

Betätigungseinrichtung der Scheinwerfer für Ab­
blendlicht 

Farbe der Kontrollleuchte: grün. 

Abbildung 3 

Fahrtrichtungsanzeiger 

Anmerkung: Bei getrennten Kontrollleuchten für den 
linken und den rechten Fahrtrichtungsanzeiger können 

die beiden Pfeile auch getrennt benutzt werden. 

Farbe der Kontrollleuchte: grün.
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Abbildung 4 

Warnblinklicht 

Zwei Möglichkeiten: 

— nebenstehendes Symbol für die Kennzeichnung; 

Farbe der Kontrollleuchte: rot 

oder 

— gleichzeitiges Aufleuchten der beiden in Abbildung 
3 dargestellten Pfeile. 

Abbildung 5 

Handbetätigte Kaltstarteinrichtung 

Farbe der Kontrollleuchte: gelb. 

Abbildung 6 

Einrichtung für Schallzeichen.
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Abbildung 7 

Kraftstofftank-Füllstandsanzeiger 

Farbe der Kontrollleuchte: gelb. 

Abbildung 8 

Temperatur der Motorkühlflüssigkeit 

Farbe der Kontrollleuchte: rot. 

Abbildung 9 

Batterieladeanzeiger 

Farbe der Kontrollleuchte: rot.
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Abbildung 10 

Schmiermitteldruckanzeiger 

Farbe der Kontrollleuchte: rot. 

Abbildung 11 

Nebelscheinwerfer (3) 

Farbe der Kontrollleuchte: grün. 

Abbildung 12 

Nebelschlussleuchte (3) 

Farbe der Kontrollleuchte: gelb.
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Abbildung 13 

Betätigungseinrichtung für die Zündvorrichtung 
oder zusätzliche Motorabstelleinrichtung Stellung 

„aus“ 

Abbildung 14 

Betätigungseinrichtung für die Zündvorrichtung 
oder zusätzliche Motorabstelleinrichtung Stellung 

„ein“ 

Abbildung 15 

Lichthauptschalter 

Farbe der Kontrollleuchte: grün.
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Abbildung 16 

Begrenzungsleuchte 

Anmerkung: Wird die Betätigungseinrichtung für 
mehrere Funktionen verwendet, kann sie mit dem in 
der Abbildung 15 gezeigten Symbol gekennzeichnet 

werden. 

Farbe der Kontrollleuchte: grün. 

Abbildung 17 

Leerlaufanzeige 

Farbe der Kontrollleuchte: grün. 

Abbildung 18 

Elektrischer Anlasser 

Anmerkungen: 
(1) Die eingerahmten Flächen können ausgefüllt sein. 
(2) Der dunkel gefärbte Teil dieses Symbols kann durch dessen Umrisse ersetzt werden. In diesem Fall muss der in dieser 

Zeichnung weiße Teil dunkel gefärbt sein. 
(3) Werden mit einer Betätigungseinrichtung sowohl die Nebelscheinwerfer als auch die Nebelschlussleuchte betätigt, so ist das 

Symbol für Nebelscheinwerfer zu verwenden.
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Anlage 

Aufbau des Grundmusters der unter Nummer 2.1.5 aufgeführten Symbole 

Abbildung 1 

Grundmuster 

Das Grundmuster umfasst: 

1. ein Grundquadrat mit einer Seitenlänge von 50 mm; diese Seitenlänge entspricht dem Nennwert „a“ des 
Originals; 

2. einen Grundkreis mit einem Durchmesser von 56 mm, der etwa die gleiche Fläche hat wie das Grundquadrat 
(1); 

3. einen zweiten Kreis mit einem Durchmesser von 50 mm, der von dem Grundquadrat eingeschlossen wird (1); 

4. ein zweites Quadrat, dessen Ecken auf dem Grundkreis (2) liegen und dessen Seiten parallel zu denen des 
Grundquadrats (1) sind; 

5. und 6. zwei Rechtecke mit der gleichen Fläche wie das Grundquadrat (1), deren Seiten senkrecht zueinander stehen 
und die so angeordnet sind, dass sie die gegenüberliegenden Seiten des Grundquadrats in symmetrisch zu­
einander liegenden Punkten schneiden; 

7. ein drittes Quadrat, dessen Seiten durch die Schnittpunkte des Grundquadrats (1) und des Grundkreises (2) in 
einem Winkel von 45° verlaufen, so dass sich die größten waagerechten und senkrechten Abmessungen des 
Grundmusters ergeben; 

8. ein unregelmäßiges Achteck, aus Geraden, die zu den Seiten des Quadrats (7) einen Winkel von 30° bilden. 

Das Grundmuster wird auf einen Raster mit einer Teilung von 12,5 mm aufgetragen, der mit dem Grundquadrat (1) 
zusammenfällt.
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ANHANG II 

Anlage 1 

Beschreibungsbogen betreffend die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger 
eines zwei- oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps 

(dem Antrag auf Erteilung der EG-Typgenehmigung für Bauteile beizufügen, wenn dieser getrennt von dem Antrag auf 
Erteilung der EG-Fahrzeug-Typgenehmigung eingereicht wird) 

Laufende Nummer (vom Antragsteller zu vergeben): 

Dem Antrag auf Erteilung der EG-Typgenehmigung für Bauteile betreffend die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtun­
gen, Kontrollleuchten und Anzeiger eines zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps sind die Angaben zu folgen­
den Nummern des Anhangs II Teil 1 Abschnitt A der Richtlinie 2002/24/EG beizufügen: 

— 0.1, 

— 0.2, 

— 0,4 bis 0.6, 

— 9.2.1. 

Anlage 2 

Angabe der Behörde 

EG-Typgenehmigungsbogen für Bauteile betreffend die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, 
Kontrollleuchten und Anzeiger eines zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps 

MUSTER 

Protokoll Nr. ............................................... des technischen Dienstes ............................................... vom: ......................................... 

Nr. der EG-Typgenehmigung für Bauteile: ............................................... Nr. der Erweiterung: ........................................................ 

1. Fabrikmarke des Fahrzeugs: ......................................................................................................................................................................... 

2. Typ und gegebenenfalls Ausführungen und Varianten des Fahrzeugs: ......................................................................................... 

3. Name und Anschrift des Herstellers: ........................................................................................................................................................ 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers: ......................................................................................... 

................................................................................................................................................................................................................................ 

5. Das Fahrzeug wurde zur Prüfung vorgeführt am: ............................................................................................................................... 

6. Die EG-Typgenehmigung für Bauteile wird erteilt/verweigert ( 1 ) 

7. Ort: ...................................................................................................................................................................................................................... 

8. Datum................................................................................................................................................................................................................... 

9. Unterschrift: ...................................................................................................................................................................................................... 

( 1 ) Nichtzutreffendes streichen.
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ANHANG III 

TEIL A 

Aufgehobene Richtlinie und ihre Änderung 

(gemäß Artikel 6) 

Richtlinie 93/29/EWG des Rates (ABl. L 188 vom 29.7.1993, S. 1) 

Richtlinie 2000/74/EG des Rates (ABl. L 300 vom 29.11.2000, S. 24) 

TEIL B 

Fristen für die Umsetzung und für die Anwendung 

(gemäß Artikel 6) 

Richtlinie Frist für die Umsetzung Datum der Anwendung 

93/29/EWG 14. Dezember 1994 14. Juni 1995 (*) 

2000/74/EG 31. Dezember 2001 1. Januar 2002 (**) 

(*) Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Richtlinie 93/29/EG: 
„Ab dem in Unterabsatz 1 genannten Zeitpunkt dürfen die Mitgliedstaaten die erstmalige Inbetriebnahme von Fahrzeugen, die dieser 
Richtlinie entsprechen, aus Gründen, die sich auf die Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger beziehen, nicht 
untersagen.“ 
Der genannte Zeitpunkt ist der 14. Dezember 1994 (vgl. Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 93/29/EWG). 

(**) Gemäß Artikel 2 der Richtlinie 2000/74/EG: 
„(1) Ab dem 1. Januar 2002 dürfen die Mitgliedstaaten aus Gründen, die sich auf die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, 
Kontrollleuchten und Anzeiger beziehen, 
— weder die EG-Betriebserlaubnis eines zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps verweigern, 
— noch die Zulassung, den Verkauf oder die Inbetriebnahme zweirädriger oder dreirädriger Kraftfahrzeuge verbieten, 
wenn die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger den Vorschriften der Richtlinie 93/29/EWG, in 
der Fassung der vorliegenden Richtlinie, entspricht. 
(2) Ab dem 1. Juli 2002 müssen die Mitgliedstaaten die EG-Betriebserlaubnis neuer zweirädriger oder dreirädriger Kraftfahrzeug­
typen aus Gründen, die sich auf die Kennzeichnung der Betätigungseinrichtungen, Kontrollleuchten und Anzeiger beziehen, verwei­
gern, wenn die Vorschriften der Richtlinie 93/29/EWG, in der Fassung der vorliegenden Richtlinie, nicht eingehalten werden.“.

DE 4.8.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 202/27



ANHANG IV 

ENTSPRECHUNGSTABELLE 

Richtlinie 93/29/EWG Richtlinie 2000/74/EG Vorliegende Richtlinie 

Artikel 1 und 2 Artikel 1 und 2 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 2 

Artikel 4 Eingangsteil Artikel 4 Eingangsteil 

Artikel 4 erster Gedankenstrich Artikel 4 Buchstabe a 

Artikel 4 zweiter Gedankenstrich Artikel 4 Buchstabe b 

Artikel 5 Absatz 1 — 

Artikel 2 Absatz 1 Artikel 5 Absatz 1 

Artikel 2 Absatz 2 Artikel 5 Absatz 2 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 5 Absatz 3 

— Artikel 6 und 7 

Artikel 6 Artikel 8 

Anhänge I und II Anhänge I und II 

— Anhang III 

— Anhang IV
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RICHTLINIE 2009/97/EG DER KOMMISSION 

vom 3. August 2009 

zur Änderung der Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG mit Durchführungsbestimmungen zu 
Artikel 7 der Richtlinien 2002/53/EG und 2002/55/EG des Rates hinsichtlich der Merkmale, auf 
welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestanforderungen für die 

Prüfung bestimmter Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten und Gemüsearten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni 
2002 über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaft­
liche Pflanzenarten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2 
Buchstaben a und b, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben a und b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit den Richtlinien 2003/90/EG ( 3 ) und 2003/91/EG ( 4 ) 
der Kommission sollte sichergestellt werden, dass die Sor­
ten, die die Mitgliedstaaten in ihre nationalen Sortenka­
taloge aufnehmen, den Testleitlinien des Gemeinschaftli­
chen Sortenamts (CPVO) entsprechen, sofern solche fest­
gelegt wurden. Dies gilt für die Merkmale, auf die sich die 
Prüfungen der verschiedenen Arten mindestens zu erstre­
cken haben, und die Mindestanforderungen an die Prü­
fung der Sorten. Für andere Sorten gelten gemäß den 
genannten Richtlinien die Prüfungsrichtlinien des Interna­
tionalen Verbandes zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
(UPOV). 

(2) Inzwischen hat das CPVO auch für eine Reihe weiterer 
Arten Testleitlinien festgelegt und bestehende Testleit­
linien aktualisiert. 

(3) Hinsichtlich der Richtlinie 2003/90/EG müssen Testleit­
linien/Prüfungsrichtlinien für neue Arten hinzugefügt 
werden, die vor kurzem in das Verzeichnis der Arten 
aufgenommen wurden, für die die Richtlinien 
66/401/EWG ( 5 ) und 66/402/EWG ( 6 ) des Rates gelten. 

(4) Die Richtlinien 2003/90/EG und 2003/91/EG sollten da­
her entsprechend geändert werden. 

(5) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für das landwirtschaftliche, gartenbauliche und forstliche 
Saat- und Pflanzgutwesen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I und II der Richtlinie 2003/90/EG erhalten die 
Fassung des Teils A des Anhangs der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 2 

Die Anhänge der Richtlinie 2003/91/EG erhalten die Fassung 
des Teils B des Anhangs der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 3 

Für Prüfungen, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen wurden, 
können die Mitgliedstaaten die Fassung der Richtlinien 
2003/90/EG und 2003/91/EG anwenden, die vor der Änderung 
durch die vorliegende Richtlinie gegolten hat. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spätestens 
31. Dezember 2009 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie tei­
len der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vor­
schriften mit und fügen eine Entsprechungstabelle dieser Rechts­
vorschriften und der vorliegenden Richtlinie bei. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab 1. Januar 2010 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.
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Artikel 5 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 3. August 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

TEIL A 

„ANHANG I 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a, die den Testprotokollen des Gemeinschaftlichen 
Sortenamts (CPVO) entsprechen müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Pisum sativum L. Futtererbse TP 7/1 vom 6.11.2003 

Vicia faba L. Ackerbohne TP Broadbean/1 vom 25.3.2004 

Brassica napus L. Raps TP 36/1 vom 25.3.2004 

Helianthus annuus L. Sonnenblume TP 81/1 vom 31.10.2002 

Linum usitatissimum L. Lein TP 57/1 vom 21.3.2007 

Avena nuda L. Nackthafer TP 20/1 vom 6.11.2003 

Avena sativa L. (einschl. A. byzantina K. 
Koch) 

Saathafer, Hafer (einschl. 
Mittelmeerhafer) 

TP 20/1 vom 6.11.2003 

Hordeum vulgare L. Gerste TP 19/2 vom 6.11.2003 

Oryza sativa L. Reis TP 16/1 vom 18.11.2004 

Secale cereale L. Roggen TP 58/1 vom 31.10.2002 

xTriticosecale Wittm. ex A. Camus Hybriden aus der Kreuzung einer Art der 
Gattung Triticum mit einer Art der 
Gattung Secale 

TP 121/2 vom 22.1.2007 

Triticum aestivum L. Weizen TP 3/4 vom 23.6.2008 

Triticum durum Desf. Hartweizen TP 120/2 vom 6.11.2003 

Zea mays L. Mais TP 2/2 vom 15.11.2001 

Solanum tuberosum L. Kartoffel/Erdapfel TP 23/2 vom 1.12.2005 

Der Wortlaut dieser Protokolle ist auf der CPVO-Website (www.cpvo.europa.eu) zu finden. 

ANHANG II 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, die den UPOV-Prüfungsrichtlinien entsprechen 
müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Beta vulgaris L. Runkelrübe TG/150/3 vom 4.11.1994 

Agrostis canina L. Hundsstraußgras TG/30/6 vom 12.10.1990 

Agrostis gigantea Roth. Weißes Straußgras TG/30/6 vom 12.10.1990 

Agrostis stolonifera L. Flechtstraußgras TG/30/6 vom 12.10.1990 

Agrostis capillaris L. Rotes Straußgras TG/30/6 vom 12.10.1990 

Bromus catharticus Vahl Horntrespe TG/180/3 vom 4.4.2001 

Bromus sitchensis Trin. Alaska-Trespe TG/180/3 vom 4.4.2001 

Dactylis glomerata L. Knaulgras TG/31/8 vom 17.4.2002
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Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Festuca arundinacea Schreber Rohrschwingel TG/39/8 vom 17.4.2002 

Festuca filiformis Pourr. Haar-Schafschwingel TG/67/5 vom 5.4.2006 

Festuca ovina L. Schafschwingel TG/67/5 vom 5.4.2006 

Festuca pratensis Huds. Wiesenschwingel TG/39/8 vom 17.4.2002 

Festuca rubra L. Rotschwingel TG/67/5 vom 5.4.2006 

Festuca trachyphylla (Hack.) Krajina Raublättriger Schafschwingel TG/67/5 vom 5.4.2006 

Lolium multiflorum Lam. Welsches Weidelgras TG/4/8 vom 5.4.2006 

Lolium perenne L. Deutsches Weidelgras TG/4/8 vom 5.4.2006 

Lolium x boucheanum Kunth Bastardweidelgras TG/4/8 vom 5.4.2006 

Phleum nodosum L. Zwiebellieschgras, Knollentimothe TG/34/6 vom 7.11.1984 

Phleum pratense L. Lieschgras TG/34/6 vom 7.11.1984 

Poa pratensis L. Wiesenrispe TG/33/6 vom 12.10.1990 

Lupinus albus L. Weiße Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004 

Lupinus angustifolius L. Blaue Lupine, schmalblättrige Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004 

Lupinus luteus L. Gelbe Lupine TG/66/4 vom 31.3.2004 

Medicago sativa L. Luzerne TG/6/5 vom 6.4.2005 

Medicago x varia T. Martyn Bastardluzerne, Sandluzerne TG/6/5 vom 6.4.2005 

Trifolium pratense L. Rotklee TG/5/7 vom 4.4.2001 

Trifolium repens L. Weißklee TG/38/7 vom 9.4.2003 

Vicia sativa L. Saatwicke TG/32/6 vom 21.10.1988 

Brassica napus L. var. napobrassica (L.) Rchb. Kohlrübe TG/89/6 vom 4.4.2001 

Raphanus sativus L. var. oleiformis Pers. Ölrettich TG/178/3 vom 4.4.2001 

Arachis hypogea L. Erdnuss TG/93/3 vom 13.11.1985 

Brassica rapa L. var. silvestris (Lam.) Briggs Rübse TG/185/3 vom 17.4.2002 

Carthamus tinctorius L. Saflor TG/134/3 vom 12.10.1990 

Gossypium spp. Baumwolle TG/88/6 vom 4.4.2001 

Papaver somniferum L. Schlafmohn, Mohn TG/166/3 vom 24.3.1999 

Sinapis alba L. Weißer Senf TG/179/3 vom 4.4.2001 

Glycine max (L.) Merrill Sojabohne TG/80/6 vom 1.4.1998 

Sorghum bicolor (L.) Moench Sorghum TG/122/3 vom 6.10.1989 

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.“
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TEIL B 

„ANHANG I 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a, die den Testprotokollen des Gemeinschaftlichen 
Sortenamts (CPVO) entsprechen müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Allium cepa L. (Cepa-Gruppe) Zwiebel und Lauchzwiebel TP 46/2 vom 1.4.2009 

Allium cepa L. (Aggregatum-Gruppe) Schalotte TP 46/2 vom 1.4.2009 

Allium porrum L. Porree TP 85/2 vom 1.4.2009 

Allium sativum L. Knoblauch TP 162/1 vom 25.3.2004 

Allium schoenoprasum L. Schnittlauch TP 198/1 vom 1.4.2009 

Apium graveolens L. Stauden-/Stangensellerie TP 82/1 vom 13.3.2008 

Apium graveolens L. Knollensellerie TP 74/1 vom 13.3.2008 

Asparagus officinalis L. Spargel TP 130/1 vom 27.3.2002 

Beta vulgaris L. Rote Rübe einschließlich der Sorte 
‚Cheltenham beet‘ 

TP 60/1 vom 1.4.2009 

Brassica oleracea L. Blumenkohl/Karfiol TP 45/1 vom 15.11.2001 

Brassica oleracea L. Broccoli oder Calabrese TP 151/2 vom 21.3.2007 

Brassica oleracea L. Rosenkohl/Kohlsprossen TP 54/2 vom 1.12.2005 

Brassica oleracea L. Kohlrabi TP 65/1 vom 25.3.2004 

Brassica oleracea L. Wirsing, Weißkohl und Rotkohl TP 48/2 vom 1.12.2005 

Brassica rapa L. Chinakohl TP 105/1 vom 13.3.2008 

Capsicum annuum L. Chili oder Paprika TP 76/2 vom 21.3.2007 

Cichorium endivia L. Krausblättrige Endivie und vollblättrige 
Endivie 

TP 118/2 vom 1.12.2005 

Cichorium intybus L. Wurzelzichorie TP 172/2 vom 1.12.2005 

Cichorium intybus L. Chicorée TP 173/1 vom 25.3.2004 

Citrullus lanatus (Thunb.) Matsum. et Nakai Wassermelone TP 142/1 vom 21.3.2007 

Cucumis melo L. Melone oder Zuckermelone TP 104/2 vom 21.3.2007 

Cucumis sativus L. Speisegurke und Gewürzgurke TP 61/2 vom 13.3.2008 

Cucurbita pepo L. Gartenkürbis oder Zucchini TP 119/1 vom 25.3.2004 

Cynara cardunculus L. Artischocke und Kardone TP 184/1 vom 25.3.2004 

Daucus carota L. Karotte und Futtermöhre TP 49/3 vom 13.3.2008 

Foeniculum vulgare Mill. Fenchel TP 183/1 vom 25.3.2004 

Lactuca sativa L. Salate TP 13/4 vom 1.4.2009 

Lycopersicon esculentum Mill. Tomate/Paradeiser TP 44/3 vom 21.3.2007 

Petroselinum crispum (Mill.) Nyman ex A. 
W. Hill 

Petersilie TP 136/1 vom 21.3.2007
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Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung CPVO-Protokoll 

Phaseolus coccineus L. Prunkbohne oder Feuerbohne TP 9/1 vom 21.3.2007 

Phaseolus vulgaris L. Buschbohne und Stangenbohne TP 12/3 vom 1.4.2009 

Pisum sativum L. (partim) Runzelerbse, Rollerbse und Zuckererbse TP 7/1 vom 6.11.2003 

Raphanus sativus L. Radieschen TP 64/1 vom 27.3.2002 

Solanum melongena L. Aubergine/Melanzani oder Eierfrucht TP 117/1 vom 13.3.2008 

Spinacia oleracea L. Spinat TP 55/2 vom 13.3.2008 

Valerianella locusta (L.) Laterr. Rapunzel oder Feldsalat/Vogerlsalat TP 75/2 vom 21.3.2007 

Vicia faba L. (partim) Dicke Bohne oder Puffbohne TP Broadbean/1 vom 25.3.2004 

Zea mays L. (partim) Süßmais und Puffmais TP 2/2 vom 15.11.2001 

Der Wortlaut dieser Protokolle ist auf der CPVO-Website (www.cpvo.europa.eu) zu finden. 

ANHANG II 

Verzeichnis der Arten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, die den UPOV-Prüfungsrichtlinien entsprechen 
müssen 

Wissenschaftliche Bezeichnung Gemeinsprachliche Bezeichnung UPOV-Richtlinie 

Allium fistulosum L. Winterheckenzwiebel TG/161/3 vom 1.4.1998 

Beta vulgaris L. Mangold oder Beißkohl TG/106/4 vom 31.3.2004 

Brassica oleracea L. Grünkohl TG/90/6 vom 31.3.2004 

Brassica rapa L. Speiserübe TG/37/10 vom 4.4.2001 

Cichorium intybus L. Breitblättriger Chicorée oder italienische 
Zichorie 

TG/154/3 vom 18.10.1996 

Cucurbita maxima Duchesne Riesenkürbis TG/155/4 vom 28.3.2007 

Raphanus sativus L. Schwarzer Rettich TG/63/6 vom 24.3.1999 

Rheum rhabarbarum L. Rhabarber TG/62/6 vom 24.3.1999 

Scorzonera hispanica L. Schwarzwurzel TG/116/3 vom 21.10.1988 

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.“
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 16. Februar 2009 

über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Regierung 
der Republik Korea über die Zusammenarbeit bei wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen 

(2009/586/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf die Artikel 83 und 308 in Ver­
bindung mit Artikel 300 Absatz 3 Unterabsatz 1 des Vertrags, 
auf Vorschlag der Kommission, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Angesichts der zunehmend internationalen Dimension 
der Wettbewerbsprobleme sollte die internationale 
Zusammenarbeit in diesem Bereich gestärkt werden. 

(2) Eine wohl überlegte, wirksame Durchsetzung des Wett­
bewerbsrechts ist für die Leistungsfähigkeit der Märkte 
und des internationalen Handels von Bedeutung. 

(3) Die Ausgestaltung der Grundsätze des entgegenkommen­
den Verhaltens („positive comity“) im Völkerrecht und 
deren Umsetzung bei der Durchsetzung des Wett­
bewerbsrechts der Gemeinschaft und Südkoreas ist dazu 
angetan, eine wirksamere Anwendung ihres Wett­
bewerbsrechts zu gewährleisten. 

(4) Zu diesem Zweck hat die Kommission mit der Regierung 
der Republik Korea ein Abkommen über die Anwendung 
des koreanischen und des gemeinschaftlichen Wett­
bewerbsrechts ausgehandelt. 

(5) Da das Abkommen Zusammenschlüsse und Übernahmen 
einschließt, die von der im Wesentlichen auf Artikel 308 
beruhenden Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates 
vom 20. Januar 2004 über die Kontrolle von Unterneh­
menszusammenschlüssen („EG-Fusionskontrollverord­
nung“) ( 2 ) erfasst werden, sollte dieser Beschluss auf jenen 
Artikel gestützt werden. 

(6) Das Abkommen sollte genehmigt werden — 

BESCHLIESST: 
Artikel 1 

Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Regierung der Republik Korea über die Zusammenarbeit bei 
wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen wird im Namen der Ge­
meinschaft genehmigt. 
Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen rechtsverbindlich 
für die Gemeinschaft zu unterzeichnen (*). 

Geschehen zu Brüssel am 16. Februar 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

O. LIŠKA
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ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Regierung der Republik Korea über die 
Zusammenarbeit bei wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen 

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT 

einerseits, und 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK KOREA 

andererseits, 

(nachstehend „Vertragsparteien“ genannt) — 

IN DER ERKENNTNIS, dass die Verflechtung der Volkswirtschaften aller Länder, insbesondere auch der Volkswirtschaften 
der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Korea, immer weiter fortschreitet, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass die Europäische Gemeinschaft und die Republik Korea die Ansicht teilen, dass die wohl 
überlegte, wirksame Durchsetzung des Wettbewerbsrechts für die Leistungsfähigkeit ihrer Märkte sowie für den wirt­
schaftlichen Wohlstand ihrer Verbraucher und für den Handel miteinander von Bedeutung ist, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass eine Zusammenarbeit und gegebenenfalls Abstimmung zwischen den Vertragsparteien die 
wohl überlegte, wirksame Durchsetzung ihres Wettbewerbsrechts erleichtern würde, 

IN DER ERKENNTNIS, dass die Zusammenarbeit zwischen den Wettbewerbsbehörden der Vertragsparteien zur Verbes­
serung und zum Ausbau ihrer Beziehungen beitragen wird, 

IN DEM BEWUSSTSEIN, dass von Zeit zu Zeit zwischen den Vertragsparteien Differenzen bei der Anwendung ihres 
Wettbewerbsrechts auf Verhaltensweisen oder Vorgänge, die wichtige Belange der Vertragsparteien betreffen, auftreten 
können, 

IN ANBETRACHT der überarbeiteten Empfehlung des Rates der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung vom 27. und 28. Juli 1995 über die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im Bereich von wett­
bewerbsbeschränkenden Praktiken, die den internationalen Handel beeinträchtigen, 

IN ANBETRACHT der am 28. Oktober 2004 geschlossenen Vereinbarung zwischen der Generaldirektion Wettbewerb der 
Europäischen Kommission und der Kommission für fairen Handel (Wettbewerbsbehörde) der Republik Korea — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Ziel und Begriffsbestimmungen 

(1) Ziel dieses Abkommens ist es, durch Förderung der Zu­
sammenarbeit und Abstimmung zwischen den Wettbewerbs­
behörden der Vertragsparteien zu einer wirksamen Durchset­
zung ihres Wettbewerbsrechts beizutragen und die Möglichkei­
ten für Konflikte zwischen den Vertragsparteien in allen Ange­
legenheiten, die die Anwendung ihres Wettbewerbsrechts berüh­
ren, zu vermeiden oder zu begrenzen. 

(2) Im Sinne dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck 

a) „wettbewerbswidrige Verhaltensweisen“ Verhaltensweisen, die 
nach dem Wettbewerbsrecht einer der Vertragsparteien oder 
beider Vertragsparteien Sanktionen oder sonstige Abhilfe­
maßnahmen der Wettbewerbsbehörden nach sich ziehen 
können; 

b) „Wettbewerbsbehörde“ oder „Wettbewerbsbehörden“ 

i) im Fall der Europäischen Gemeinschaft die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften hinsichtlich ihrer Be­
fugnisse nach dem Wettbewerbsrecht der Europäischen 
Gemeinschaft und 

ii) im Fall der Republik Korea die Kommission für fairen 
Handel („Korea Fair Trade Commission“); 

c) „zuständige Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats“ die für 
die Anwendung des Wettbewerbsrechts zuständige Behörde 
eines jeden Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft. 
Bei der Unterzeichnung dieses Abkommens übermittelt 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften der Re­
gierung der Republik Korea eine Aufstellung dieser
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Behörden. Die Kommission übermittelt der Regierung der 
Republik Korea eine aktualisierte Liste, sobald dies erforder­
lich ist. 

d) „Wettbewerbsrecht“ 

i) im Fall der Europäischen Gemeinschaft die Artikel 81, 82 
und 85 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des 
Rates über die Kontrolle von Unternehmenszusammen­
schlüssen mit ihren Durchführungsverordnungen und 
sämtlichen Änderungen und 

ii) im Fall der Republik Korea das Gesetz über die Regulie­
rung von Monopolen und den fairen Handel mit seinen 
Durchführungsvorschriften und sämtlichen Änderungen; 

e) „Durchsetzungsmaßnahmen“ jede Anwendung des Wett­
bewerbsrechts im Rahmen von Ermittlungen oder Verfahren 
durch die Wettbewerbsbehörde einer Vertragspartei; 

Artikel 2 

Mitteilungen 

(1) Die Wettbewerbsbehörde jeder Vertragspartei unterrichtet 
die Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei von den 
Durchsetzungsmaßnahmen, die ihrer Ansicht nach wichtige Be­
lange der anderen Vertragspartei berühren können. 

(2) Durchsetzungsmaßnahmen, die wichtige Belange der an­
deren Vertragspartei berühren können und für deren Durchset­
zungsmaßnahmen erheblich sind, sind beispielsweise Maßnah­
men, die 

a) sich gegen Staatsangehörige der anderen Vertragspartei (im 
Fall der Europäischen Gemeinschaft Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft) oder gegen 
Gesellschaften richten, die nach dem geltenden Recht der 
anderen Vertragspartei in deren Gebiet eingetragen oder ver­
fasst sind; 

b) sich gegen wettbewerbswidrige Verhaltensweisen mit Aus­
nahme von Zusammenschlüssen richten, die zu einem we­
sentlichen Teil auch im Gebiet der anderen Vertragspartei 
stattfinden beziehungsweise stattgefunden haben; 

c) einen Zusammenschluss betreffen, bei dem zumindest eines 
der beteiligten Unternehmen eine Gesellschaft ist, die nach 
dem geltenden Recht der anderen Vertragspartei in deren 
Gebiet eingetragen oder verfasst ist; 

d) einen Zusammenschluss betreffen, bei dem ein Unterneh­
men, das zumindest eines der beteiligten Unternehmen kon­
trolliert, eine Gesellschaft ist, die nach dem geltenden Recht 
der anderen Vertragspartei in deren Gebiet eingetragen oder 
verfasst ist; 

e) Verhaltensweisen betreffen, von denen angenommen wird, 
dass sie von der anderen Vertragspartei gefördert, verlangt 
oder gebilligt wurden, und 

f) Abhilfemaßnahmen betreffen, die ein Verhalten im Gebiet 
der anderen Vertragspartei ausdrücklich erfordern oder un­
tersagen oder verbindliche Verpflichtungen für die Unterneh­
men in diesem Gebiet enthalten. 

(3) Mitteilungen nach Absatz 1 ergehen in Bezug auf Zusam­
menschlüsse 

a) im Fall der Europäischen Gemeinschaft 

i) bei Einleitung eines Verfahrens gemäß Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Ra­
tes; 

ii) bei Vorlage der Beschwerdepunkte; 

b) im Fall der Republik Korea 

i) spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Wettbewerbs­
behörde schriftlich entweder eine Verlängerung des Un­
tersuchungszeitraums oder die Übermittlung weiterer Un­
terlagen über Zusammenschlüsse mit möglichen wett­
bewerbswidrigen Auswirkungen beantragt, und 

ii) bei Vorlage des Untersuchungsberichts; 

(4) Mitteilungen nach Absatz 1 ergehen in allen Fällen mit 
Ausnahme von Zusammenschlüssen 

a) im Fall der Europäischen Gemeinschaft 

i) bei Vorlage der Beschwerdepunkte; 

ii) bei Annahme einer Entscheidung oder eines Vergleichs; 

b) im Fall der Republik Korea 

i) bei Vorlage des Untersuchungsberichts; 

ii) bei Einleitung eines Strafverfahrens; 

iii) bei Annahme einer Entscheidung. 

(5) In den Mitteilungen werden die Namen der von der Un­
tersuchung betroffenen Unternehmen, die untersuchten Verhal­
tensweisen und die Märkte, auf die sich beziehen, die einschlä­
gigen Rechtsvorschriften und der Zeitpunkt der Durchsetzungs­
maßnahmen angegeben. 

Artikel 3 

Zusammenarbeit bei der Durchsetzung des 
Wettbewerbsrechts 

(1) Die Wettbewerbsbehörde jeder Vertragspartei unterstützt 
die Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei bei ihren 
Durchsetzungsmaßnahmen im Rahmen ihrer üblicherweise ver­
fügbaren Mittel in einem Ausmaß, das mit dem für die unter­
stützende Vertragspartei maßgebenden Recht und den für sie 
maßgebenden wichtigen Belangen vereinbar ist. 

(2) Der Wettbewerbsbehörde jeder Vertragspartei obliegen in 
einem mit dem Recht der jeweiligen Vertragspartei und ihren 
wichtigen Belangen zu vereinbarenden Ausmaß folgende Auf­
gaben:
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a) Unterrichtung der Wettbewerbsbehörde der anderen Ver­
tragspartei über Durchsetzungsmaßnahmen gegen wett­
bewerbswidrige Verhaltensweisen, die sich nach Ansicht der 
unterrichtenden Wettbewerbsbehörde auch auf den Wett­
bewerb im Gebiet der anderen Vertragspartei nachteilig aus­
wirken könnten; 

b) Übermittlung an die Wettbewerbsbehörde der anderen Ver­
tragspartei von wichtigen Informationen, die sich im Besitz 
der übermittelnden Wettbewerbsbehörde befinden oder von 
denen diese Kenntnis erlangt haben und die wettbewerbs­
widrige Verhaltensweisen betreffen, die nach Ansicht der 
übermittelnden Wettbewerbsbehörde für Durchsetzungsmaß­
nahmen der Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei 
erheblich sein können oder deren Durchsetzungsmaßnah­
men rechtfertigen können, und 

c) Übermittlung an die Wettbewerbsbehörde der anderen Ver­
tragspartei auf deren Ersuchen und nach Maßgabe dieses 
Abkommens von Informationen, die sich im Besitz der über­
mittelnden Wettbewerbsbehörde befinden und die für die 
Durchsetzungsmaßnahmen der Wettbewerbsbehörde der an­
deren Vertragspartei erheblich sind. 

Artikel 4 

Abstimmung der Durchsetzungsmaßnahmen 

(1) Führen die Wettbewerbsbehörden beider Vertragsparteien 
Durchsetzungsmaßnahmen in Bezug auf miteinander verbun­
dene Vorgänge durch, so ziehen sie eine Abstimmung ihrer 
Durchsetzungsmaßnahmen in einem Maße in Erwägung, das 
mit dem Recht der Vertragsparteien vereinbar ist. 

(2) Bei der Erwägung, ob im Zusammenhang mit bestimm­
ten Durchsetzungsmaßnahmen eine Abstimmung erfolgen soll­
te, berücksichtigen die Wettbewerbsbehörden der Vertragspar­
teien unter anderem folgende Gesichtspunkte: 

a) die Auswirkungen der Abstimmung auf die Fähigkeit der 
Wettbewerbsbehörden beider Vertragsparteien, die mit ihren 
Durchsetzungsmaßnahmen verfolgten Ziele zu erreichen, 

b) die relative Fähigkeit der Wettbewerbsbehörden der Vertrags­
parteien, die zur Durchführung der Durchsetzungsmaßnah­
men erforderlichen Informationen einzuholen, 

c) die Möglichkeit, widerstreitende Verpflichtungen und unnö­
tige Belastungen für die von den Durchsetzungsmaßnahmen 
betroffenen Personen zu vermeiden, 

d) die Möglichkeit einer durch die Abstimmung erzielten effi­
zienteren Nutzung ihrer Ressourcen. 

(3) Stimmen die Wettbewerbsbehörden der Vertragsparteien 
ihre Durchsetzungsmaßnahmen ab, so berücksichtigt jede Wett­
bewerbsbehörde bei ihren Durchsetzungsmaßnahmen sorgfältig 
die Ziele, die die andere Wettbewerbsbehörde mit ihren Maß­
nahmen verfolgt. 

(4) Führen die Wettbewerbsbehörden beider Vertragsparteien 
Durchsetzungsmaßnahmen in Bezug auf miteinander verbun­
dene Vorgänge durch, so prüft die Wettbewerbsbehörde jeder 
Vertragspartei auf Ersuchen der Wettbewerbsbehörde der ande­
ren Vertragspartei, soweit dies mit den wichtigen Belangen der 
ersuchten Vertragspartei vereinbar ist, ob die Gesellschaften/Per­

sonen, die vertrauliche Informationen im Zusammenhang mit 
den betreffenden Durchsetzungsmaßnahmen mitgeteilt haben, 
der Weitergabe dieser Informationen an die Wettbewerbs­
behörde der anderen Vertragspartei zustimmen („Verzicht auf 
vertrauliche Behandlung“). 

(5) Vorbehaltlich einer ordnungsgemäßen Mitteilung an die 
Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei können die 
Wettbewerbsbehörden jeder Vertragspartei die Abstimmung 
der Durchsetzungsmaßnahmen jederzeit einschränken und be­
stimmte Durchsetzungsmaßnahmen allein durchführen. 

Artikel 5 

Vermeidung von Konflikten („Negative Comity“) 

(1) Die Wettbewerbsbehörde jeder Vertragspartei erwägt 
sorgfältig die wichtigen Belange der anderen Vertragspartei in 
allen Phasen der Durchführung ihrer Durchsetzungsmaßnah­
men, einschließlich der Entscheidung über die Einleitung von 
Durchsetzungsmaßnahmen, den Umfang von Durchsetzungs­
maßnahmen und die Art der im Einzelfall angestrebten Sank­
tionen oder Abhilfemaßnahmen. 

(2) Wenn die Wettbewerbsbehörde einer Vertragspartei eine 
bestimmte Durchsetzungsmaßnahme plant, die wichtige Belange 
der anderen Vertragspartei beeinträchtigen könnte, bemüht sie 
sich unbeschadet ihrer völligen Ermessensfreiheit nach besten 
Kräften, 

a) die andere Vertragspartei rechtzeitig über wichtige Entwick­
lungen, die deren Belange betreffen, zu unterrichten, 

b) der anderen Vertragspartei Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben und 

c) die Stellungnahme der anderen Vertragspartei zu berücksich­
tigen, wobei die Entscheidungsfreiheit der Vertragsparteien 
ohne Einschränkungen gewahrt wird. 

Die Anwendung von Absatz 2 berührt nicht die Verpflichtun­
gen der Vertragsparteien gemäß Artikel 2 Absätze 3 und 4. 

(3) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass Durchsetzungs­
maßnahmen ihrer Wettbewerbsbehörde wichtige Belange der 
anderen Vertragspartei beeinträchtigen könnten, so sollten die 
Vertragsparteien zusätzlich zu allen anderen Faktoren, die unter 
den gegebenen Umständen für eine angemessene Abwägung 
ihrer konkurrierenden Belange relevant sind, folgende Gesichts­
punkte berücksichtigen: 

a) die relative Bedeutung der Auswirkungen der wettbewerbs­
widrigen Verhaltensweisen auf die wichtigen Belange der 
Vertragspartei, die die Durchsetzungsmaßnahmen trifft, im 
Vergleich zu den Auswirkungen auf die wichtigen Belange 
der anderen Vertragspartei, 

b) die relative Bedeutung der betreffenden wettbewerbswidrigen 
Verhaltensweisen oder Vorgänge im Gebiet der einen Ver­
tragspartei im Vergleich zur Bedeutung der Verhaltensweisen 
oder Vorgänge im Gebiet der anderen Vertragspartei, 

c) das Ausmaß, in dem Durchsetzungsmaßnahmen der anderen 
Vertragspartei gegen dieselben natürlichen oder juristischen 
Personen betroffen wären,
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d) das Ausmaß, in dem natürliche oder juristische Personen 
widersprüchlichen Anforderungen der beiden Vertragspar­
teien unterliegen. 

Artikel 6 

Entgegenkommendes Verhalten („Positive Comity“) 

(1) Nimmt die Wettbewerbsbehörde einer Vertragspartei an, 
dass wichtige Belange durch wettbewerbswidrige Verhaltenswei­
sen im Gebiet der anderen Vertragspartei beeinträchtigt werden, 
so kann sie in Anbetracht der Wichtigkeit, Zuständigkeitskon­
flikte zu vermeiden, und unter Berücksichtigung des Umstands, 
dass die Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei mög­
licherweise wirksamer gegen die betreffenden wettbewerbswid­
rigen Verhaltensweisen vorgehen könnte, die Wettbewerbs­
behörde der anderen Vertragspartei ersuchen, geeignete Durch­
setzungsmaßnahmen einzuleiten. 

(2) In dem Ersuchen sind die Merkmale des wettbewerbswid­
rigen Verhaltens und dessen Auswirkungen auf wichtige Belange 
der Vertragspartei der ersuchenden Wettbewerbsbehörde so ge­
nau wie möglich anzugeben und zusätzliche Informationen und 
sonstige Formen der Zusammenarbeit anzubieten, die bereit­
zustellen die ersuchende Wettbewerbsbehörde in der Lage ist. 

(3) Die ersuchte Wettbewerbsbehörde erwägt sorgfältig, ob 
gegen das im Ersuchen angegebene wettbewerbswidrige Verhal­
ten Durchsetzungsmaßnahmen eingeleitet oder laufende Durch­
setzungsmaßnahmen ausgeweitet werden sollen. Die ersuchte 
Wettbewerbsbehörde teilt der ersuchenden Wettbewerbsbehörde 
so bald wie praktisch möglich ihre Entscheidung mit. Werden 
Durchsetzungsmaßnahmen eingeleitet, so unterrichtet die er­
suchte Wettbewerbsbehörde die ersuchende Wettbewerbs­
behörde über das Ergebnis der Maßnahmen und, soweit mög­
lich, über zwischenzeitlich eingetretene wichtige Entwicklungen. 

(4) Dieser Artikel schränkt weder das Ermessen der ersuchten 
Wettbewerbsbehörde ein, nach Maßgabe ihres Wettbewerbs­
rechts und ihrer Durchsetzungspraxis gegen die in dem Ersu­
chen mitgeteilten wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen vor­
zugehen, noch steht er der Rücknahme des Ersuchens durch 
die ersuchende Wettbewerbsbehörde entgegen. 

Artikel 7 

Vertraulichkeit 

(1) Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkom­
mens ist keine Vertragspartei verpflichtet, Informationen an die 
andere Vertragspartei weiterzugeben, wenn diese Weitergabe 
nach dem Recht der Vertragspartei, die über die Informationen 
verfügt, verboten ist oder mit ihren wichtigen Belangen unver­
einbar wäre. 

(2) a) Die Europäische Gemeinschaft ist nicht verpflichtet, der 
Republik Korea im Rahmen dieses Abkommens vertrau­
liche Informationen im Sinne des Artikels 28 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates und des Artikels 17 
der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates zu über­
mitteln, mit Ausnahme der Informationen, die gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 dieses Abkommens weitergegeben 
werden. 

b) Die Regierung der Republik Korea ist nicht verpflichtet, 
der Europäischen Gemeinschaft im Rahmen dieses Ab­
kommens vertrauliche Informationen im Sinne des 
Artikel 62 des Gesetzes über die Regulierung von Mono­
polen und fairen Handel und des Artikels 9 des Gesetzes 
über die Weitergabe von Informationen durch staatliche 
Stellen zu übermitteln, mit Ausnahme der Informatio­
nen, die gemäß Artikel 4 Absatz 4 dieses Abkommens 
weitergegeben werden. 

(3) a) Andere als allgemein zugängliche Informationen, die eine 
Vertragspartei der anderen Vertragspartei nach Maßgabe 
dieses Abkommens übermittelt, werden von der empfan­
genden Vertragspartei nur für die Untersuchung wett­
bewerbswidriger Verhaltensweisen nach ihrem Wett­
bewerbsrecht in Verbindung mit der im Ersuchen ge­
nannten Angelegenheit benutzt. 

b) Gibt eine Vertragspartei vertrauliche Informationen im 
Rahmen dieses Abkommens weiter, so wahrt die emp­
fangende Vertragspartei nach Maßgabe ihres Rechts die 
Vertraulichkeit der übermittelten Informationen. 

(4) Eine Vertragspartei kann verlangen, dass die nach diesem 
Abkommen weitergegebenen Informationen gemäß den von ihr 
genannten Bedingungen genutzt werden. Ohne die vorherige 
schriftliche Zustimmung der anderen Vertragspartei nutzt die 
empfangende Vertragspartei diese Informationen nicht in einer 
diesen Bedingungen zuwiderlaufenden Weise. 

(5) Jede Vertragspartei kann die Informationen, die sie der 
anderen Vertragspartei übermittelt, einschränken, wenn letztere 
nicht die von ersterer geforderte Gewähr für die Wahrung der 
Vertraulichkeit, die Einhaltung der genannten Bedingungen oder 
der Beschränkungen des Verwendungszwecks bieten kann. 

(6) Dieser Artikel steht der Nutzung oder Weitergabe von 
anderen als allgemein zugänglichen Informationen durch die 
empfangende Vertragspartei nicht entgegen, sofern 

a) die Vertragspartei, die die Informationen übermittelt, der 
Nutzung oder Weitergabe vorher schriftlich zugestimmt hat 
oder 

b) die empfangende Vertragspartei nach dem für sie geltenden 
Recht hierzu verpflichtet ist. In diesem Fall gilt für die emp­
fangende Vertragspartei Folgendes: 

i) Sie darf keine Maßnahmen ergreifen, die eine Rechts­
pflicht begründen würden, die nach diesem Abkommen 
vertraulich übermittelten Informationen ohne die vor­
herige schriftliche Zustimmung der die Informationen 
übermittelnden Vertragspartei an Dritte oder andere Be­
hörden weiterzugeben; 

ii) sie setzt die Vertragspartei, die die Informationen über­
mittelt hat, soweit möglich, im Voraus von einer solchen 
Nutzung oder Weitergabe in Kenntnis und nimmt auf 
Ersuchen Konsultationen mit der anderen Vertragspartei 
auf, wobei sie deren wichtigen Belangen angemessen 
Rechnung trägt; und
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iii) sie nutzt alle ihr nach dem geltenden Recht zu Gebote 
stehenden Mittel, um die Vertraulichkeit der Informatio­
nen bei Anträgen Dritter oder anderer Behörden auf 
Preisgabe der betreffenden Informationen zu wahren, so­
fern mit der Vertragspartei, die die Informationen über­
mittelt hat, nichts anderes vereinbart wurde. 

(7) Die Wettbewerbsbehörde der Europäischen Gemeinschaft 

a) setzt die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats/der Mit­
gliedstaaten, dessen/deren wichtige Belange berührt sind, 
von den Mitteilungen in Kenntnis, die ihr von der Wett­
bewerbsbehörde der Republik Korea übersandt wurden, 

b) setzt die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats/der Mit­
gliedstaaten von jeder Zusammenarbeit oder Abstimmung 
bei Durchsetzungsmaßnahmen in Kenntnis und 

c) stellt sicher, dass die den zuständigen Behörden des Mitglied­
staats/der Mitgliedstaaten nach den Buchstaben a und b über­
mittelten Informationen, die nicht allgemein zugänglich sind, 
für andere als die in Artikel 1 Absatz 1 dieses Abkommens 
genannten Zwecke weder verwendet noch weitergegeben 
werden. 

Artikel 8 

Konsultation 

(1) Die Vertragsparteien konsultieren einander auf Ersuchen 
einer Vertragspartei in allen Fragen, die sich bei der Durchfüh­
rung dieses Abkommens stellen könnten. 

(2) Die Wettbewerbsbehörden der Vertragsparteien treten 
mindestens einmal im Jahr zusammen und können 

a) Informationen über ihre laufenden Durchsetzungsmaßnah­
men und Prioritäten in Bezug auf das Wettbewerbsrecht 
jeder Vertragspartei austauschen, 

b) Informationen über Wirtschaftszweige von gemeinsamem 
Interesse austauschen, 

c) politische Fragen von beiderseitigem Interesse erörtern und 

d) sonstige Fragen von beiderseitigem Interesse in Bezug auf die 
Anwendung des Wettbewerbsrechts der Vertragsparteien 
erörtern. 

Artikel 9 

Mitteilungen nach diesem Abkommen 

Mitteilungen nach diesem Abkommen können direkt zwischen 
den Wettbewerbsbehörden der Vertragsparteien übermittelt wer­
den. Mitteilungen nach Artikel 2 Absatz 3 sowie Ersuchen nach 
Artikel 6 Absatz 1 sind jedoch unverzüglich auf diplomati­
schem Wege schriftlich zu bestätigen und enthalten die Infor­
mationen, die ursprünglich zwischen den Wettbewerbsbehörden 
ausgetauscht wurden. 

Artikel 10 

Geltendes Recht 

(1) Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach 
Maßgabe ihres jeweiligen Rechts durchgeführt. 

(2) Dieses Abkommen lässt die politische oder rechtliche 
Position der Vertragsparteien in Fragen, die die Zuständigkeit 
betreffen, unberührt. 

(3) Dieses Abkommen lässt die Rechte und Pflichten der 
Republik Korea und der Europäischen Gemeinschaft nach Maß­
gabe anderer internationaler Übereinkünfte oder des für sie gel­
tenden Rechts unberührt. 

Artikel 11 

Inkrafttreten, Kündigung und Überprüfung 

(1) Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die 
Vertragsparteien einander schriftlich notifiziert haben, dass ihre 
rechtlichen Anforderungen an das Inkrafttreten dieses Abkom­
mens erfüllt sind. 

(2) Dieses Abkommen bleibt bis sechzig (60) Tage nach dem 
Tag in Kraft, an dem eine Vertragspartei der anderen auf diplo­
matischem Wege schriftlich ihre Absicht mitteilt, das Abkom­
men zu beenden. 

(3) Die Vertragsparteien erwägen, die Funktionsweise dieses 
Abkommens spätestens fünf (5) Jahre nach seinem Inkrafttreten 
zu überprüfen, um ihre Zusammenarbeit zu bewerten, weitere 
Bereiche zu bestimmen, in denen eine Zusammenarbeit zweck­
mäßig wäre, und weitere Möglichkeiten zu prüfen, wie das Ab­
kommen verbessert werden könnte. Die Vertragsparteien kom­
men überein, dass diese Überprüfung unter anderem eine Unter­
suchung konkreter oder möglicher Fälle einschließt, um fest­
zustellen, ob eine engere Zusammenarbeit ihren Belangen dien­
licher sein könnte. 

(4) Dieses Abkommen kann im gegenseitigen Einvernehmen 
geändert werden. Die Änderungen treten nach dem in Absatz 1 
genannten Verfahren in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu von den Vertragsparteien 
gehörig befugten Unterzeichneten dieses Abkommen unter­
zeichnet. 

Geschehen zu Seoul am 23. Mai 2009 in zwei Urschriften in 
bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, fin­
nischer, französischer, griechischer, italienischer, lettischer, li­
tauischer, maltesischer, niederländischer, polnischer, portugiesi­
scher, rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, 
spanischer, tschechischer, ungarischer und koreanischer Sprache. 
Im Falle unterschiedlicher Auslegung sind der englische und der 
koreanische Wortlaut gegenüber den anderen Sprachfassungen 
maßgebend.
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За Европейската общност 
Por la Comunidad Europea 
Za Evropské společenství 
For Det Europæiske Fællesskab 
Für die Europäische Gemeinschaft 
Euroopa Ühenduse nimel 
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα 
For the European Community 
Pour la Communauté européenne 
Per la Comunità europea 
Eiropas Kopienas vārdā 
Europos bendrijos vardu 
Az Európai Közösség részéről 
Għall-Komunitá Ewropea 
Voor de Europese Gemeenschap 
W imieniu Wspólnoty Europejskiej 
Pela Comunidade Europeia 
Pentru Comunitatea Europeană 
Za Európske spoločenstvo 
Za Evropsko skupnost 
Euroopan yhteisön puolesta 
På Europeiska gemenskapen vägnar 

За правителството на Република Корея 
Por el Gobierno de la República de Corea 
Za vládu Korejské republiky 
For Republikken Koreas regering 
Für die Regierung der Republik Korea 
Korea Vabariigi Valitsuse nimel 
Για την Κυβέρνηση της Δημοκρατίας της Κορέας 
For the Government of the Republic of Korea 
Pour le gouvernement de la République de Corée 
Per il governo della Repubblica di Corea 
Korejas Republikas valdības vārdā 
Korėjos Respublikos Vyriausybės vardu 
A Koreai Köztársaság kormánya részéről 
Għall-Gvern tar-Repubblika tal-Korea 
Voor de Regering van de Republiek Korea 
W imieniu rządu Republiki Korei 
Pelo Governo da República da Coreia 
Pentru Guvernul Republicii Coreea 
Za vládu Kórejskej republiky 
Za Vlado Republike Korejo 
Korean tasavallan hallituksen puolesta 
På Republiken Koreas regerings vägnar
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 7. Juli 2009 

über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in Malta 

(2009/587/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 6, 

auf Empfehlung der Kommission, 

unter Berücksichtigung der Stellungnahmen Maltas, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied­
staaten übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach 
Artikel 104 des Vertrags, das durch die zum Stabilitäts- 
und Wachstumspakt gehörende Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleu­
nigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßi­
gen Defizit ( 1 ) näher geregelt wird, sieht eine Entschei­
dung über das Bestehen eines übermäßigen Defizits vor. 
Das Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit im Anhang zum Vertrag enthält weitere Bestim­
mungen zur Durchführung des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit. In der Verordnung (EG) Nr. 
3605/93 des Rates ( 2 ) werden detaillierte Regeln und De­
finitionen für die Anwendung des genannten Protokolls 
festgelegt. 

(4) Im Jahr 2005 wurde der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
geändert, um die Haushaltsdisziplin stärker zu verankern, 
seine Effizienz und wirtschaftlichen Grundlagen zu stär­
ken und die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu gewährleisten. Ferner sollte sichergestellt 
werden, dass der wirtschaftliche und budgetäre Hinter­
grund auf allen Stufen des Defizitverfahrens in vollem 
Umfang berücksichtigt wird. Auf diese Weise bietet der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt einen Rahmen, der die 
Politik der Regierungen zur umgehenden Wiederherstel­
lung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht auf 
die Wirtschaftslage unterstützt. 

(5) Nach Artikel 104 Absatz 5 des Vertrags hat die Kommis­
sion dem Rat eine Stellungnahme vorzulegen, wenn sie 
der Auffassung ist, dass in einem Mitgliedstaat ein über­
mäßiges Defizit besteht oder sich ergeben könnte. Unter 
Berücksichtigung ihres Berichts nach Artikel 104 Absatz 
3 und nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanz­
ausschusses gemäß Artikel 104 Absatz 4 des Vertrags 
gelangt die Kommission zu der Auffassung, dass in Malta 
ein übermäßiges Defizit besteht. Die Kommission hat 
dem Rat daher am 24. Juni 2009 ( 3 ) eine entsprechende 
Stellungnahme zu Malta vorgelegt. 

(6) Nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags hat der Rat die 
Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebe­
nenfalls abzugeben wünscht, zu berücksichtigen, bevor 
er nach Prüfung der Gesamtlage entscheidet, ob ein über­
mäßiges Defizit besteht. Im Falle Maltas führt die Prüfung 
der Gesamtlage zu den in dieser Entscheidung beschrie­
benen Schlussfolgerungen. 

(7) Nach den von den maltesischen Behörden im März 2009 
gemeldeten und anschließend von Eurostat bestätigten 
Daten erreichte das gesamtstaatliche Defizit Maltas im 
Jahr 2008 4,7 % des BIP und überstieg damit den Refe­
renzwert von 3 % des BIP erheblich. Das Defizit liegt 
nicht in der Nähe des Referenzwerts von 3 % des BIP 
und der Referenzwert kann nicht im Sinne des Vertrags 
und des Stabilitäts- und Wachstumspakts als ausnahms­
weise überschritten angesehen werden. Vor allem ist die 
Überschreitung im Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts nicht Folge eines außergewöhnli­
chen Ereignisses oder eines schweren Wirtschafts­
abschwungs im Jahr 2008. Zwischen 2005 und 2007 
lag das reale BIP-Wachstum nämlich mit jährlich mehr 
als 3 % deutlich über dem Potenzialwachstum. Das Wirt­
schaftswachstum schwächte sich 2008 ab, blieb jedoch 
mit 1,6 % positiv und wurde nach den neuesten Daten 
auf 2,5 % nach oben korrigiert. Der Referenzwert kann 
außerdem nicht als vorübergehend überschritten angese­
hen werden. Nach der Frühjahrsprognose 2009 der Kom­
missionsdienststellen soll die Defizitquote im Prog­
nosezeitraum sinken, jedoch mit 3,6 % des BIP im Jahr 
2009 und — unter der üblichen Annahme einer unver­
änderten Politik — 3,2 % des BIP im Jahr 2010 über dem 
Schwellenwert bleiben. Das Defizitkriterium des Vertrags 
ist somit nicht erfüllt.
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(8) Der öffentliche Bruttoschuldenstand liegt seit dem Jahr 
2003 über dem Referenzwert von 60 % des BIP und 
belief sich im Jahr 2008 auf 64,1 % des BIP. Nach der 
Frühjahrsprognose 2009 der Kommissionsdienststellen 
soll der gesamtstaatliche Schuldenstand weiter auf knapp 
69 % im Jahr 2010 ansteigen. Die Schuldenquote kann 
im Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- und Wachs­
tumspakts nicht als hinreichend rückläufig und sich rasch 
genug dem Referenzwert annähernd angesehen werden. 
Das Schuldenstandskriterium des Vertrags ist somit nicht 
erfüllt. 

(9) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 können „einschlägige Faktoren“ in den Verfah­
rensschritten auf dem Weg zu der Entscheidung des Ra­
tes über das Bestehen eines übermäßigen Defizits gemäß 
Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags jedoch nur dann be­
rücksichtigt werden, wenn die doppelte Bedingung, dass 
das Defizit in der Nähe des Referenzwertes bleibt und der 
Referenzwert nur vorübergehend überschritten wird, voll­
ständig erfüllt ist. Im Falle Maltas ist diese doppelte Be­
dingung nicht erfüllt. Daher werden bei den Verfahrens­

schritten, die zu dieser Entscheidung führen, keine ein­
schlägigen Faktoren berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach Prüfung der Gesamtlage ist festzustellen, dass in Malta ein 
übermäßiges Defizit besteht. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Malta gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 7. Juli 2009 

zum Bestehen eines übermäßigen Defizits in Litauen 

(2009/588/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 6, 

auf Empfehlung der Kommission, 

unter Berücksichtigung der Bemerkungen Litauens, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied­
staaten übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach 
Artikel 104 des Vertrags, das durch die zum Stabilitäts- 
und Wachstumspakt gehörende Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleu­
nigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßi­
gen Defizit ( 1 ) näher geregelt wird, sieht eine Entschei­
dung über das Bestehen eines übermäßigen Defizits vor. 
Das Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit im Anhang zum Vertrag enthält weitere Bestim­
mungen zur Durchführung des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit. In der Verordnung (EG) Nr. 
3605/93 des Rates ( 2 ) werden detaillierte Regeln und De­
finitionen für die Anwendung des genannten Protokolls 
festgelegt. 

(4) Im Jahr 2005 wurde der Stabilitäts- und Wachstumspakt 
geändert, um die Haushaltsdisziplin stärker zu verankern, 
seine Effizienz und wirtschaftlichen Grundlagen zu stär­
ken und die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu gewährleisten. Ferner sollte sichergestellt 
werden, dass der wirtschaftliche und budgetäre Hinter­
grund auf allen Stufen des Defizitverfahrens in vollem 
Umfang berücksichtigt wird. Auf diese Weise bietet der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt einen Rahmen, der die 
Politik der Regierungen zur umgehenden Wiederherstel­
lung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht auf 
die Wirtschaftslage unterstützt. 

(5) Nach Artikel 104 Absatz 5 des Vertrags hat die Kommis­
sion dem Rat eine Stellungnahme vorzulegen, wenn sie 
der Auffassung ist, dass in einem Mitgliedstaat ein über­
mäßiges Defizit besteht oder sich ergeben könnte. Ange­
sichts ihres Berichts nach Artikel 104 Absatz 3 des Ver­
trags und nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Fi­
nanzausschusses gemäß Artikel 104 Absatz 4 ist die 
Kommission zu der Auffassung gelangt, dass in Litauen 
ein übermäßiges Defizit besteht. Die Kommission hat 
dem Rat daher am 24. Juni 2009 eine entsprechende 
Stellungnahme zu Litauen vorgelegt ( 3 ). 

(6) Nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags hat der Rat die 
Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebe­
nenfalls abzugeben wünscht, zu berücksichtigen, bevor 
er nach Prüfung der Gesamtlage entscheidet, ob ein über­
mäßiges Defizit besteht. Im Falle Litauens führt die Prü­
fung der Gesamtlage zu den in diesem Beschluss enthal­
tenen Schlussfolgerungen. 

(7) Laut der VÜD-Datenmeldung durch die litauischen Be­
hörden erreichte das gesamtstaatliche Defizit Litauens 
2008 einen Stand von 3,2 % des BIP und lag damit 
über dem Referenzwert von 3 % des BIP. Zwar lag das 
Defizit in der Nähe des Referenzwerts von 3 % des BIP, 
doch kann der Referenzwert nicht im Sinne des Vertrags 
und des Stabilitäts- und Wachstumspaktes als ausnahms­
weise überschritten angesehen werden. Insbesondere ist 
die Überschreitung nicht Folge eines schweren Wirt­
schaftsabschwungs im Jahr 2008, in dem das BIP-Wachs­
tum von 8,9 % im Jahr 2007 auf 3,0 % absank. Dieses 
durchschnittliche jährliche Wachstum allein reicht nicht 
aus, um das Defizit von 2008 als Ausnahme anzusehen. 
Der Referenzwert kann ferner nicht als vorübergehend 
überschritten betrachtet werden. Nach der Frühjahrsprog­
nose 2009 der Kommissionsdienststellen wird sich das 
Defizit unter Berücksichtigung der im Haushalt für 
2009 und in dem vom Parlament im Mai verabschiede­
ten Nachtragshaushalt vorgesehenen Maßnahmen im Jahr 
2009 auf 5,4 % des BIP ausweiten und unter der An­
nahme einer unveränderten Politik bis 2010 noch auf 
8,0 % des BIP anwachsen. Daher ist das Defizitkriterium 
des Vertrags nicht erfüllt. 

(8) Der gesamtstaatliche Bruttoschuldenstand verharrt deut­
lich unter dem Referenzwert von 60 % des BIP und lag 
im Jahr 2008 bei 15,6 % des BIP. Er dürfte jedoch nach 
der Frühjahrsprognose 2009 der Kommissionsdienststel­
len im Jahr 2009 sehr bald auf 22,6 % des BIP ansteigen 
und danach vor allem aufgrund der erwarteten hohen 
Primärdefizite im Jahr 2010 sogar 31,9 % erreichen.
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(9) Entsprechend dem Stabilitäts- und Wachstumspakt sollte 
die Reform des Rentensystems zur Einführung eines 
Mehrsäulensystems mit einer gesetzlichen, vollständig ka­
pitalgedeckten Säule gebührend berücksichtigt werden. 
Zwar kommt es bei der Durchführung dieser Reform 
vorübergehend zu einer Verschlechterung der Haushalts­
lage, aber die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen verbessert sich eindeutig. Nach den Schätzun­
gen der litauischen Behörden beliefen sich die Nettokos­
ten dieser Reform im Jahr 2008 auf 1,0 % des BIP, und 
aufgrund der vorübergehenden Verringerung der Beiträge 
von 5,5 % auf 2,0 % dürften sie 2009 bei 0,5 % und 
2010 bei 0,4 % liegen. Gemäß dem Stabilitäts- und 
Wachstumspakt können diese auf linear degressiver Basis 
während eines Übergangszeitraums von fünf Jahren be­
rücksichtigt werden, allerdings nur, wenn das Defizit in 
der Nähe des Referenzwertes bleibt. Im Jahr 2008, dem 
einzigen Jahr, in dem es möglich ist, das Defizit als in der 
Nähe des Referenzwertes gelegen anzusehen, dürfte das 
bereinigte Defizit unter Berücksichtigung der Nettokosten 
der Reform 2,6 % des BIP betragen. 2009 und 2010 
dürfte das von den Dienststellen der Kommission prog­
nostizierte Defizit jedoch nicht mehr in der Nähe des 
Referenzwertes liegen, so dass die Kosten der Rentenre­
form für diese Jahre nicht berücksichtigt werden können. 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 können „einschlägige Faktoren“ bei der Ent­
scheidung des Rates über das Bestehen eines übermäßi­

gen Defizits nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags nur 
dann berücksichtigt werden, wenn die doppelte 
Bedingung — dass das Defizit in der Nähe des Referenz­
wertes bleibt und der Referenzwert nur vorübergehend 
überschritten wird — vollständig erfüllt ist. Dies trifft im 
Falle Litauens nicht zu. Bei der vorliegenden Entschei­
dung werden daher keine sonstigen einschlägigen Fak­
toren berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach Prüfung der Gesamtlage ist festzustellen, dass in Litauen 
ein übermäßiges Defizit besteht 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Litauen gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 7. Juli 2009 

über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in Polen 

(2009/589/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 6, 

auf Empfehlung der Kommission, 

unter Berücksichtigung der Bemerkungen Polens, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied­
staaten übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach 
Artikel 104 des Vertrags, das durch die zum Stabilitäts- 
und Wachstumspakt gehörende Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleu­
nigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßi­
gen Defizit ( 1 ) näher geregelt wird, sieht eine Entschei­
dung über das Bestehen eines übermäßigen Defizits vor. 
Das Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit im Anhang zum Vertrag enthält weitere Bestim­
mungen zur Durchführung des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit. In der Verordnung (EG) Nr. 
3605/93 des Rates ( 2 ) werden detaillierte Regeln und De­
finitionen für die Anwendung des genannten Protokolls 
festgelegt. 

(4) Mit der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts von 
2005 sollten Effizienz und wirtschaftliche Grundlagen 
des Pakts gestärkt und die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen gewährleistet werden. Ferner sollte 
sichergestellt werden, dass der wirtschaftliche und budge­
täre Hintergrund auf allen Stufen des Defizitverfahrens in 
vollem Umfang berücksichtigt wird. Auf diese Weise bie­
tet der Stabilitäts- und Wachstumspakt einen Rahmen, 
der die Politik der Regierungen zur umgehenden Wieder­
herstellung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht 
auf die Wirtschaftslage unterstützt. 

(5) Nach Artikel 104 Absatz 5 des Vertrags hat die Kommis­
sion dem Rat eine Stellungnahme vorzulegen, wenn sie 
der Auffassung ist, dass in einem Mitgliedstaat ein über­
mäßiges Defizit besteht oder sich ergeben könnte. Unter 
Berücksichtigung ihres Berichts nach Artikel 104 Absatz 
3 des Vertrags und nach Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Finanzausschusses gemäß Artikel 104 Absatz 4 des 
Vertrags gelangte die Kommission zu der Auffassung, 
dass in Polen ein übermäßiges Defizit besteht. Die Kom­
mission hat dem Rat daher am 24. Juni 2009 ( 3 ) eine 
entsprechende Stellungnahme zu Polen vorgelegt. 

(6) Nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags hat der Rat die 
Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebe­
nenfalls abzugeben wünscht, zu berücksichtigen, bevor 
er nach Prüfung der Gesamtlage entscheidet, ob ein über­
mäßiges Defizit besteht. Im Falle Polens führt die Prüfung 
der Gesamtlage zu den in dieser Entscheidung genannten 
Schlussfolgerungen. 

(7) Auf der Grundlage der Daten, die im April 2009 von 
Polen gemeldet und anschließend von Eurostat bestätigt 
wurden, erreicht das gesamtstaatliche Defizit Polens 2008 
3,9 % des BIP und überstieg damit den Referenzwert von 
3 % des BIP. Das Defizit lag nicht in der Nähe des Refe­
renzwerts von 3 % des BIP und der Referenzwert kann 
nicht im Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes als ausnahmsweise überschritten ange­
sehen werden. So ist die Überschreitung nicht auf ein 
ungewöhnliches Ereignis im Sinne des Vertrags und des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts zurückzuführen. Auch 
ist sie nicht Folge eines schweren Wirtschaftsabschwungs 
2008 im Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts. Trotz des im Vergleich zum Vorjahr 
geringeren Wirtschaftswachstums von 3,3 % im letzten 
Quartal 2008, das auch die Einnahmen im letzten Quar­
tal zurückgehen ließ und damit das bereits über den 
Prognosen liegende Defizit noch erhöhte, zeigte sich 
das BIP-Wachstum mit 4,9 % 2008 insgesamt als nach 
wie vor relativ robust. 

Das Potenzialwachstum des BIP wird auf etwa 4 ½ % und 
die Produktionslücke auf etwa 3 ½ % des BIP-Potenzials 
geschätzt, was auf gute Konjunkturbedingungen schlie­
ßen lässt. Der Referenzwert kann außerdem nicht als 
vorübergehend überschritten angesehen werden. Nach 
der Frühjahrsprognose 2009 der Kommissionsdienststel­
len dürfte das gesamtstaatliche Defizit 2009 6,6 % des 
BIP und bei unveränderten Rahmenbedingungen 2010 
7,3 % erreichen, bei einem BIP-Rückgang von 1,4 % 
2009 und einem BIP-Wachstum von 0,8 % 2010. Auch 
Polen geht für 2009 von einem Anstieg des Defizits aus 
und hat am 22. Juni 2009 angekündigt, dass das gesamt­
staatliche Defizit wohl deutlich über dem Wert
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von 4,6 % des BIP liegen wird, von dem es in seiner 
Datenmeldung im Frühjahr 2009 für das laufende Jahr 
ausgegangen war ( 1 ). Damit ist das Defizitkriterium des 
Vertrags nicht erfüllt. 

(8) Der gesamtstaatliche Bruttoschuldenstand bleibt unter 
dem Referenzwert von 60 % des BIP und lag im Jahr 
2008 bei 47,1 % des BIP. Angesichtes der zu erwarten­
den hohen Defizite, dürfte der gesamtstaatliche Schulden­
stand den Prognosen der Kommissionsdienststellen vom 
Frühjahr 2009 zufolge jedoch 2010 nahezu 60 % errei­
chen. 

(9) Gemäß dem Stabilitäts- und Wachstumspakts müssen die 
Reformen des Rentensystems berücksichtigt werden, mit 
denen ein aus mehreren Säulen bestehendes System, das 
eine gesetzliche, vollständig kapitalgedeckte Säule um­
fasst, eingeführt wurde. Auch wenn die Einführung dieser 
Reformen vorübergehend eine Verschlechterung der 
Haushaltslage zur Folge hat, wird die langfristige Trag­
fähigkeit der öffentlichen Finanzen hierdurch doch ein­
deutig verbessert. Den polnischen Angaben zufolge belie­
fen sich die Nettokosten dieser Reform 2008 auf 2,9 % 
des BIP und werden 2009 auf 3,2 % des BIP ansteigen, 
worauf Polen nochmals in einem Schreiben vom 22. Juni 
verwiesen hat. Gemäß dem Stabilitäts- und Wachstums­
pakt können diese Kosten jedoch nur für einen Über­
gangszeitraum auf linear degressiver Basis berücksichtigt 
werden und nur dann, wenn das Defizit nahe dem Refe­
renzwert bleibt. Da das Defizit 2008-2010 nicht nahe 
dem Referenzwert liegen wird, können die Kosten für 
die Rentenreform nicht berücksichtigt werden. 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 können „einschlägige Faktoren“ bei den Verfah­
rensschritten, die zu einer Entscheidung des Rates über 
das Bestehen eines übermäßigen Defizits nach 
Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags führen, nur dann 
berücksichtigt werden, wenn die doppelte Bedingung, 
dass das Defizit in der Nähe des Referenzwertes bleibt 
und der Referenzwert vorübergehend überschritten wird, 
vollständig erfüllt ist. Daher werden in den Verfahrens­
schritten auf dem Weg zu dieser Entscheidung einschlä­
gige Faktoren nicht berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach Prüfung der Gesamtlage ist festzustellen, dass in Polen ein 
übermäßiges Defizit besteht. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Polen gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 7. Juli 2009 

über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in Rumänien 

(2009/590/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 6, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied­
staaten übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach 
Artikel 104 des Vertrags, das durch die zum Stabilitäts- 
und Wachstumspakt gehörende Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 über die Beschleu­
nigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßi­
gen Defizit ( 1 ) näher geregelt wird, sieht eine Entschei­
dung über das Bestehen eines übermäßigen Defizits vor. 
Das Protokoll über das Verfahren bei einem übermäßigen 
Defizit im Anhang zum des Vertrags enthält weitere Be­
stimmungen zur Durchführung des Verfahrens bei einem 
übermäßigen Defizit. In der Verordnung (EG) Nr. 
3605/93 ( 2 ) des Rates werden detaillierte Regeln und De­
finitionen für die Anwendung des genannten Protokolls 
festgelegt. 

(4) Mit der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts von 
2005 sollten Effizienz und wirtschaftliche Grundlagen 
des Pakts gestärkt und die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen gewährleistet werden. Ferner sollte 
sichergestellt werden, dass der wirtschaftliche und budge­
täre Hintergrund auf allen Stufen des Defizitverfahrens in 
vollem Umfang berücksichtigt wird. Auf diese Weise bie­
tet der Stabilitäts- und Wachstumspakt einen Rahmen, 
der die Politik der Regierungen zur umgehenden Wieder­
herstellung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht 
auf die Wirtschaftslage unterstützt. 

(5) Nach Artikel 104 Absatz 5 des Vertrags hat die Kommis­
sion dem Rat eine Stellungnahme vorzulegen, wenn sie 
der Auffassung ist, dass in einem Mitgliedstaat ein über­
mäßiges Defizit besteht oder sich ergeben könnte. Unter 

Berücksichtigung ihres eigenen Berichts nach Artikel 104 
Absatz 3 und nach Stellungnahme des Wirtschafts- und 
Finanzausschusses gemäß Artikel 104 Absatz 4 des Ver­
trags ist die Kommission zu der Auffassung gelangt, dass 
in Rumänien ein übermäßiges Defizit besteht. Daher hat 
die Kommission dem Rat am 13. Mai 2009 eine ent­
sprechende Stellungnahme zu Rumänien vorgelegt ( 3 ). 

(6) Nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags hat der Rat die 
Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebe­
nenfalls abzugeben wünscht, zu berücksichtigen, bevor 
er nach Prüfung der Gesamtlage entscheidet, ob ein über­
mäßiges Defizit besteht. Im Falle Rumäniens führt die 
Prüfung der Gesamtlage zu den folgenden in dieser Ent­
scheidung genannten Schlussfolgerungen. 

(7) Nach den im April 2009 von den rumänischen Behörden 
gemeldeten und anschließend von Eurostat bestätigten 
Daten erreichte das gesamtstaatliche Defizit Rumäniens 
im Jahr 2008 5,4 % des BIP und lag damit über dem 
Referenzwert von 3 % des BIP. Das Defizit lag nicht in 
der Nähe des Referenzwerts von 3 % des BIP und der 
Referenzwert kann im Sinne des Vertrags und des Stabi­
litäts- und Wachstumspaktes auch nicht als ausnahms­
weise überschritten angesehen werden. Insbesondere ist 
die Referenzwertüberschreitung nicht Folge eines im Jahr 
2008 eingetretenen schweren Wirtschaftsabschwungs im 
Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- und Wachstums­
pakts. Zwar hat sich das Wachstum im letzten Quartal 
des Jahres verlangsamt, doch hat sich das BIP-Wachstum 
im Gesamtjahr 2008 von 6 % 2007 auf 7,1 % und damit 
deutlich über die Potenzialrate hinaus beschleunigt. Der 
Referenzwert kann auch nicht als nur vorübergehend 
überschritten angesehen werden. Nach der Frühjahrsprog­
nose 2009 der Kommissionsdienststellen wird das ge­
samtstaatliche Defizit 2009 voraussichtlich 5,1 % des 
BIP und 2010 unter der Annahme einer unveränderten 
Politik 5,6 % des BIP betragen. Diese Projektionen gehen 
von einem BIP-Wachstum von – 4,0 % 2009 und 0 % 
2010 aus. Die Kommissionsdienststellen haben bei ihrer 
Prognose die im diesjährigen Haushalt vom Februar 2009 
für das laufende Jahr vorgesehenen sowie die im April 
2009 von der Regierung zusätzlich beschlossenen Maß­
nahmen berücksichtigt. Das Defizitkriterium des Vertrags 
ist nicht erfüllt. 

(8) Der öffentliche Bruttoschuldenstand liegt mit 13,6 % des 
BIP im Jahr 2008 nach wie vor weit unter dem Referenz­
wert von 60 % des BIP. Allerdings dürfte die Schulden­
quote nach der Frühjahrsprognose 2009 der Kommis­
sionsdienststellen im Jahr 2209 auf 18 ¼ % und 2010 
auf 22 ¾ % ansteigen.
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(9) Gemäß dem Stabilitäts- und Wachstumspakt wurden 
Rentenreformen, mit denen ein Mehrsäulensystem mit 
einer gesetzlichen, vollständig kapitalgedeckten Säule ein­
geführt wird, gebührend berücksichtigt. Auch wenn die 
Einführung dieser Reformen vorübergehend eine Ver­
schlechterung der Haushaltslage zur Folge hat, wird die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen hier­
durch doch eindeutig verbessert. Die Nettokosten dieser 
Reform belaufen sich nach Schätzungen der rumänischen 
Behörden 2008 auf 0,2 % des BIP, 2009 auf 0,3 %, 2010 
auf 0,4 % und 2011 auf 0,4 % des BIP. Nach dem Sta­
bilitäts- und Wachstumspakt können diese Kosten wäh­
rend eines Übergangszeitraums auf linear degressiver Ba­
sis und nur dann berücksichtigt werden, wenn das Defizit 
noch in der Nähe des Referenzwerts liegt, was bei Ru­
mänien nicht der Fall ist. Auch um die Rentenreform­
kosten bereinigt läge das Defizit 2008 noch weit über 
3 % des BIP. 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 können „einschlägige Faktoren“ bei den Verfah­
rensschritten, die zu einer Entscheidung des Rates über 
das Bestehen eines übermäßigen Defizits nach 
Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags führen, nur dann 
berücksichtigt werden, wenn die doppelte Bedingung, 
dass das Defizit in der Nähe des Referenzwertes bleibt 

und der Referenzwert vorübergehend überschritten wird, 
vollständig erfüllt ist. Dies ist bei Rumänien nicht der 
Fall. Daher werden in den Verfahrensschritten auf dem 
Weg zu dieser Entscheidung keine sonstigen einschlägi­
gen Faktoren berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach Prüfung der Gesamtlage ist festzustellen, dass in Rumänien 
ein übermäßiges Defizit besteht. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an Rumänien gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 7. Juli 2009 

über das Bestehen eines übermäßigen Defizits in Lettland 

(2009/591/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 104 Absatz 6, 

auf Empfehlung der Kommission, 

unter Berücksichtigung der Bemerkungen Lettlands, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach Artikel 104 des Vertrags vermeiden die Mitglied­
staaten übermäßige öffentliche Defizite. 

(2) Der Stabilitäts- und Wachstumspakt beruht auf dem Ziel 
einer gesunden öffentlichen Finanzlage als Mittel zur Ver­
besserung der Voraussetzungen für Preisstabilität und ein 
kräftiges tragfähiges Wachstum, das der Schaffung von 
Arbeitsplätzen förderlich ist. 

(3) Das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit nach 
Artikel 104 des Vertrags (Defizitverfahren), das durch 
die zum Stabilitäts- und Wachstumspakt gehörende Ver­
ordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates vom 7. Juli 1997 
über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei 
einem übermäßigen Defizit ( 1 ) näher geregelt wird, sieht 
eine Entscheidung über das Bestehen eines übermäßigen 
Defizits vor. Das Protokoll über das Verfahren bei einem 
übermäßigen Defizit im Anhang zum Vertrag enthält 
weitere Bestimmungen zur Durchführung des Defizitver­
fahrens. In der Verordnung (EG) Nr. 3605/93 ( 2 ) des Ra­
tes werden detaillierte Regeln und Definitionen für die 
Anwendung des genannten Protokolls festgelegt. 

(4) Mit der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts von 
2005 sollten Effizienz und wirtschaftliche Grundlagen 
des Pakts gestärkt und die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen gewährleistet werden. Ferner sollte 
sichergestellt werden, dass der wirtschaftliche und budge­
täre Hintergrund auf allen Stufen des Defizitverfahrens in 
vollem Umfang berücksichtigt wird. Auf diese Weise bie­
tet der Stabilitäts- und Wachstumspakt einen Rahmen, 
der die Politik der Regierungen zur umgehenden Wieder­
herstellung einer soliden Haushaltsposition mit Rücksicht 
auf die Wirtschaftslage unterstützt. 

(5) Nach Artikel 104 Absatz 5 des Vertrags hat die Kommis­
sion dem Rat eine Stellungnahme vorzulegen, wenn sie 
der Auffassung ist, dass in einem Mitgliedstaat ein über­
mäßiges Defizit besteht oder sich ergeben könnte. Ange­
sichts ihres Berichts nach Artikel 104 Absatz 3 und nach 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses 
gemäß Artikel 104 Absatz 4 des Vertrags ist die Kom­
mission zu der Auffassung gelangt, dass in Lettland ein 
übermäßiges Defizit besteht. Daher hat die Kommission 
dem Rat am 2. Juli 2009 eine entsprechende Stellung­
nahme zu Lettland vorgelegt ( 3 ). 

(6) Nach Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags hat der Rat die 
Bemerkungen, die der betreffende Mitgliedstaat gegebe­
nenfalls abzugeben wünscht, zu berücksichtigen, bevor 
er nach Prüfung der Gesamtlage entscheidet, ob ein über­
mäßiges Defizit besteht. Im Falle Lettlands führt die Prü­
fung der Gesamtlage zu den in dieser Entscheidung aus­
geführten Schlussfolgerungen. 

(7) Nach der Datenmeldung vom April 2009 erreichte das 
gesamtstaatliche Defizit Lettlands im Jahr 2008 4,0 % des 
BIP und lag damit über dem Referenzwert von 3 % des 
BIP. Zudem lag es nicht und nicht in der Nähe des 
Referenzwerts von 3 % des BIP. Allerdings kann der Re­
ferenzwert im Sinne des Vertrags und des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts als ausnahmsweise überschritten ange­
sehen werden. Insbesondere ist die Überschreitung Folge 
eines schweren Wirtschaftsabschwungs im Sinne des Ver­
trags und des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Nach der 
Frühjahrsprognose 2009 der Kommissionsdienststellen 
wird Lettland 2009 ein deutlich negatives reales BIP- 
Wachstum verzeichnen, d. h. eine Schrumpfung der 
Wirtschaftsleistung um 13,1 %, nach 4,6 % im Jahr 2008; 
jüngeren Indikatoren zufolge könnte die Wirtschaft 2009 
sogar um 18 % schrumpfen. 

Damit sind die Ziele, die im Dezember 2008 im Rahmen 
des EG-Zahlungsbilanzhilfeprogramms festgelegt wurden, 
d. h. 5,3 % des BIP 2009, 4,9 % des BIP 2010 und unter 
3 % des BIP 2011, unrealistisch geworden. Allerdings 
kann der Referenzwert nicht als nur vorübergehend über­
schritten angesehen werden. Nach der Frühjahrsprognose 
der Kommissionsdienststellen, in der budgetäre Maßnah­
men für 2009 nur auf der Grundlage der im Dezember 
2008 beschlossenen Änderungen berücksichtigt wurden, 
würde sich das Defizit von 4,0 % des BIP 2008 auf 
11,1 % des BIP 2009 und bei unveränderter Politik 
2010 weiter auf 13,6 % des BIP ausweiten. Nachdem 
die lettischen Behörden im Juni 2009 neue Konsolidie­
rungsmaßnahmen beschlossen und für 2010 weitere
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Maßnahmen in Aussicht gestellt haben, könnte das ge­
samtstaatliche Defizit — bei vollständiger Umsetzung 
dieser Maßnahmen — 2009 rund 10 % des BIP, 2010 
8,5 % des BIP und 2011 6 % des BIP erreichen. ( 1 ) Damit 
lag das Defizit 2008, auch wenn der Referenzwert nur 
ausnahmsweise überschritten scheint, nicht mehr in der 
Nähe des Referenzwerts und wurde dieser nicht nur vo­
rübergehend überschritten. Das Defizitkriterium des Ver­
trags ist also nicht erfüllt. 

(8) Der gesamtstaatliche Bruttoschuldenstand lag mit 19,5 % 
des BIP im Jahr 2008 noch weit unter dem Referenzwert 
von 60 % des BIP. Gleichwohl dürfte er tendenziell rasch 
ansteigen (nach der Frühjahrsprognose der Kommissions­
dienststellen bei voller Inanspruchnahme der bis 2011 
gewährten internationalen Finanzhilfe für Lettland auf 
34,1 % des BIP 2009 und 50,1 % des BIP 2010). Unter 
Berücksichtigung der im Juni 2009 beschlossenen neuen 
Konsolidierungsmaßnahmen und weiteren Konsolidie­
rungspläne der Behörden für 2010—2012 und je nach­
dem, ob und inwieweit der lettische Staat in Anbetracht 
der Stabilisierungserfordernisse im Finanzsektor weitere 
Schulden aufnimmt, könnte die Bruttoschuldenquote 
den Referenzwert von 60 % des BIP im Jahr 2012 über­
steigen, selbst wenn ausreichende Korrekturmaßnahmen 
ergriffen werden. 

(9) Die budgetäre Auswirkung der vollständig kapitalgedeck­
ten Säule, die die lettische Regierung mit ihrer Rentenre­
form eingeführt hat, wird gemäß dem Stabilitäts- und 
Wachstumspakt berücksichtigt. Auch wenn die Einfüh­
rung dieser Reformen vorübergehend eine Verschlechte­
rung der Haushaltslage zur Folge hat, wird die langfristige 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen hierdurch doch 
eindeutig verbessert. Nach Schätzungen der Kommis­
sionsdienststellen belaufen sich die Gesamtkosten solcher 
Reformen in Lettland 2008 auf 1,6 % des BIP und — 
aufgrund der im Jahr 2009 vorgesehenen vorübergehen­
den Beitragssatzsenkung von 8,0 % auf 2,0 % — 2009 
und 2010 auf 0,4 %. Der Sozialversicherungsbeitrag zur 
vollständig kapitalgedeckten zweiten Säule soll 2011 auf 
4 % und 2012 auf 6 % angehoben werden, so dass die 
Gesamtkosten der Reform 2011—2012 auf 0,8 bzw. 1,2 
BIP-Prozentpunkte ansteigen dürften. Nach dem Stabili­

täts- und Wachstumspakt können diese Kosten auf linear 
degressiver Basis während eines Übergangszeitraums und 
nur dann berücksichtigt werden, wenn das Defizit noch 
in der Nähe des Referenzwerts liegt. Da das Defizit 2008 
nicht in der Nähe des Referenzwerts lag und nach der 
Prognose der Kommissionsdienststellen auch 2009 und 
2010 nicht in der Nähe des Referenzwerts liegen wird, 
können die Kosten der Rentenreform nicht berücksichtigt 
werden. 

(10) Gemäß Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1467/97 können „einschlägige Faktoren“ bei den Verfah­
rensschritten, die zu einer Entscheidung des Rates über 
das Bestehen eines übermäßigen Defizits nach 
Artikel 104 Absatz 6 des Vertrags führen, nur dann 
berücksichtigt werden, wenn die doppelte Bedingung, 
dass das Defizit in der Nähe des Referenzwertes bleibt 
und der Referenzwert vorübergehend überschritten wird, 
vollständig erfüllt ist. Dies ist bei Lettland nicht der Fall. 
Daher werden in den Verfahrensschritten auf dem Weg 
zu dieser Entscheidung keine sonstigen einschlägigen Fak­
toren berücksichtigt — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nach Prüfung der Gesamtlage ist festzustellen, dass in Lettland 
ein übermäßiges Defizit besteht. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Lettland gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 7. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ENTSCHEIDUNG DES RATES 

vom 13. Juli 2009 

zur Änderung der Entscheidung 2009/290/EG über einen mittelfristigen finanziellen Beistand der 
Gemeinschaft für Lettland 

(2009/592/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 332/2002 des Rates vom 
18. Februar 2002 zur Einführung einer Fazilität des mittelfris­
tigen finanziellen Beistands zur Stützung der Zahlungsbilanzen 
der Mitgliedstaaten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2 in 
Verbindung mit Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Finanzausschusses (WFA), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Entscheidung 2009/289/EG ( 2 ) hat der Rat Lett­
land einen gegenseitigen Beistand gewährt. Mit der Ent­
scheidung 2009/290/EG ( 3 ) hat der Rat Lettland einen 
mittelfristigen finanziellen Beistand gewährt. 

(2) Ausmaß und Schwere der Finanzkrise in Lettland erfor­
dern eine Überprüfung der wirtschaftspolitischen Auf­
lagen für die Auszahlung der einzelnen Tranchen des 
finanziellen Beistands der Gemeinschaft, um den Haus­
haltsauswirkungen des erheblichen BIP-Rückgangs Rech­
nung zu tragen. 

(3) Die Entscheidung 2009/290/EG sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Entscheidung 2009/290/EG wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Durchführung eines klar festgelegten mittelfristigen fi­
nanzpolitischen Programms, um das gesamtstaatliche De­
fizit unter den EGV-Referenzwert von 3 % des BIP zu 
senken, wobei ein Zeitrahmen und ein Konsolidierungs­
pfad entsprechend den im Rahmen des Defizitverfahrens 
angenommenen Empfehlungen des Rates an Lettland ein­
gehalten werden sollten.“ 

2. Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„b) Mit dem Konsolidierungspfad in Einklang stehende Aus­
führung des Haushalts 2009 und Verabschiedung eines 
Haushalts für 2010 mit nachhaltigen Maßnahmen.“ 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Lettland gerichtet. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung wird im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 13. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT

DE L 202/52 Amtsblatt der Europäischen Union 4.8.2009 

( 1 ) ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 79 vom 25.3.2009, S. 37. 
( 3 ) ABl. L 79 vom 25.3.2009, S. 39.



BESCHLUSS DES RATES 

vom 27. Juli 2009 

zur Änderung des Beschlusses 1999/70/EG über die externen Rechnungsprüfer der nationalen 
Zentralbanken hinsichtlich der externen Rechnungsprüfer der Banka Slovenije 

(2009/593/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf das dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft beigefügte Protokoll über die Satzung des Euro­
päischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zen­
tralbank, insbesondere auf Artikel 27.1, 

gestützt auf die Empfehlung EZB/2009/12 der Europäischen 
Zentralbank vom 5. Juni 2009 an den Rat der Europäischen 
Union zu den externen Rechnungsprüfern der Banka Sloveni­
je ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Jahresabschlüsse der Europäischen Zentralbank (EZB) 
und der nationalen Zentralbanken des Eurosystems wer­
den von unabhängigen externen Rechnungsprüfern, die 
vom EZB-Rat empfohlen und vom Rat der Europäischen 
Union anerkannt wurden, geprüft. 

(2) Das Mandat des gegenwärtigen externen Rechnungsprü­
fers der Banka Slovenije endet nach der Rechnungsprü­
fung für das Geschäftsjahr 2008. Es ist deshalb erforder­
lich, einen neuen externen Rechnungsprüfer ab dem Ge­
schäftsjahr 2009 zu bestellen. 

(3) Die Banka Slovenije hat Deloitte revizija d.o.o. als exter­
nen Rechnungsprüfer für die Geschäftsjahre 2009 bis 
2011 ausgewählt. 

(4) Der EZB-Rat hat empfohlen, Deloitte revizija d.o.o. als 
externen Rechnungsprüfer der Banka Slovenije für die 
Geschäftsjahre 2009 bis 2011 zu bestellen. 

(5) Der Empfehlung des EZB-Rates sollte gefolgt und der 
Beschluss 1999/70/EG ( 2 ) entsprechend geändert 
werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 13 des Beschlusses 1999/70/EG erhält fol­
gende Fassung: 

„(13) Deloitte revizija d.o.o. wird als externer Rechnungs­
prüfer der Banka Slovenije für die Geschäftsjahre 2009 bis 
2011 anerkannt.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird der Europäischen Zentralbank mitgeteilt. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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EUROPÄISCHE ZENTRALBANK 

BESCHLUSS DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 17. Juli 2009 

zur Änderung des Beschlusses EZB/2006/17 über den Jahresabschluss der Europäischen Zentralbank 

(EZB/2009/19) 

(2009/594/EG) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf 
Artikel 26.2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Leitlinie EZB/2009/10 vom 7. Mai 2009 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2000/7 über geldpolitische Instru­
mente und Verfahren des Eurosystems ( 1 ) ermöglicht den 
Zugang zu den Offenmarktgeschäften und ständigen Fa­
zilitäten des Eurosystems durch Kreditinstitute, die im 
Hinblick auf ihre besondere gemeinschaftsrechtliche insti­
tutionelle Stellung einer Überprüfung unterliegen, die ei­
nen der Aufsicht durch die zuständigen nationalen Be­
hörden vergleichbaren Standard aufweist. 

(2) Der Beschluss EZB/2009/16 vom 2. Juli 2009 über die 
Umsetzung des Programms zum Ankauf gedeckter 
Schuldverschreibungen ( 2 ) sieht die Einführung eines Pro­
gramms für den Ankauf gedeckter Schuldverschreibungen 
vor. 

(3) Der Beschluss EZB/2006/17 vom 10. November 2006 
über den Jahresabschluss der Europäischen Zentral­
bank ( 3 ) ist zu ändern, um diese Entwicklungen zu be­
rücksichtigen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS GEFASST: 

Artikel 1 

Änderungen 

Der Beschluss EZB/2006/17 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die in Artikel 1 der Leitlinie EZB/2006/16 definierten 
Begriffe haben in diesem Beschluss die gleiche Bedeutung.“ 

2. Die Anhänge I und II des Beschlusses EZB/2006/17 werden 
nach Maßgabe des Anhangs des vorliegenden Beschlusses 
geändert. 

Artikel 2 

Schlussbestimmung 

Dieser Beschluss tritt am 1. Juli 2009 in Kraft. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am 17. Juli 2009. 

Der Präsident der EZB 

Jean-Claude TRICHET
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ANHANG 

Die Anhänge I und II des Beschlusses EZB/2006/17 werden wie folgt geändert: 

1. Die Tabelle mit der Überschrift „Aktiva“ in Anhang I erhält die folgende Fassung: 

„AKTIVA 

Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

1. Gold und Goldforderungen Physisches Gold, d. h. Barren, Münzen, 
Platten, Klumpen auf Lager oder auf 
dem Transportweg zwischen Lagern; 
nicht physisch vorhandenes Gold wie 
beispielsweise Goldsichtkonten (Metall­
konten), Termineinlagen und Goldfor­
derungen aus folgenden Transaktionen: 
i) Upgrading- oder Downgrading-Trans­
aktionen, und ii) nicht taggleich abge­
wickelte Goldlagerstellen- und Gold­
gehaltswaps 

Marktwert 

2. Forderungen in Fremdwäh­
rung an Ansässige außer­
halb des Euro-Währungs­
gebiets 

Forderungen an Geschäftspartner mit 
Sitz außerhalb des Euro-Währungs­
gebiets, einschließlich internationaler 
und supranationaler Institutionen und 
nicht zum Euro-Währungsgebiet gehö­
render Zentralbanken, in Fremdwäh­
rung 

2.1. Forderungen an den Inter­
nationalen Währungsfonds 
(IWF) 

a) Ziehungsrechte in der Reservetranche 
(netto) 

Nationale Quote abzüglich des Euro- 
Guthabens des IWF. Das IWF-Konto 
Nr. 2 — Euro-Konto für Verwal­
tungsaufwand — kann in diese Po­
sition eingestellt bzw. unter der Po­
sition ‚Verbindlichkeiten in Euro ge­
genüber Ansässigen außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets‘ gebucht wer­
den. 

a) Ziehungsrechte in der Reservetran­
che (netto) 

Nennwert, Umrechnung zum 
aktuellen Währungskurs 

b) Sonderziehungsrechte 

Nennwert, Umrechnung zum aktuel­
len Währungskurs 

b) Sonderziehungsrechte 

Nennwert, Umrechnung zum 
aktuellen Währungskurs 

c) Sonstige Forderungen 

Kredite aufgrund der Allgemeinen 
Kreditvereinbarungen, Kredite im 
Rahmen von Sonderfazilitäten, Ein­
lagen im Rahmen der Armuts­
bekämpfungs- und Wachstumsfazili­
tät 

c) Sonstige Forderungen 

Nennwert, Umrechnung zum 
aktuellen Währungskurs 

2.2. Guthaben bei Banken, 
Wertpapieranlagen, Aus­
landskredite und sonstige 
ausländische Vermögens­
werte 

a) Guthaben bei Banken außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets außer Guthaben 
der Aktivposition ‚Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte‘ 

Girokonten, Termineinlagen, Tages­
geld, Reverse-Repo-Geschäfte 

a) Guthaben bei Banken außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets 

Nennwert, Umrechnung zum 
aktuellen Währungskurs
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

b) Wertpapieranlagen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets außer Wertpapieranla­
gen der Aktivposition ‚,Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte‘ 

Anleihen und Schuldverschreibun­
gen, Schatzwechsel, Nullkuponanlei­
hen, Geldmarktpapiere, als Teil der 
Währungsreserven bewertete Aktien­
instrumente (jeweils begeben von 
Ansässigen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets) 

b) i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis und Umrechnung 
zum aktuellen Währungskurs 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung und ak­
tuellem Währungskurs. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung und ak­
tuellem Währungskurs. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) iv) Marktgängige Aktieninstrumente 

Marktpreis und Umrechnung 
zum aktuellen Währungskurs 

c) Auslandskredite (Einlagen) an Ansässige 
außerhalb des Euro-Währungsgebiets 
außer Auslandskrediten (Einlagen) der 
Aktivposition ‚Sonstige finanzielle Ver­
mögenswerte‘ 

c) Auslandskredite 

Einlagen zum Nennwert, um­
gerechnet zum aktuellen 
Währungskurs 

d) Sonstige ausländische Vermögenswerte 

Banknoten und Münzen von Län­
dern außerhalb des Euro-Währungs­
gebiets 

d) Sonstige ausländische Ver­
mögenswerte 

Nennwert, Umrechnung zum 
aktuellen Währungskurs 

3. Forderungen in Fremdwäh­
rung an Ansässige im 
Euro-Währungsgebiet 

a) Wertpapieranlagen innerhalb des Euro- 
Währungsgebiets außer Wertpapieranla­
gen der Aktivposition „Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte“ 

Anleihen und Schuldverschreibun­
gen, Schatzwechsel, Nullkuponanlei­
hen, Geldmarktpapiere, als Teil der 
Währungsreserven bewertete Aktien­
instrumente (jeweils begeben von 
Ansässigen des Euro-Währungs­
gebiets) 

a) i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis und Umrechnung 
zum aktuellen Währungskurs 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

a) ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung und ak­
tuellem Währungskurs. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert.
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

a) iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung und ak­
tuellem Währungskurs. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

a) iv) Marktgängige Aktieninstrumente 

Marktpreis und Umrechnung 
zum aktuellen Währungskurs 

b) Sonstige Forderungen an Ansässige des 
Euro-Währungsgebiets außer Forderun­
gen der Aktivposition „Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte“ 

Kredite, Einlagen, Reverse-Repo-Ge­
schäfte, Sonstiges 

b) Sonstige Forderungen 

Einlagen und sonstige Kredite 
zum Nennwert, umgerechnet 
zum aktuellen Währungskurs 

4. Forderungen in Euro an An­
sässige außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets 

4.1. Guthaben bei Banken, 
Wertpapieranlagen und 
Kredite 

a) Guthaben bei Banken außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets außer Guthaben 
der Aktivposition „Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte“ 

Girokonten, Termineinlagen, Tages­
geld, Reverse-Repo-Geschäfte mit 
der Verwaltung von Wertpapieren 
in Euro 

a) Guthaben bei Banken außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets 

Nennwert 

b) Wertpapieranlagen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets außer Wertpapieranla­
gen der Aktivposition „Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte“ 

Aktieninstrumente, Anleihen und 
Schuldverschreibungen, Schatzwech­
sel, Nullkuponanleihen, Geldmarkt­
papiere (jeweils begeben von Ansäs­
sigen außerhalb des Euro-Währungs­
gebiets) 

b) i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

b) iv) Marktgängige Aktieninstrumente 

Marktpreis 

c) Kredite an Ansässige außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets außer Krediten 
der Aktivposition „Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte“ 

c) Kredite außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets 

Einlagen zum Nennwert
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

d) Wertpapiere, die von Einrichtungen au­
ßerhalb des Euro-Währungsgebiets bege­
ben wurden, außer Wertpapieren der 
Aktivposition „Sonstige finanzielle Ver­
mögenswerte“ 

Von supranationalen oder interna­
tionalen Organisationen (z. B. der 
Europäischen Investitionsbank) bege­
bene Wertpapiere, unabhängig von 
deren Sitz 

d) i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis 

Agio-/Disagiobeträge werden 
amortisiert. 

d) ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

d) iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

4.2. Forderungen aus der Kredit­
fazilität im Rahmen des 
WKM II 

Kreditgewährung zu den Bedingungen 
des Wechselkursmechanismus II 
(WKM II) 

Nennwert 

5. Forderungen in Euro aus 
geldpolitischen Operatio­
nen an Kreditinstitute im 
Euro-Währungsgebiet 

Positionen 5.1 bis 5.5: geldpolitische 
Geschäfte, wie im Anhang I der Leit­
linie EZB/2000/7 vom 31. August 
2000 über geldpolitische Instrumente 
und Verfahren des Eurosystems ( 1 ) be­
schrieben 

5.1. Hauptrefinanzierungs­
geschäfte 

Reguläre befristete Transaktionen zur 
Bereitstellung von Liquidität mit wö­
chentlicher Frequenz und einer Regel­
laufzeit von einer Woche 

Nennwert oder mit Repo-Geschäften 
verbundene Anschaffungskosten 

5.2. Längerfristige Refinanzie­
rungsgeschäfte 

Reguläre befristete Transaktionen zur 
Bereitstellung von Liquidität mit mo­
natlicher Frequenz und einer Regellauf­
zeit von drei Monaten 

Nennwert oder mit Repo-Geschäften 
verbundene Anschaffungskosten 

5.3. Feinsteuerungsoperationen 
in Form von befristeten 
Transaktionen 

Befristete Transaktionen, ausgeführt als 
Ad-hoc-Geschäfte zu Feinsteuerungs­
zwecken 

Nennwert oder mit Repo-Geschäften 
verbundene Anschaffungskosten 

5.4. Strukturelle Operationen in 
Form von befristeten 
Transaktionen 

Befristete Transaktionen zur Anpassung 
der strukturellen Position des Eurosys­
tems gegenüber dem Finanzsektor 

Nennwert oder mit Repo-Geschäften 
verbundene Anschaffungskosten 

5.5. Spitzenrefinanzierungsfazi­
lität 

Bereitstellung von Liquidität über Nacht 
zu vorgegebenem Zinssatz gegen Belei­
hung refinanzierungsfähiger Ver­
mögenswerte (ständige Fazilität) 

Nennwert oder mit Repo-Geschäften 
verbundene Anschaffungskosten 

5.6. Forderungen aus Margen­
ausgleich 

Aufstockung von Krediten an Kredit­
institute, die sich aus Wertsteigerungen 
der zur Besicherung von Refinanzie­
rungsgeschäften hinterlegten Ver­
mögenswerte ergibt 

Nennwert oder Anschaffungskosten
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

6. Sonstige Forderungen in 
Euro an Kreditinstitute im 
Euro-Währungsgebiet 

Girokonten, Termineinlagen, Tagesgeld, 
Reverse-Repo-Geschäfte im Rahmen der 
Verwaltung der unter der Aktivposition 
„Wertpapiere in Euro von Ansässigen 
im Euro-Währungsgebiet“ eingestellten 
Wertpapierportfolios einschließlich Ge­
schäften, die aus der Konversion alter 
Währungsreserven des Euro-Währungs­
gebiets resultieren und sonstige Forde­
rungen. Korrespondenzkonten bei Kre­
ditinstituten außerhalb des Euro-Wäh­
rungsgebietes. Sonstige Forderungen 
und Geschäfte, die nicht im Zusam­
menhang mit geldpolitischen Operatio­
nen des Eurosystems stehen 

Nennwert oder Anschaffungskosten 

7. Wertpapiere in Euro von 
Ansässigen im Euro-Wäh­
rungsgebiet 

7.1. Zu geldpolitischen Zwe­
cken gehaltene Wertpapiere 

Im Euro-Währungsgebiet begebene 
Wertpapiere, die zu geldpolitischen 
Zwecken gehalten werden. Für Fein­
steuerungsmaßnahmen erworbene 
Schuldverschreibungen der EZB 

i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

7.2. Sonstige Wertpapiere Wertpapiere außer Wertpapieren der 
Aktivpositionen 7.1 ‚Zu geldpolitischen 
Zwecken gehaltene Wertpapiere‘ und 
11.3 „Sonstige finanzielle Vermögens­
werte“; Anleihen und Schuldverschrei­
bungen, Schatzwechsel, Nullkupon­
anleihen, Geldmarktpapiere in Euro 
(einschließlich vor Beginn der WWU 
begebener staatlicher Wertpapiere). Ak­
tieninstrumente 

i) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

ii) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

iii) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert.
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

iv) Marktgängige Aktieninstrumente 

Marktpreis 

8. Forderungen in Euro gegen 
öffentliche Haushalte 

Vor Beginn der WWU begründete For­
derungen gegen den öffentlichen Sektor 
(nicht marktgängige Wertpapiere, Kre­
dite) 

Einlagen/Kredite zum Nennwert, 
nicht marktgängige Wertpapiere zu 
Anschaffungskosten 

9. Intra-Eurosystem-Forderun­
gen 

9.1. Forderungen aus Solawech­
seln zur Deckung der 
Emission von EZB-Schuld­
verschreibungen 

Nur EZB-Bilanzposition 

Von NZBen auf Basis der Back-to-back- 
Vereinbarung begebene Solawechsel in 
Zusammenhang mit EZB-Schuldver­
schreibungen 

Nennwert 

9.2. Forderungen im Zusam­
menhang mit der Vertei­
lung des Euro-Banknoten­
umlaufs innerhalb des Eu­
rosystems 

Forderungen im Zusammenhang mit 
der Ausgabe von Banknoten durch die 
EZB gemäß dem Beschluss EZB/2001/ 
15 vom 6. Dezember 2001 über die 
Ausgabe von Euro-Banknoten ( 2 ) 

Nennwert 

9.3. Sonstige Forderungen in­
nerhalb des Eurosystems 
(netto) 

Nettoposition der folgenden Unterposi­
tionen: 

a) Nettoforderungen aus Guthaben von 
TARGET2-Konten und Korrespon­
denzkonten von NZBen, d. h. Saldo 
aus Forderungen und Verbindlichkei­
ten — vgl. Passivposition „Sonstige 
Intra-Eurosystem-Verbindlichkeiten 
(netto)“ 

a) Nennwert 

b) Sonstige Intra-Eurosystem-Forderun­
gen, einschließlich Gewinnvoraus­
zahlungen aus EZB-Seigniorage-Ein­
künften an die NZBen 

b) Nennwert 

10. Schwebende Verrechnun­
gen 

Forderungen aus Zahlungsvorgängen, 
die in der Bank in Abwicklung befind­
lich sind (insbesondere aus Scheckein­
zug) 

Nennwert 

11. Sonstige Vermögenswerte 

11.1. Scheidemünzen des Euro- 
Währungsgebiets 

Euro-Münzen Nennwert 

11.2. Sachanlagen und immate­
rielles Anlagevermögen 

Grundstücke und Gebäude, Betriebs- 
und Geschäftsausstattung einschließlich 
EDV-Ausstattung, Software 

Anschaffungskosten abzüglich Ab­
schreibung 

Abschreibung ist die systematische 
Zuweisung des Abschreibungsvolu­
mens eines Vermögenswerts im 
Lauf seiner Nutzungsdauer. Die Nut­
zungsdauer ist der Zeitraum, wäh­
rend dessen ein Anlagevermögens­
wert dem Wirtschaftssubjekt voraus­
sichtlich zur Nutzung zur Verfügung 
steht. Die Nutzungsdauer einzelner 
wesentlicher Anlagevermögenswerte 
kann systematisch überprüft werden, 
falls die Voraussagen von früheren 
Schätzungen abweichen. Größere 
Vermögenswerte können aus Be­
standteilen mit unterschiedlicher 
Nutzungsdauer bestehen. Die Nut­
zungsdauer dieser Bestandteile sollte 
einzeln bewertet werden.
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Die Kosten des immateriellen Anla­
gevermögens beinhalten den An­
schaffungspreis des immateriellen 
Anlagevermögenswerts. Sonstige un­
mittelbare oder mittelbare Kosten 
sind aufwandswirksam zu erfassen. 

Aktivierungsuntergrenze (keine Akti­
vierung von Anlagegütern unter 
10 000 EUR exklusive Umsatzsteu­
er) 

11.3. Sonstige finanzielle Ver­
mögenswerte 

— Anteile und Beteiligungen an Toch­
tergesellschaften; aus strategischen/ 
politischen Gründen gehaltene Ak­
tien 

— Wertpapiere, einschließlich Aktien, 
und sonstige Finanzinstrumente 
und Guthaben (z. B. Termineinlagen 
und Girokonten), die in einem 
zweckgebundenen Portfolio gehal­
ten werden 

— Reverse-Repo-Geschäfte mit Kredit­
instituten im Rahmen der Verwal­
tung der in dieser Position einge­
stellten Wertpapierportfolios 

a) Marktgängige Aktieninstrumente 

Marktpreis 

b) Beteiligungen und nicht markt­
gängige Aktien und sonstige als 
dauerhafte Anlagen gehaltene 
Aktieninstrumente 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

c) Beteiligungen an Tochtergesell­
schaften oder wesentliche Anteile 

Substanzwert 

d) Marktgängige Wertpapiere außer 
bis zur Fälligkeit gehaltenen 
Wertpapieren 

Marktpreis 

Agio-/Disagiobeträge werden 
amortisiert. 

e) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert oder als 
dauerhafte Anlage gehalten wer­
den 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

f) Nicht marktgängige Wertpapiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

g) Bankguthaben und Kredite 

Nennwert, umgerechnet zum 
aktuellen Währungskurs, so­
weit die Guthaben oder Ein­
lagen auf Fremdwährungen 
lauten 

11.4. Neubewertungsposten aus 
außerbilanziellen Geschäf­
ten 

Bewertungsergebnisse aus Devisenter­
mingeschäften, Devisenswaps, Zinss­
waps, Terminsatz-Vereinbarungen, 
Wertpapiertermingeschäften, Devisen­
kassageschäften vom Abschluss- bis 
zum Erfüllungstag 

Nettoposition zwischen Termin und 
Kassa, umgerechnet zum aktuellen 
Währungskurs
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Bilanzposition Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

11.5. Aktive Rechnungsabgren­
zungsposten 

Noch nicht fällige Einnahmen, die der 
Berichtsperiode als Ertrag zuzurechnen 
sind; Vorauszahlungen, gezahlte Stück­
zinsen (d. h. Anspruch auf aufgelaufene 
Zinsen, der mit einem Wertpapier er­
worben wird) 

Nennwert, zum aktuellen Wäh­
rungskurs umgerechnet 

11.6. Sonstiges a) Vorschüsse, Darlehen, andere gering­
fügige Positionen. Treuhandforde­
rungen. 

a) Nennwert oder Anschaffungs­
kosten 

b) Anlagen aus Goldeinlagen von Kun­
den 

b) Marktwert 

c) Nettovermögen einer Pensionskasse c) Gemäß Artikel 22 Absatz 3 

12. Bilanzverlust Nennwert 

( 1 ) ABl. L 310 vom 11.12.2000, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 337 vom 20.12.2001, S. 52.“
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2. Die Tabelle mit der Überschrift „Jahresbilanz der EZB“ in Anhang II erhält die folgende Fassung: 

„Jahresbilanz der EZB 

(in Mio. EUR) (1 ) 

Aktiva (2 ) Berichtsjahr Vorjahr Passiva Berichtsjahr Vorjahr 

1. Gold und Goldforderungen 
2. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb des Euro- 

Währungsgebiets 
2.1. Forderungen an den IWF 

2.2. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen, Auslandskredite 
und sonstige ausländische Vermögenswerte 

3. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige im Euro-Währungs­
gebiet 

4. Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb des Euro-Währungs­
gebiets 

4.1. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen und Kredite 

4.2. Forderungen aus der Kreditfazilität im Rahmen des WKM II 
5. Forderungen in Euro aus geldpolitischen Operationen an Kredit­

institute im Euro-Währungsgebiet 

5.1. Hauptrefinanzierungsgeschäfte 

5.2. Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 

5.3. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten Trans­
aktionen 

5.4. Strukturelle Operationen in Form von befristeten Trans­
aktionen 

5.5. Spitzenrefinanzierungsfazilität 

5.6. Forderungen aus Margenausgleich 

6. Sonstige Forderungen in Euro an Kreditinstitute im Euro-Wäh­
rungsgebiet 

7. Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungsgebiet 
7.1. Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere 

7.2. Sonstige Wertpapiere 

8. Forderungen in Euro gegen öffentliche Haushalte 
9. Intra-Eurosystem-Forderungen 

9.1. Forderungen aus Solawechseln zur Deckung der Emission 
von EZB-Schuldverschreibungen 

9.2. Forderungen im Zusammenhang mit der Verteilung des 
Euro-Banknotenumlaufs innerhalb des Eurosystems 

9.3. Sonstige Forderungen innerhalb des Eurosystems (netto) 

1. Banknotenumlauf 
2. Verbindlichkeiten in Euro aus geldpolitischen Operationen ge­

genüber Kreditinstituten im Euro-Währungsgebiet 
2.1. Einlagen auf Girokonten (einschließlich Mindestreser­

veguthaben) 
2.2. Einlagefazilität 

2.3. Termineinlagen 

2.4. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten Trans­
aktionen 

2.5. Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 
3. Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Kreditinstituten 

im Euro-Währungsgebiet 
4. Verbindlichkeiten aus der Begebung von EZB-Schuldverschrei­

bungen 

5. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässigen im 
Euro-Währungsgebiet 

5.1. Einlagen von öffentlichen Haushalten 

5.2. Sonstige Verbindlichkeiten 
6. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außerhalb des 

Euro-Währungsgebiets 
7. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässigen im 

Euro-Währungsgebiet 
8. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässigen au­

ßerhalb des Euro-Währungsgebiets 
8.1. Einlagen, Guthaben und sonstige Verbindlichkeiten 

8.2. Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität im Rahmen des 
WKM II 

9. Ausgleichsposten für vom IWF zugeteilte Sonderziehungsrechte 

10. Intra-Eurosystem-Verbindlichkeiten 
10.1. Verbindlichkeiten aus der Übertragung von Währungs­

reserven 

10.2 . Sonstige Intra-Eurosystem-Verbindlichkeiten (netto) 

11. Schwebende Verrechnungen 
12. Sonstige Verbindlichkeiten 

12.1. Neubewertungsposten aus außerbilanziellen Geschäften 

12.2 . Passive Rechnungsabgrenzungsposten
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(in Mio. EUR) (1 ) 

Aktiva (2 ) Berichtsjahr Vorjahr Passiva Berichtsjahr Vorjahr 

10. Schwebende Verrechnungen 
11. Sonstige Vermögenswerte 

11.1. Scheidemünzen des Euro-Währungsgebiets 

11.2. Sachanlagen und immaterielles Anlagevermögen 
11.3. Sonstige finanzielle Vermögenswerte 

11.4. Neubewertungsposten aus außerbilanziellen Geschäften 

11.5. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 
11.6. Sonstiges 

12. Bilanzverlust 

12.3 . Sonstiges 
13. Rückstellungen 

14. Ausgleichsposten aus Neubewertung 

15. Kapital und Rücklagen 
15.1. Kapital 

15.2 . Rücklagen 

16. Bilanzgewinn 

Aktiva insgesamt Passiva insgesamt 

(1 ) Die EZB kann auch exakte Euro-Beträge oder anders gerundete Beträge veröffentlichen. 
(2 ) Die Tabelle der Aktiva kann auch über der Tabelle der Passiva veröffentlicht werden.“



LEITLINIEN 

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK 

LEITLINIE DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK 

vom 17. Juli 2009 

zur Änderung der Leitlinie EZB/2006/16 über die Rechnungslegungsgrundsätze und das 
Berichtswesen im Europäischen System der Zentralbanken 

(EZB/2009/18) 

(2009/595/EG) 

DER EZB-RAT — 

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral­
banken und der Europäischen Zentralbank (nachfolgend „ESZB- 
Satzung“), insbesondere auf die Artikel 12.1, 14.3 und 26.4, 

gestützt auf die Mitwirkung des Erweiterten Rats der Europäi­
schen Zentralbank (EZB) gemäß Artikel 47.2 zweiter und dritter 
Gedankenstrich der ESZB-Satzung, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Leitlinie EZB/2009/10 vom 7. Mai 2009 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2000/7 über geldpolitische Instru­
mente und Verfahren des Eurosystems ( 1 ) ermöglicht den 
Zugang zu den Offenmarktgeschäften und ständigen Fa­
zilitäten des Eurosystems durch Kreditinstitute, die im 
Hinblick auf ihre besondere gemeinschaftsrechtliche insti­
tutionelle Stellung einer Überprüfung unterliegen, die ei­
nen der Aufsicht durch die zuständigen nationalen Be­
hörden vergleichbaren Standard aufweist. 

(2) Der Beschluss EZB/2009/16 vom 2. Juli 2009 über die 
Umsetzung des Programms zum Ankauf gedeckter 
Schuldverschreibungen ( 2 ) sieht die Einführung eines Pro­
gramms für den Ankauf gedeckter Schuldverschreibungen 
vor. 

(3) Die Leitlinie EZB/2006/16 vom 10. November 2006 
über die Rechnungslegungsgrundsätze und das Berichts­

wesen im Europäischen System der Zentralbanken ( 3 ) ist 
zu ändern, um diese Entwicklungen zu berücksichtigen 
— 

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderungen 

Die Leitlinie EZB/2006/16 wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 1 Absatz 1 wird die folgende Definition angefügt: 

„i) „Kreditinstitut“: a) ein Kreditinstitut im Sinne der nationa­
len Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 2 und 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2006/48/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Kreditinstitute (Neufassung)(EZB/2009/18) (*), das von ei­
ner zuständigen Behörde beaufsichtigt wird, oder b) ein 
sonstiges Kreditinstitut im Sinne von Artikel 101 Absatz 2 
des Vertrags, das einer Überprüfung unterliegt, die einen 
der Aufsicht durch eine zuständige Behörde vergleichbaren 
Standard aufweist. 

___________ 
(*) ABl. L 177 vom 30.6.2006, S. 1.“ 

2. Die Anhänge IV bis VIII der Leitlinie EZB/2006/16 werden 
nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Leitlinie geän­
dert. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Leitlinie tritt am 1. Juli 2009 in Kraft.
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Artikel 3 

Adressaten 

Diese Leitlinie gilt für alle Zentralbanken des Eurosystems. 

Geschehen zu Frankfurt am Main am, 17. Juli 2009. 

Für den EZB-Rat 
Der Präsident der EZB 

Jean-Claude TRICHET
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ANHANG 

Die Anhänge IV bis VIII der Leitlinie EZB/2006/16 werden wie folgt geändert: 

1. Die Tabelle mit der Überschrift „Aktiva“ in Anhang IV erhält die folgende Fassung: 

„AKTIVA 

Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

1. 1. Gold und 
Goldforderun­
gen 

Physisches Gold, d.h. Barren, 
Münzen, Platten, Klumpen auf 
Lager oder auf dem Transport­
weg zwischen Lagern; nicht phy­
sisch vorhandenes Gold wie bei­
spielsweise Goldsichtkonten 
(Metallkonten), Termineinlagen 
und Goldforderungen aus fol­
genden Transaktionen: i) Upgra­
ding- oder Downgrading-Trans­
aktionen, und ii) nicht taggleich 
abgewickelte Goldlagerstellen- 
und Goldgehaltswaps 

Marktwert Verpflichtend 

2. 2. Forderungen 
in Fremdwäh­
rung an An­
sässige außer­
halb des Euro- 
Währungs­
gebiets 

Forderungen an Geschäftspartner 
mit Sitz außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets, einschließlich 
internationaler und supranatio­
naler Institutionen und nicht 
zum Euro-Währungsgebiet ge­
hörender Zentralbanken, in 
Fremdwährung 

2.1. 2.1. Forderungen 
an den Inter­
nationalen 
Währungs­
fonds (IWF) 

a) Ziehungsrechte in der Reser­
vetranche (netto) 
Nationale Quote abzüglich 
des Euro-Guthabens des 
IWF. Das IWF-Konto Nr. 
2 — Euro-Konto für 
Verwaltungsaufwand — 
kann in diese Position einge­
stellt bzw. unter der Position 
‚Verbindlichkeiten in Euro 
gegenüber Ansässigen außer­
halb des Euro-Währungs­
gebiets‘ gebucht werden. 

a) Ziehungsrechte in der Reser­
vetranche (netto) 
Nennwert, Umrechnung 
zum aktuellen Wäh­
rungskurs 

Verpflichtend 

b) Sonderziehungsrechte 
Bestände an Sonderziehungs­
rechten (brutto) 

b) Sonderziehungsrechte 
Nennwert, Umrechnung 
zum aktuellen Wäh­
rungskurs 

Verpflichtend 

c) Sonstige Forderungen 
Kredite aufgrund der All­
gemeinen Kreditvereinbarun­
gen, Kredite im Rahmen 
von Sonderfazilitäten, Ein­
lagen im Rahmen der Ar­
mutsbekämpfungs- und 
Wachstumsfazilität 

c) Sonstige Forderungen 
Nennwert, Umrechnung 
zum aktuellen Wäh­
rungskurs 

Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

2.2. 2.2. Guthaben bei 
Banken, Wert­
papieranlagen, 
Auslandskre­
dite und sons­
tige auslän­
dische Ver­
mögenswerte 

a) Guthaben bei Banken außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Guthaben der Aktivposition 
‚Sonstige finanzielle Vermögens­
werte‘ 
Girokonten, Termineinlagen, 
Tagesgeld, Reverse-Repo-Ge­
schäfte 

a) Guthaben bei Banken außer­
halb des Euro-Währungs­
gebiets 
Nennwert, Umrechnung 
zum aktuellen Wäh­
rungskurs 

Verpflichtend 

b) Wertpapieranlagen außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Wertpapieranlagen der Ak­
tivposition ‚Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte‘ 
Anleihen und Schuldver­
schreibungen, Schatzwechsel, 
Nullkuponanleihen, Geld­
marktpapiere, als Teil der 
Währungsreserven bewertete 
Aktieninstrumente (jeweils 
begeben von Ansässigen au­
ßerhalb des Euro-Währungs­
gebiets) 

b)i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis und Umrech­
nung zum aktuellen 
Währungskurs 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung 
und aktuellem Wäh­
rungskurs. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung 
und aktuellem Wäh­
rungskurs. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)iv) Marktgängige Aktieninstru­
mente 
Marktpreis und Umrech­
nung zum aktuellen 
Währungskurs 

Verpflichtend 

c) Auslandskredite (Einlagen) au­
ßerhalb des Euro-Währungs­
gebiets außer Auslandskrediten 
(Einlagen) der Aktivposition 
‚Sonstige finanzielle Vermögens­
werte‘ 

c) Auslandskredite 
Einlagen zum Nennwert, 
umgerechnet zum aktuel­
len Währungskurs 

Verpflichtend 

d) Sonstige ausländische Ver­
mögenswerte 
Banknoten und Münzen von 
Ländern außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets 

d) Sonstige ausländische Ver­
mögenswerte 
Nennwert, Umrechnung 
zum aktuellen Wäh­
rungskurs 

Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

3. 3. Forderungen 
in Fremdwäh­
rung an An­
sässige im 
Euro-Wäh­
rungsgebiet 

a) Wertpapieranlagen innerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Wertpapieranlagen der Ak­
tivposition ‚Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte‘ 
Anleihen und Schuldver­
schreibungen, Schatzwechsel, 
Nullkuponanleihen, Geld­
marktpapiere, als Teil der 
Währungsreserven bewertete 
Aktieninstrumente (jeweils 
begeben von Ansässigen des 
Euro-Währungsgebiets) 

a)i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis und Umrech­
nung zum aktuellen 
Währungskurs 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

a)ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung 
und aktuellem Wäh­
rungskurs. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

a)iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung 
und aktuellem Wäh­
rungskurs. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

a)iv) Marktgängige Aktieninstru­
mente 
Marktpreis und Umrech­
nung zum aktuellen 
Währungskurs 

Verpflichtend 

b) Sonstige Forderungen an An­
sässige des Euro-Währungs­
gebiets außer Forderungen der 
Aktivposition ‚Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte‘ 
Kredite, Einlagen, Reverse- 
Repo-Geschäfte, Sonstiges 

b) Sonstige Forderungen 
Einlagen und sonstige 
Kredite zum Nennwert, 
umgerechnet zum aktuel­
len Währungskurs 

Verpflichtend 

4. 4. Forderungen 
in Euro an 
Ansässige au­
ßerhalb des 
Euro-Wäh­
rungsgebiets 

4.1. 4.1. Guthaben bei 
Banken, Wert­
papieranlagen 
und Kredite 

a) Guthaben bei Banken außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Guthaben der Aktivposition 
‚Sonstige finanzielle Vermögens­
werte‘ 
Girokonten, Termineinlagen, 
Tagesgeld. Reverse-Repo-Ge­
schäfte in Verbindung mit 
der Verwaltung von Wert­
papieren in Euro 

a) Guthaben bei Banken außer­
halb des Euro-Währungs­
gebiets Nennwert 

Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

b) Wertpapieranlagen außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Wertpapieranlagen der Ak­
tivposition ‚Sonstige finanzielle 
Vermögenswerte‘ 
Aktieninstrumente, Anleihen 
und Schuldverschreibungen, 
Schatzwechsel, Nullkupon­
anleihen, Geldmarktpapiere 
(jeweils begeben von Ansäs­
sigen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets) 

b)i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

b)iv) Marktgängige Aktieninstru­
mente 
Marktpreis 

Verpflichtend 

c) Kredite an Ansässige außerhalb 
des Euro-Währungsgebiets au­
ßer Krediten der Aktivposition 
‚Sonstige finanzielle Vermögens­
werte‘ 

c) Kredite außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets 
Einlagen zum Nennwert 

Verpflichtend 

d) Wertpapiere, die von Einrich­
tungen außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets begeben wur­
den, außer Wertpapieren der 
Aktivposition ‚Sonstige finan­
zielle Vermögenswerte‘ 
Von supranationalen oder 
internationalen Organisatio­
nen (z. B. der Europäischen 
Investitionsbank) begebene 
Wertpapiere, unabhängig 
von deren Sitz 

d)i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

d)ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

d)iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

4.2. 4.2. Forderungen 
aus der Kre­
ditfazilität im 
Rahmen des 
WKM II 

Kreditgewährung zu den Bedin­
gungen des 
Wechselkursmechanismus II 
(WKM II) 

Nennwert Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

5. 5. Forderungen 
in Euro aus 
geldpoliti­
schen Opera­
tionen an 
Kreditinstitute 
im Euro-Wäh­
rungsgebiet 

Positionen 5.1 bis 5.5: geldpoli­
tische Geschäfte, wie im Anhang 
I der Leitlinie EZB/2000/7 vom 
31. August 2000 über geldpoli­
tische Instrumente und Verfah­
ren des Eurosystems ( 3 ) beschrie­
ben 

5.1. 5.1. Hauptrefinan­
zierungs­
geschäfte 

Reguläre befristete Transaktio­
nen zur Bereitstellung von Liqui­
dität mit wöchentlicher Frequenz 
und einer Regellaufzeit von einer 
Woche 

Nennwert oder mit Repo-Ge­
schäften verbundene Anschaf­
fungskosten 

Verpflichtend 

5.2. 5.2. Längerfristige 
Refinanzie­
rungsgeschäfte 

Reguläre befristete Transaktio­
nen zur Bereitstellung von Liqui­
dität mit monatlicher Frequenz 
und einer Regellaufzeit von drei 
Monaten 

Nennwert oder mit Repo-Ge­
schäften verbundene Anschaf­
fungskosten 

Verpflichtend 

5.3. 5.3. Feinsteue­
rungsoperatio­
nen in Form 
von befriste­
ten Trans­
aktionen 

Befristete Transaktionen, aus­
geführt als Ad-hoc-Geschäfte zu 
Feinsteuerungszwecken 

Nennwert oder mit Repo-Ge­
schäften verbundene Anschaf­
fungskosten 

Verpflichtend 

5.4. 5.4. Strukturelle 
Operationen 
in Form von 
befristeten 
Transaktionen 

Befristete Transaktionen zur An­
passung der strukturellen Posi­
tion des Eurosystems gegenüber 
dem Finanzsektor 

Nennwert oder mit Repo-Ge­
schäften verbundene Anschaf­
fungskosten 

Verpflichtend 

5.5. 5.5. Spitzenre­
finanzierungs­
fazilität 

Bereitstellung von Liquidität 
über Nacht zu vorgegebenem 
Zinssatz gegen Beleihung refi­
nanzierungsfähiger Vermögens­
werte (ständige Fazilität) 

Nennwert oder mit Repo-Ge­
schäften verbundene Anschaf­
fungskosten 

Verpflichtend 

5.6. 5.6. Forderungen 
aus Margen­
ausgleich 

Aufstockung von Krediten an 
Kreditinstitute, die sich aus 
Wertsteigerungen der zur Besi­
cherung von Refinanzierungs­
geschäften hinterlegten Ver­
mögenswerte ergibt 

Nennwert oder Anschaffungs­
kosten 

Verpflichtend 

6. 6. Sonstige For­
derungen in 
Euro gegen­
über Kredit­
instituten im 
Euro-Wäh­
rungsgebiet 

Girokonten, Termineinlagen, Ta­
gesgeld, Reverse-Repo-Geschäfte 
im Rahmen der Verwaltung der 
unter der Aktivposition ‚Wert­
papiere in Euro von Ansässigen 
im Euro-Währungsgebiet‘ einge­
stellten Wertpapierportfolios, 
einschließlich Geschäften, die 
aus der Konversion alter Wäh­
rungsreserven des Euro-Wäh­
rungsgebiets resultieren, und 
sonstige Forderungen. Korres­
pondenzkonten bei Kreditinstitu­
ten außerhalb des Euro-Wäh­
rungsgebiets. Sonstige Forderun­
gen und Geschäfte, die nicht im 
Zusammenhang mit geldpoliti­
schen Operationen des Eurosys­
tems stehen. Forderungen aus 
geldpolitischen Operationen ei­
ner NZB vor ihrer Mitgliedschaft 
im Eurosystem 

Nennwert oder Anschaffungs­
kosten 

Verpflichtend

DE 4.8.2009 Amtsblatt der Europäischen Union L 202/71



Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

7. 7. Wertpapiere 
in Euro von 
Ansässigen im 
Euro-Wäh­
rungsgebiet 

7.1. 7.1. Zu geldpoliti­
schen Zwe­
cken gehal­
tene Wert­
papiere 

Im Euro-Währungsgebiet bege­
bene Wertpapiere, die zu geld­
politischen Zwecken gehalten 
werden. Für Feinsteuerungsmaß­
nahmen erworbene Schuldver­
schreibungen der EZB 

i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

7.2. 7.2. Sonstige 
Wertpapiere 

Wertpapiere außer Wertpapieren 
der Aktivpositionen 7.1 ‚Zu 
geldpolitischen Zwecken gehal­
tene Wertpapiere‘ und 11.3 
‚Sonstige finanzielle Vermögens­
werte‘; Anleihen und Schuldver­
schreibungen, Schatzwechsel, 
Nullkuponanleihen, Geldmarkt­
papiere in Euro (einschließlich 
vor Beginn der WWU begebener 
staatlicher Wertpapiere). Aktien­
instrumente 

i) Marktgängige Wertpapiere 
außer bis zur Fälligkeit ge­
haltenen Wertpapieren 
Marktpreis 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

ii) Marktgängige Wertpapiere, 
die als bis zur Fälligkeit 
gehaltene Wertpapiere klas­
sifiziert werden 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

iii) Nicht marktgängige Wert­
papiere 
Anschaffungskosten un­
terliegen Wertminderung. 
Etwaige Agio- oder Dis­
agiobeträge werden 
amortisiert. 

Verpflichtend 

iv) Marktgängige Aktieninstru­
mente 
Marktpreis 

Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

8. 8. Forderungen 
in Euro gegen 
öffentliche 
Haushalte 

Vor Beginn der WWU begrün­
dete Forderungen gegen den öf­
fentlichen Sektor (nicht markt­
gängige Wertpapiere, Kredite) 

Einlagen/Kredite zum Nennwert, 
nicht marktgängige Wertpapiere 
zu Anschaffungskosten 

Verpflichtend 

— 9. Intra-Eurosys­
tem-Forderun­
gen ( + ) 

— 9.1. Beteiligung an 
der EZB ( + ) 

Nur NZB-Bilanzposition 
Laut EU-Vertrag und entspre­
chend dem Kapitalschlüssel und 
den Beiträgen gemäß 
Artikel 49.2 der ESZB-Satzung 
festgelegter Kapitalanteil jeder 
NZB an der EZB 

Anschaffungskosten Verpflichtend 

— 9.2. Forderungen 
aus der Über­
tragung von 
Währungs­
reserven ( + ) ( + ) 

Nur NZB-Bilanzposition 
Forderungen in Euro an die EZB 
aus der Einbringung von Wäh­
rungsreserven (Anfangsquote 
und Nachschuss) gemäß den Be­
stimmungen des EU-Vertrags 

Nennwert Verpflichtend 

— 9.3. Forderungen 
aus Solawech­
seln zur De­
ckung der 
Emission von 
EZB-Schuld­
verschreibun­
gen ( + ) 

Nur NZB-Bilanzposition 
Von NZBen auf Basis der Back- 
to-back-Vereinbarung begebene 
Solawechsel im Zusammenhang 
mit EZB-Schuldverschreibungen 

Nennwert Verpflichtend 

— 9.4. Nettoforde­
rungen im 
Zusammen­
hang mit der 
Verteilung des 
Euro-Bank­
notenumlaufs 
innerhalb des 
Eurosystems 
( + ) (*) 

Für die NZBen: Nettoforderung 
aufgrund der Anwendung des 
Banknoten-Verteilungsschlüssels, 
d. h. einschließlich der Intra-Eu­
rosystem-Salden, im Zusammen­
hang mit der Ausgabe von 
Banknoten durch die EZB sowie 
unter Berücksichtigung des 
Kompensationsbetrags und des 
Buchungspostens zu dessen Sal­
dierung gemäß dem Beschluss 
EZB/2001/16 vom 
6. Dezember 2001 über die Ver­
teilung der monetären Einkünfte 
der nationalen Zentralbanken 
der teilnehmenden Mitgliedstaa­
ten ab dem Geschäftsjahr 
2002 ( 4 ) 
Für die EZB: Forderungen im 
Zusammenhang mit der Aus­
gabe von Banknoten durch die 
EZB gemäß dem Beschluss 
EZB/2001/15 

Nennwert Verpflichtend
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

— 9.5. Sonstige For­
derungen in­
nerhalb des 
Eurosystems 
(netto) ( + ) 

Nettoposition der folgenden Un­
terpositionen: 

a) Nettoforderungen aus Gutha­
ben von TARGET2-Konten 
und Korrespondenzkonten 
von NZBen, d. h. Saldo aus 
Forderungen und 
Verbindlichkeiten — vgl. 
Passivposition ‚Sonstige In­
tra-Eurosystem-Verbindlich­
keiten (netto)‘ 

a) Nennwert Verpflichtend 

b) Forderung aus dem sich bei 
Zusammenlegung und Um­
verteilung der monetären 
Einkünfte ergebenden Diffe­
renzbetrag. Nur von Bedeu­
tung für den Zeitraum zwi­
schen Buchung der monetä­
ren Einkünfte im Rahmen 
der Jahresabschlussarbeiten 
und ihrer Verrechnung am 
letzten Werktag im Januar 
jedes Jahres 

b) Nennwert Verpflichtend 

c) Sonstige Intra-Eurosystem- 
Forderungen, einschließlich 
Gewinnvorauszahlungen aus 
EZB-Seigniorage-Einkünften 
an die NZBen (*) 

c) Nennwert Verpflichtend 

9. 10. Schwebende 
Verrechnun­
gen 

Forderungen aus Zahlungsvor­
gängen, die in der Bank in Ab­
wicklung befindlich sind (ins­
besondere aus Scheckeinzug) 

Nennwert Verpflichtend 

9. 11. Sonstige Ver­
mögenswerte 

9. 11.1. Scheidemün­
zen des Euro- 
Währungs­
gebiets 

Euro-Münzen, sofern eine NZB 
nicht gesetzliche Ausgeberin ist 

Nennwert Verpflichtend 

9. 11.2. Sachanlagen 
und immate­
rielles Anlage­
vermögen 

Grundstücke und Gebäude, Be­
triebs- und Geschäftsausstattung, 
einschließlich EDV-Ausstattung, 
Software 

Anschaffungskosten abzüglich 
Abschreibung 
Abschreibungsdauer: 
— EDV-Ausstattung und ent­

sprechende Hardware/Soft­
ware und Kraftfahrzeuge: 
4 Jahre 

— Betriebs- und Geschäftsaus­
stattung sowie Einbauten: 
10 Jahre 

— Gebäude und Herstellungs­
aufwand: 
25 Jahre 

Aktivierungsuntergrenze (keine 
Aktivierung von Anlagegütern 
unter 10 000 EUR exklusive 
Umsatzsteuer) 

Empfohlen
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

9. 11.3. Sonstige fi­
nanzielle Ver­
mögenswerte 

— Anteile und Beteiligungen an 
Tochtergesellschaften; aus 
strategischen/politischen 
Gründen gehaltene Aktien 

— Wertpapiere, einschließlich 
Aktien, und sonstige Finanz­
instrumente und Guthaben 
(z. B. Termineinlagen und 
Girokonten), die in einem 
zweckgebundenen Portfolio 
gehalten werden 

— Reverse-Repo-Geschäfte mit 
Kreditinstituten im Rahmen 
der Verwaltung der in dieser 
Position eingestellten Wert­
papierportfolios 

a) Marktgängige Aktieninstru­
mente 

Marktpreis 

Empfohlen 

b) Beteiligungen und nicht markt­
gängige Aktien und sonstige als 
dauerhafte Anlagen gehaltene 
Aktieninstrumente 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Empfohlen 

c) Beteiligungen an Tochtergesell­
schaften oder wesentliche An­
teile 

Substanzwert 

Empfohlen 

d) Marktgängige Wertpapiere au­
ßer bis zur Fälligkeit gehalte­
nen Wertpapieren 

Marktpreis 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

Empfohlen 

e) Marktgängige Wertpapiere, die 
als bis zur Fälligkeit gehaltene 
Wertpapiere klassifiziert oder 
als dauerhafte Anlage gehalten 
werden 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

Empfohlen 

f) Nicht marktgängige Wert­
papiere 

Anschaffungskosten unterlie­
gen Wertminderung. 

Etwaige Agio- oder Disagio­
beträge werden amortisiert. 

Empfohlen 

g) Bankguthaben und Kredite 

Nennwert, umgerechnet zum 
aktuellen Währungskurs, so­
weit die Guthaben oder Ein­
lagen auf Fremdwährungen 
lauten 

Empfohlen
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Bilanzposition ( 1 ) Inhalt der Bilanzposition Bewertungsprinzip 

Bewertungsge­
bot oder Be­

wertungswahl­
recht ( 2 ) 

Aktiva 

9. 11.4. Neubewer­
tungsposten 
aus außer­
bilanziellen 
Geschäften 

Bewertungsergebnisse aus Devi­
sentermingeschäften, Devisens­
waps, Zinsswaps, Terminsatz- 
Vereinbarungen, Wertpapierter­
mingeschäften, Devisenkassa­
geschäften vom Abschluss- bis 
zum Erfüllungstag 

Nettoposition zwischen Termin 
und Kassa, umgerechnet zum 
aktuellen Währungskurs 

Verpflichtend 

9. 11.5. Aktive Rech­
nungsabgren­
zungsposten 

Noch nicht fällige Einnahmen, 
die der Berichtsperiode als Ertrag 
zuzurechnen sind; Vorauszah­
lungen, gezahlte Stückzinsen 
(d. h. Anspruch auf aufgelaufene 
Zinsen, der mit einem Wert­
papier erworben wird) 

Nennwert, umgerechnet zum 
aktuellen Währungskurs 

Verpflichtend 

9. 11.6. Sonstiges Vorschüsse, Darlehen, andere ge­
ringfügige Positionen. Neube­
wertungszwischenkonto (aus­
schließlich Ausweisposition im 
Jahresverlauf: bei den Neubewer­
tungen im Jahresverlauf entste­
hende nicht realisierte Verluste, 
die nicht durch die entspre­
chende Passivposition ‚Aus­
gleichsposten aus Neubewertung‘ 
gedeckt sind). Treuhandforde­
rungen. Anlagen aus Goldein­
lagen von Kunden. Münzen in 
nationalen (Euro-Währungs­
gebiet) Währungseinheiten. Lau­
fende Aufwendungen (akkumu­
lierter Reinverlust), noch nicht 
abgeführter Vorjahresverlust. 
Nettovermögen einer Pensions­
kasse. 

Nennwert oder Anschaffungs­
kosten 

Empfohlen 

Neubewertungszwischenkonten 
Neubewertungsdifferenz zwi­
schen den durchschnittlichen 
Anschaffungskosten und dem 
Marktwert, Fremdwährungsposi­
tionen umgerechnet zum aktu­
ellen Währungskurs 

Neubewer­
tungszwischen­
konten:ver­
pflichtend 

Anlagen aus Goldeinlagen von 
Kunden 
Marktwert 

Anlagen aus 
Goldeinlagen 
von Kunden: 
verpflichtend 

— 12. Bilanzverlust Nennwert Verpflichtend 

(*) Zu harmonisierende Position. Vgl. Erwägungsgrund 4 dieser Leitlinie. 
( 1 ) Die Nummern in der ersten Spalte beziehen sich auf das Ausweisformat der Anhänge V, VI und VII (Wochenausweis und 

konsolidierte Jahresbilanz des Eurosystems). Die Nummern in der zweiten Spalte verweisen auf das Ausweisformat des Anhangs 
VIII (Jahresbilanz einer Zentralbank). Die mit einem ‚( + )‘ gekennzeichneten Positionen werden im Wochenausweis des Eurosystems 
konsolidiert 

( 2 ) Die in diesem Anhang angeführten Gliederungs- und Bewertungsvorschriften gelten als verbindlich für sämtliche EZB-Ausweise. 
Ebenso sind sie verpflichtend für jene Ausweise, die die NZBen für Zwecke des Eurosystems erstellen, und zwar in dem Ausmaß, in 
dem die NZB-Aktiva und -Passiva für die Geschäfte des Eurosystems wesentlich sind. 

( 3 ) ABl. L 310 vom 11.12.2000, S. 1. 
( 4 ) ABl. L 337 vom 20.12.2001, S. 55.“
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2. Die Tabelle mit der Überschrift „Konsolidierter Wochenausweis des Eurosystems: Ausweisformat zur Veröffentlichung nach Quartalsende“ in Anhang V erhält die folgende Fassung: 
„Konsolidierter Wochenausweis des Eurosystems: Ausweisformat zur Veröffentlichung nach Quartalsende 

(in Mio. EUR) 

Aktiva (1 ) Stand zum 
… 

Veränderungen zur Vor­
woche aufgrund von 

Passiva Stand zum 
… 

Veränderungen zur Vor­
woche aufgrund von 

Transaktio­
nen 

Berichtigun­
gen zum 

Quartalsende 

Transaktio­
nen 

Berichtigun­
gen zum 

Quartalsende 

1. Gold und Goldforderungen 
2. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb des 

Euro-Währungsgebiets 
2.1. Forderungen an den IWF 
2.2. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen, Auslands­

kredite und sonstige ausländische Vermögenswerte 
3. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige im Euro- 

Währungsgebiet 
4. Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb des Euro- 

Währungsgebiets 
4.1. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen und Kredite 
4.2. Forderungen aus der Kreditfazilität im Rahmen des 

WKM II 
5. Forderungen in Euro aus geldpolitischen Operationen an 

Kreditinstitute im Euro-Währungsgebiet 
5.1. Hauptrefinanzierungsgeschäfte 
5.2. Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 
5.3. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.4. Strukturelle Operationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.5. Spitzenrefinanzierungsfazilität 
5.6. Forderungen aus Margenausgleich 

6. Sonstige Forderungen in Euro gegenüber Kreditinstituten 
im Euro-Währungsgebiet 

7. Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungs­
gebiet 
7.1. Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere 
7.2. Sonstige Wertpapiere 

8. Forderungen in Euro gegen öffentliche Haushalte 
9. Sonstige Vermögenswerte 

1. Banknotenumlauf 
2. Verbindlichkeiten aus geldpolitischen Operationen in 

Euro gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungs­
gebiet 
2.1. Einlagen auf Girokonten (einschließlich Mindest­

reserveguthaben) 
2.2. Einlagefazilität 
2.3. Termineinlagen 
2.4. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
2.5. Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 

3. Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Kredit­
instituten im Euro-Währungsgebiet 

4. Verbindlichkeiten aus der Begebung von Schuldver­
schreibungen 

5. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 
5.1. Einlagen von öffentlichen Haushalten 
5.2. Sonstige Verbindlichkeiten 

6. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außer­
halb des Euro-Währungsgebiets 

7. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

8. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen außerhalb des Euro-Währungsgebiets 
8.1. Einlagen, Guthaben und sonstige Verbindlichkeiten 
8.2. Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität im Rah­

men des WKM II 
9. Ausgleichsposten für vom IWF zugeteilte Sonderzie­

hungsrechte 
10. Sonstige Verbindlichkeiten 

11. Ausgleichsposten aus Neubewertung 

12. Kapital und Rücklagen 

Aktiva insgesamt Passiva insgesamt 

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

(1 ) Die Tabelle der Aktiva kann auch über der Tabelle der Passiva veröffentlicht werden.“
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3. Die Tabelle mit der Überschrift „Konsolidierter Wochenausweis des Eurosystems: Ausweisformat zur Veröffentlichung während des Quartals“ in Anhang VI erhält die folgende Fassung: 
„Konsolidierter Wochenausweis des Eurosystems: Ausweisformat zur Veröffentlichung während des Quartals 

(in Mio. EUR) 

Aktiva (1 ) Stand zum … 
Veränderungen zur 
Vorwoche aufgrund 
von Transaktionen 

Passiva Stand zum … 
Veränderungen zur 
Vorwoche aufgrund 
von Transaktionen 

1. Gold und Goldforderungen 
2. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb des 

Euro-Währungsgebiets 
2.1. Forderungen an den IWF 
2.2. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen, Auslands­

kredite und sonstige ausländische Vermögenswerte 
3. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige im Euro- 

Währungsgebiet 
4. Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb des Euro- 

Währungsgebiets 
4.1. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen und Kredite 
4.2. Forderungen aus der Kreditfazilität im Rahmen des 

WKM II 
5. Forderungen in Euro aus geldpolitischen Operationen an 

Kreditinstitute im Euro-Währungsgebiet 
5.1. Hauptrefinanzierungsgeschäfte 
5.2. Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 
5.3. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.4. Strukturelle Operationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.5. Spitzenrefinanzierungsfazilität 
5.6. Forderungen aus Margenausgleich 

6. Sonstige Forderungen in Euro gegenüber Kreditinstituten 
im Euro-Währungsgebiet 

7. Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungs­
gebiet 
7.1. Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere 
7.2. Sonstige Wertpapiere 

8. Forderungen in Euro gegen öffentliche Haushalte 
9. Sonstige Vermögenswerte 

1. Banknotenumlauf 

2. Verbindlichkeiten aus geldpolitischen Operationen in 
Euro gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungs­
gebiet 

2.1. Einlagen auf Girokonten (einschließlich Mindest­
reserveguthaben) 

2.2. Einlagefazilität 

2.3. Termineinlagen 
2.4. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 

2.5. Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 

3. Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Kredit­
instituten im Euro-Währungsgebiet 

4. Verbindlichkeiten aus der Begebung von Schuldver­
schreibungen 

5. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

5.1. Einlagen von öffentlichen Haushalten 
5.2. Sonstige Verbindlichkeiten 

6. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außer­
halb des Euro-Währungsgebiets 

7. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

8. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen außerhalb des Euro-Währungsgebiets 

8.1. Einlagen, Guthaben und sonstige Verbindlichkeiten 
8.2. Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität im Rah­

men des WKM II 
9. Ausgleichsposten für vom IWF zugeteilte Sonderzie­

hungsrechte 

10. Sonstige Verbindlichkeiten 

11. Ausgleichsposten aus Neubewertung 

12. Kapital und Rücklagen 

Aktiva insgesamt Passiva insgesamt 

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

(1 ) Die Tabelle der Aktiva kann auch über der Tabelle der Passiva veröffentlicht werden.“
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4. Die Tabelle mit der Überschrift „Konsolidierte Jahresbilanz des Eurosystems“ in Anhang VII erhält die folgende Fassung: 
„Konsolidierte Jahresbilanz des Eurosystems 

(in Mio. EUR) 

Aktiva (1 ) Berichtsjahr Vorjahr Passiva Berichtsjahr Vorjahr 

1. Gold und Goldforderungen 
2. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb des 

Euro-Währungsgebiets 
2.1. Forderungen an den IWF 
2.2. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen, Auslands­

kredite und sonstige ausländische Vermögenswerte 
3. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige im Euro- 

Währungsgebiet 
4. Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb des Euro- 

Währungsgebiets 
4.1. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen und Kredite 
4.2. Forderungen aus der Kreditfazilität im Rahmen des 

WKM II 
5. Forderungen in Euro aus geldpolitischen Operationen an 

Kreditinstitute im Euro-Währungsgebiet 
5.1. Hauptrefinanzierungsgeschäfte 
5.2. Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 
5.3. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.4. Strukturelle Operationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
5.5. Spitzenrefinanzierungsfazilität 
5.6. Forderungen aus Margenausgleich 

6. Sonstige Forderungen in Euro gegenüber Kreditinstituten 
im Euro-Währungsgebiet 

7. Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungs­
gebiet 
7.1. Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere 
7.2. Sonstige Wertpapiere 

8. Forderungen in Euro gegen öffentliche Haushalte 
9. Sonstige Vermögenswerte 

1. Banknotenumlauf 

2. Verbindlichkeiten aus geldpolitischen Operationen in 
Euro gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungs­
gebiet 

2.1. Einlagen auf Girokonten (einschließlich Mindest­
reserveguthaben) 

2.2. Einlagefazilität 

2.3. Termineinlagen 
2.4. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 

Transaktionen 
2.5. Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 

3. Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Kredit­
instituten im Euro-Währungsgebiet 

4. Verbindlichkeiten aus der Begebung von Schuldver­
schreibungen 

5. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

5.1. Einlagen von öffentlichen Haushalten 
5.2. Sonstige Verbindlichkeiten 

6. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außer­
halb des Euro-Währungsgebiets 

7. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

8. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen außerhalb des Euro-Währungsgebiets 

8.1. Einlagen, Guthaben und sonstige Verbindlichkeiten 

8.2. Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität im Rah­
men des WKM II 

9. Ausgleichsposten für vom IWF zugeteilte Sonderzie­
hungsrechte 

10. Sonstige Verbindlichkeiten 

11. Ausgleichsposten aus Neubewertung 

12. Kapital und Rücklagen 

Aktiva insgesamt Passiva insgesamt 

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

(1 ) Die Tabelle der Aktiva kann auch über der Tabelle der Passiva veröffentlicht werden.“
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5. Die Tabelle mit der Überschrift „Jahresbilanz für eine Zentralbank“ in Anhang VIII erhält die folgende Fassung: 
„Jahresbilanz für eine Zentralbank (1 ) 

(in Mio. EUR) (2 ) 

Aktiva (3 ) Berichtsjahr Vorjahr Passiva Berichtsjahr Vorjahr 

1. Gold und Goldforderungen 

2. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige außerhalb des 
Euro-Währungsgebiets 

2.1. Forderungen an den IWF 

2.2. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen, Auslands­
kredite und sonstige ausländische Vermögenswerte 

3. Forderungen in Fremdwährung an Ansässige im Euro- 
Währungsgebiet 

4. Forderungen in Euro an Ansässige außerhalb des Euro- 
Währungsgebiets 

4.1. Guthaben bei Banken, Wertpapieranlagen und Kre­
dite 

4.2. Forderungen aus der Kreditfazilität im Rahmen des 
WKM II 

5. Forderungen in Euro aus geldpolitischen Operationen an 
Kreditinstitute im Euro-Währungsgebiet 

5.1. Hauptrefinanzierungsgeschäfte 

5.2. Längerfristige Refinanzierungsgeschäfte 

5.3. Feinsteuerungsoperationen in Form von befristeten 
Transaktionen 

5.4. Strukturelle Operationen in Form von befristeten 
Transaktionen 

5.5. Spitzenrefinanzierungsfazilität 

5.6. Forderungen aus Margenausgleich 

6. Sonstige Forderungen in Euro gegenüber Kreditinstituten 
im Euro-Währungsgebiet 

7. Wertpapiere in Euro von Ansässigen im Euro-Währungs­
gebiet 

7.1. Zu geldpolitischen Zwecken gehaltene Wertpapiere 

7.2. Sonstige Wertpapiere 

8. Forderungen in Euro gegen öffentliche Haushalte 

1. Banknotenumlauf (*) 

2. Verbindlichkeiten aus geldpolitischen Operationen in 
Euro gegenüber Kreditinstituten im Euro-Währungs­
gebiet 

2.1. Einlagen auf Girokonten (einschließlich Mindest­
reserveguthaben) 

2.2. Einlagefazilität 

2.3. Termineinlagen 

2.4. Feinsteuerungsoperationen in Form von befriste­
ten Transaktionen 

2.5. Verbindlichkeiten aus Margenausgleich 

3. Sonstige Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Kredit­
instituten im Euro-Währungsgebiet 

4. Verbindlichkeiten aus der Begebung von Schuldver­
schreibungen 

5. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber sonstigen Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

5.1. Einlagen von öffentlichen Haushalten 

5.2. Sonstige Verbindlichkeiten 

6. Verbindlichkeiten in Euro gegenüber Ansässigen außer­
halb des Euro-Währungsgebiets 

7. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen im Euro-Währungsgebiet 

8. Verbindlichkeiten in Fremdwährung gegenüber Ansässi­
gen außerhalb des Euro-Währungsgebiets 

8.1. Einlagen, Guthaben und sonstige Verbindlichkei­
ten 

8.2. Verbindlichkeiten aus der Kreditfazilität im Rah­
men des WKM II 

9. Ausgleichsposten für vom IWF zugeteilte Sonderzie­
hungsrechte
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(in Mio. EUR) (2 ) 

Aktiva (3 ) Berichtsjahr Vorjahr Passiva Berichtsjahr Vorjahr 

9. Intra-Eurosystem-Forderungen 

9.1. Beteiligung an der EZB 

9.2. Forderungen aus der Übertragung von Währungs­
reserven 

9.3. Forderungen aus Solawechseln zur Deckung der 
Emission von EZB-Schuldverschreibungen 

9.4. Nettoforderungen aus der Verteilung des Euro- 
Banknotenumlaufs innerhalb des Eurosystems (*) 

9.5. Sonstige Intra-Eurosystem-Forderungen (netto) (*) 

10. Schwebende Verrechnungen 

11. Sonstige Vermögenswerte 

11.1. Scheidemünzen des Euro-Währungsgebiets 

11.2. Sachanlagen und immaterielles Anlagever­
mögen 

11.3. Sonstige finanzielle Vermögenswerte 

11.4. Neubewertungsposten aus außerbilanziellen 
Geschäften 

11.5. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (*) 

11.6. Sonstiges 

12. Bilanzverlust 

10. Intra-Eurosystem-Verbindlichkeiten 

10.1. Verbindlichkeiten aus der Übertragung von Wäh­
rungsreserven 

10.2. Verbindlichkeiten aus Solawechseln zur Deckung 
der Emission von EZB-Schuldverschreibungen 

10.3. Nettoverbindlichkeiten aus der Verteilung von 
Euro-Banknoten innerhalb des Eurosystem (*) 

10.4. Sonstige Intra-Eurosystem-Verbindlichkeiten (net­
to) (*) 

11. Schwebende Verrechnungen 

12. Sonstige Verbindlichkeiten 

12.1. Neubewertungsposten aus außerbilanziellen Ge­
schäften 

12.2. Passive Rechnungsabgrenzungsposten (*) 

12.3. Sonstiges 

13. Rückstellungen 

14. Ausgleichsposten aus Neubewertung 

15. Kapital und Rücklagen 

15.1. Kapital 

15.2. Rücklagen 

16. Bilanzgewinn 

Aktiva insgesamt Passiva insgesamt 

Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

(1 ) Die Bekanntgabe im Hinblick auf die im Umlauf befindlichen Euro-Banknoten, die Verzinsung von Netto-Intra-Eurosystem-Forderungen und -Verbindlichkeiten, die sich aus der Verteilung von Euro-Banknoten im Eurosystem ergeben, 
und der monetären Einkünfte sollte eine Harmonisierung in den veröffentlichten Jahresabschlüssen der NZBen erfolgen. Die zu harmonisierenden Positionen sind in den Anhängen IV, VIII und IX mit einem Sternchen gekennzeichnet. 

(2 ) Zentralbanken können auch exakte Euro-Beträge oder anders gerundete Beträge veröffentlichen. 
(3 ) Die Tabelle der Aktiva kann auch über der Tabelle der Passiva veröffentlicht werden.“



III 

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte) 

IN ANWENDUNG VON TITEL V DES EU-VERTRAGS ERLASSENE 
RECHTSAKTE 

BESCHLUSS EUJUST LEX/1/2009 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN 
KOMITEES 

vom 3. Juli 2009 

über die Ernennung des Missionsleiters der integrierten Mission der Europäischen Union zur 
Stützung der Rechtsstaatlichkeit im Irak, EUJUST LEX 

(2009/596/GASP) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 25 Absatz 3, 

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2009/475/GASP des Rates 
vom 11. Juni 2009 betreffend die integrierte Mission der Euro­
päischen Union zur Stützung der Rechtsstaatlichkeit im Irak, 
EUJUST LEX ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 11. Juni 2009 die Gemeinsame Aktion 
2009/475/GASP betreffend die integrierte Mission der 
Europäischen Union zur Stützung der Rechtsstaatlichkeit 
im Irak, EUJUST LEX, angenommen. Die Geltungsdauer 
dieser Gemeinsamen Aktion endet am 30. Juni 2010. 

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 2 der Gemeinsamen Aktion 
2009/475/GASP ist das Politische und Sicherheitspoliti­
sche Komitee (PSK) ermächtigt, Beschlüsse hinsichtlich 
der Ernennung des Missionsleiters zu fassen. 

(3) Herr Stephen WHITE sollte für die Zeit bis zum 
31. Dezember 2009 zum Missionsleiter von EUJUST 
LEX ernannt werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Herr Stephen WHITE wird mit Wirkung vom 1. Juli 2009 zum 
Missionsleiter der integrierten Mission der Europäischen Union 
zur Stützung der Rechtsstaatlichkeit im Irak, EUJUST LEX, er­
nannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Er gilt bis zum 31. Dezember 2009. 

Geschehen zu Brüssel am 3. Juli 2009. 

Im Namen des Politischen und Sicherheitspoliti­
schen Komitees 
Der Präsident 

O. SKOOG

DE L 202/82 Amtsblatt der Europäischen Union 4.8.2009 

( 1 ) ABl. L 156 vom 19.6.2009, S. 57.



BESCHLUSS 2009/597/GASP DES RATES 

vom 27. Juli 2009 

über die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen 
Union und der Republik Kroatien über die Beteiligung der Republik Kroatien an der 
Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und 
Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste 

Somalias (Operation Atalanta) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 24, 

auf Empfehlung des Vorsitzes, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 10. November 2008 die Gemeinsame 
Aktion 2008/851/GASP über die Militäroperation der 
Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Ver­
hütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlun­
gen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste So­
malias ( 1 ) („Operation Atalanta“) angenommen. 

(2) Gemäß Artikel 10 Absatz 3 dieser Gemeinsamen Aktion 
werden die Einzelheiten der Beteiligung von Drittstaaten 
in einer Übereinkunft geregelt, die nach Artikel 24 des 
Vertrags zu schließen ist. 

(3) Entsprechend der Ermächtigung des Rates vom 
13. September 2004 hat der Vorsitz, der vom General­
sekretär des Rates der Europäischen Union/Hohen Ver­
treter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
unterstützt wurde, ein Abkommen zwischen der Europäi­
schen Union und der Republik Kroatien über die Betei­
ligung der Republik Kroatien an der Operation Atalanta 
(„Abkommen“) ausgehandelt. 

(4) Das Abkommen sollte vorbehaltlich seines Abschlusses 
unterzeichnet werden. 

(5) Die Bestimmungen des Abkommens sollten bis zu sei­
nem Inkrafttreten vorläufig angewendet werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäi­
schen Union und der Republik Kroatien über die Beteiligung 
der Republik Kroatien an der Militäroperation der Europäischen 
Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämp­
fung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raub­
überfällen vor der Küste Somalias (Operation Atalanta) wird — 
vorbehaltlich des Abschlusses — im Namen der Europäischen 
Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen vorbehaltlich seines 
Abschlusses rechtsverbindlich für die Europäische Union zu un­
terzeichnen. 

Artikel 3 

Gemäß Artikel 10 Absatz 2 des Abkommens wird das Abkom­
men bis zu seinem Inkrafttreten ab dem Datum seiner Unter­
zeichnung vorläufig angewendet. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

C. BILDT
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ÜBERSETZUNG 

ABKOMMEN 

zwischen der Europäischen Union und der Republik Kroatien über die Beteiligung der Republik 
Kroatien an der Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung 
und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste 

Somalias (Operation Atalanta) 

DIE EUROPÄISCHE UNION (EU) 

einerseits und 

DIE REPUBLIK KROATIEN 

andererseits, 

nachstehend „Vertragsparteien“ genannt, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG 

— der Annahme der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP über die Militäroperation der Europäischen Union als 
Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raub­
überfällen vor der Küste Somalias ( 1 ) (Operation Atalanta) durch den Rat der Europäischen Union, 

— der an die Republik Kroatien gerichteten Einladung der EU, an der EU-geführten Operation teilzunehmen, 

— des erfolgreichen Abschlusses des Truppengestellungsprozesses und der Empfehlung des Befehlshabers der Operation 
der EU und des Militärausschusses der EU, einer Beteiligung von Einsatzkräften der Republik Kroatien an der EU- 
geführten Operation zuzustimmen, 

— der vom Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee am 21. April 2009 angenommenen Beschlüsse ATALAN­
TA/2/2009 über die Annahme von Beiträgen von Drittstaaten zur Militäroperation der Europäischen Union als 
Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüber­
fällen vor der Küste Somalias (Atalanta) ( 2 ) und ATALANTA/3/2009 zur Einsetzung des Ausschusses der beitragenden 
Länder für die Militäroperation der Europäischen Union als Beitrag zur Abschreckung, Prävention und Bekämpfung 
von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias (Atalanta) ( 3 ) in ihrer durch 
den Beschluss ATALANTA/5/2009 des Politischen und Sicherheitspolitischen Komitee vom 10. Juni 2009 ( 4 ) geän­
derten Fassung, 

— des Beschlusses der Republik Kroatien vom 3. April 2009, an der Operation Atalanta teilzunehmen — 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Beteiligung an der Operation 

(1) Die Republik Kroatien schließt sich nach Maßgabe dieses 
Abkommens und der gegebenenfalls erforderlichen Durchfüh­
rungsvereinbarungen der Gemeinsamen Aktion 
2008/851/GASP über die Militäroperation der Europäischen 
Union als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämp­
fung von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raub­
überfällen vor der Küste Somalias (Atalanta) sowie jeder Ge­
meinsamen Aktion oder jedem Beschluss an, mit denen der 
Rat der Europäischen Union die Verlängerung der militärischen 
Krisenbewältigungsoperation der EU beschließt. 

(2) Der Beitrag der Republik Kroatien zur Operation Atalanta 
erfolgt unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der Euro­
päischen Union. 

(3) Die Republik Kroatien gewährleistet, dass ihre an der 
militärischen Krisenbewältigungsoperation der EU beteiligten 
Einsatzkräfte und Personalmitglieder ihren Auftrag nach Maß­
gabe 

— der Gemeinsamen Aktion 2008/851/GASP und etwaiger 
späterer Änderungen, 

— des Operationsplans, 

— aller Durchführungsbestimmungen ausführen. 

(4) Die von der Republik Kroatien für die Operation entsand­
ten Einsatzkräfte und Personalmitglieder lassen sich bei der Er­
füllung ihrer Aufgaben und in ihrem Verhalten ausschließlich 
von den Interessen der militärischen Krisenbewältigungsopera­
tion der EU leiten.
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(5) Die Republik Kroatien unterrichtet den Befehlshaber der 
Operation der EU rechtzeitig über jede Änderung ihrer Betei­
ligung an der Operation. 

Artikel 2 

Rechtsstellung der Einsatzkräfte 

(1) Die Rechtsstellung der von der Republik Kroatien für die 
Operation Atalanta bereitgestellten Einsatzkräfte und Personal­
mitglieder wird in den Abkommen über die Rechtsstellung der 
Einsatzkräfte, die zwischen der Europäischen Union und Soma­
lia, Dschibuti oder einem anderem Staat dieser Region für die 
Zwecke der Operation geschlossen wurden, oder in den von 
Kenia oder anderen Staaten der Region für die Zwecke der 
Operation abgegebenen einseitigen Erklärungen über die Rechts­
stellung der Einsatzkräfte geregelt. 

(2) Die Rechtsstellung der Einsatzkräfte und Personalmitglie­
der, die zu Hauptquartieren oder Führungselementen außerhalb 
des gemeinsamen Einsatzgebiets abgestellt werden, wird durch 
Vereinbarungen zwischen dem Aufnahmestaat der betreffenden 
Hauptquartiere und Führungselemente und der Republik Kroa­
tien geregelt. 

(3) Unbeschadet der in Absatz 1 genannten Abkommen über 
die Rechtsstellung der Einsatzkräfte übt die Republik Kroatien 
die Gerichtsbarkeit über ihre an der militärischen Krisenbewäl­
tigungsoperation der EU beteiligten Einsatzkräfte und Personal­
mitglieder aus. 

(4) Die Republik Kroatien ist für Schadenersatzansprüche im 
Zusammenhang mit der Beteiligung an der Operation Atalanta 
zuständig, die von Mitgliedern ihrer Einsatzkräfte oder ihres 
Personals geltend gemacht werden oder diese betreffen. Sie ist 
für die Einleitung von Maßnahmen gegen Mitglieder ihrer Ein­
satzkräfte oder ihres Personals gemäß ihren Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, insbesondere für die Erhebung von Klagen 
oder die Einleitung von Disziplinarverfahren, zuständig. 

(5) Die Republik Kroatien verpflichtet sich, bei der Unter­
zeichnung dieses Abkommens eine Erklärung über den Verzicht 
auf Schadenersatzansprüche gegenüber den an der Operation 
Atalanta beteiligten Staaten abzugeben. 

(6) Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union verpflichten 
sich, bei der Unterzeichnung dieses Abkommens im Hinblick 
auf die Beteiligung der Republik Kroatien an der Operation 
Atalanta eine Erklärung über den Verzicht auf Schadenersatz­
ansprüche abzugeben. 

Artikel 3 

Bedingungen für die Übergabe aufgegriffener und 
inhaftierter Personen zum Zwecke der Strafverfolgung 

Übt die Republik Kroatien ihre Gerichtsbarkeit über Personen 
aus, die seeräuberische Handlungen oder bewaffnete Raubüber­
fälle in den Hoheitsgewässern Somalias begangen haben oder 
derartiger Taten verdächtigt werden, so gelten für die Übergabe 
der von den EU-geführten Seestreitkräften (EUNAVFOR) auf­
gegriffenen und von EUNAVFOR inhaftierten Personen und 
von im Besitz der EUNAVFOR befindlichen beschlagnahmten 
Gütern durch die EUNAVFOR an die Republik Kroatien die 

Bedingungen des Anhangs, der Bestandteil dieses Abkommens 
ist. 

Artikel 4 

Verschlusssachen 

Die Bestimmungen des zwischen der Europäischen Union und 
der Republik Kroatien geschlossenen Abkommens über die Si­
cherheitsverfahren für den Austausch von Verschlusssachen ( 1 ) 
finden im Rahmen der Operation Atalanta Anwendung. 

Artikel 5 

Befehlskette 

(1) Alle an der militärischen Krisenbewältigungsoperation der 
EU beteiligten Einsatzkräfte und Personalmitglieder unterstehen 
weiterhin in jeder Hinsicht ihren jeweiligen nationalen Behör­
den. 

(2) Die nationalen Behörden übertragen dem Befehlshaber 
der Operation der EU die operative und taktische Führung und/ 
oder die operative und taktische Kontrolle über ihre Einsatz­
kräfte und ihr Personal. Der Befehlshaber der Operation der 
EU kann seine Befugnisse delegieren. 

(3) Die Republik Kroatien hat bei der laufenden Durchfüh­
rung der Operation dieselben Rechte und Pflichten wie die be­
teiligten Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 

(4) Der Befehlshaber der Operation der EU kann — nach 
Konsultationen mit der Republik Kroatien — jederzeit darum 
ersuchen, dass die Republik Kroatien ihren Beitrag zurück­
nimmt. 

(5) Zur Vertretung ihres nationalen Kontingents im Rahmen 
der militärischen Krisenbewältigungsoperation der EU ernennt 
die Republik Kroatien einen Hochrangigen Militärischen Vertre­
ter (SMR). Dieser erörtert mit dem Befehlshaber der Einsatz­
kräfte der EU alle Fragen im Zusammenhang mit der Operation 
und ist für die laufende Aufrechterhaltung der Disziplin in sei­
nem Kontingent zuständig. 

Artikel 6 

Finanzaspekte 

(1) Die Republik Kroatien trägt alle im Zusammenhang mit 
ihrer Beteiligung an der Operation entstehenden Kosten, es sei 
denn, die Kosten werden nach den Bestimmungen der in 
Artikel 1 Absatz 1 dieses Abkommens genannten Rechtsakte 
sowie nach dem Beschluss 2008/975/GASP des Rates vom 
18. Dezember 2008 über einen Mechanismus zur Verwaltung 
der Finanzierung der gemeinsamen Kosten der Operationen der 
Europäischen Union mit militärischen oder verteidigungspoliti­
schen Bezügen (Athena) ( 2 ) gemeinsam finanziert. 

(2) Die Operation Atalanta stellt gegen Rückerstattung der 
Kosten nach den Bedingungen, die in den in Artikel 7 genann­
ten Durchführungsvereinbarungen vorgesehen sind, logistische 
Hilfe für das kroatische Militärkontingent bereit. Die Verwaltung 
bestimmter Ausgaben im Zusammenhang mit der Operation 
wird Athena übertragen.
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(3) Im Falle von Tod, Körperverletzung, Verlust oder Schaden 
bei natürlichen oder juristischen Personen der Staaten, in denen 
die Operation durchgeführt wird, leistet die Republik Kroatien, 
wenn ihre Haftung festgestellt wurde, Schadenersatz entspre­
chend den Bedingungen der in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom­
mens genannten Abkommen über die Rechtsstellung der Ein­
satzkräfte, sofern ein solches Abkommen besteht. 

Artikel 7 

Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union/Hohe 
Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
oder der Befehlshaber der EU-Operation schließt mit den zu­
ständigen Behörden der Republik Kroatien die zur Durchfüh­
rung dieses Abkommens erforderlichen technischen und admi­
nistrativen Vereinbarungen. 

Artikel 8 

Nichterfüllung der Verpflichtungen 

Erfüllt eine der Vertragsparteien ihre Verpflichtungen aus den 
vorstehenden Artikeln nicht, kann die andere Partei das Abkom­
men unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Artikel 9 

Streitbeilegung 

Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Ab­
kommens werden zwischen den Vertragsparteien auf diploma­
tischem Wege beigelegt. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des ersten Monats 
in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die Vertragsparteien 
einander den Abschluss der hierfür erforderlichen innerstaatli­
chen Verfahren notifiziert haben. 

(2) Dieses Abkommen gilt vorläufig ab dem Zeitpunkt seiner 
Unterzeichnung. 

(3) Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange die Republik 
Kroatien einen Beitrag zu der Operation leistet. 

Geschehen zu Brüssel am 27. Juli 2009 in zwei Urschriften in 
englischer Sprache. 

Für die Europäische Union Für die Republik Kroatien
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ANHANG 

Bestimmungen über Bedingungen und Modalitäten für die Übergabe von Personen, die seeräuberischer 
Handlungen oder bewaffneter Raubüberfälle in den Hoheitsgewässern Somalias verdächtigt werden und von 
den EU-geführten Seestreitkräften (EUNAVFOR) in Haft genommen wurden, und von im Besitz der EUNAVFOR 
befindlichen beschlagnahmten Gütern durch die EUNAVFOR an die Republik Kroatien und für ihre Behandlung 

nach einer solchen Übergabe 

1. Begriffbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Abkommens 

a) ist „Seeräuberei“ die in Artikel 101 des SRÜ definierte Seeräuberei; 

b) sind „bewaffnete Raubüberfälle“ unter Nummer 1 Buchstabe a definierte Handlungen, die in den Hoheitsgewässern 
eines Küstenstaats innerhalb des Einsatzgebiets begangen werden; 

c) ist eine „übergebene Person“ jede Person, die verdächtigt wird, seeräuberische Handlungen oder bewaffnete Raub­
überfälle begehen zu wollen, zu begehen oder begangen zu haben und von der EUNAVFOR nach diesem Ab­
kommen an die Republik Kroatien übergeben wird. 

2. Allgemeine Grundsätze 

a) Die Republik Kroatien kann auf Antrag der EUNAVFOR die Übergabe von Personen, die von der EUNAVFOR im 
Zusammenhang mit Seeräuberei oder bewaffneten Raubüberfällen in Haft genommen wurden, sowie von in 
Verbindung damit von der EUNAVFOR beschlagnahmten Gütern akzeptieren und diese Personen und Güter ihren 
zuständigen Behörden zum Zwecke der Ermittlung und Strafverfolgung überstellen. 

b) Wird die EUNAVFOR nach diesem Abkommen tätig, so übergibt sie Personen nur an die zuständigen Strafver­
folgungsbehörden der Republik Kroatien. 

c) Die Republik Kroatien bestätigt, dass sie die in Anwendung dieser Bestimmungen übergebenen Personen vor und 
nach der Übergabe human und im Einklang mit internationalen Menschenrechtsverpflichtungen — einschließlich 
des Verbots von Folter und von grausamer, unmenschlicher oder entwürdigender Behandlung oder Bestrafung und 
des Verbots willkürlicher Festnahmen — sowie unter Wahrung des Rechts auf ein faires Verfahren behandelt. 

3. Behandlung und Strafverfolgung von übergebenen Personen und Gerichtsverhandlungen gegen diese Personen 

a) Jede übergebene Person wird human behandelt und weder Folter noch grausamer, unmenschlicher oder entwür­
digender Behandlung oder Bestrafung ausgesetzt; sie wird angemessen untergebracht und verpflegt, erhält Zugang 
zu medizinischer Versorgung sowie die Möglichkeit, religiöse Regeln einzuhalten. 

b) Jede übergebene Person wird unverzüglich einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Wahrnehmung rich­
terlicher Aufgaben ermächtigten Person vorgeführt, der bzw. die unverzüglich über die Rechtmäßigkeit ihrer 
Inhaftierung entscheidet und ihre Freilassung anordnet, wenn die Inhaftierung nicht rechtmäßig ist. 

c) Jede übergebene Personen hat Anspruch auf ein Urteil innerhalb angemessener Frist oder auf Freilassung. 

d) Jede übergebene Person hat ein Recht darauf, dass über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem 
zuständigen, unabhängigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren öffentlich 
verhandelt wird. 

e) Jede übergebene Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschuldig. 

f) Jede wegen einer strafbaren Handlung angeklagte Person hat in gleicher Weise im Verfahren Anspruch auf folgende 
Mindestgarantien: 

1. Sie ist unverzüglich und im Einzelnen in einer ihr verständlichen Sprache über Art und Grund der gegen sie 
erhobenen Anklage zu unterrichten. 

2. Sie muss hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung ihrer Verteidigung und zum Verkehr mit einem 
Verteidiger ihrer Wahl haben. 

3. Es muss ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil ergehen. 

4. Sie hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu verteidigen oder durch einen 
Verteidiger ihrer Wahl verteidigen zu lassen; falls sie keinen Verteidiger hat, ist sie über das Recht, einen 
Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unterrichten; fehlen ihr die Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, 
so ist ihr ein Verteidiger unentgeltlich zu bestellen, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist.
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5. Sie darf alle gegen sie vorliegenden Beweise prüfen oder prüfen lassen, einschließlich der eidlichen Erklärungen 
(Affidavits) von Zeugen, die die Festnahme durchgeführt haben, und das Erscheinen und die Vernehmung der 
Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen geltenden Bedingungen erwirken. 

6. Sie kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn sie die Verhandlungssprache des 
Gerichts nicht versteht oder spricht. 

7. Sie darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen. 

g) Jede übergebene Person, die wegen einer strafbaren Handlung verurteilt worden ist, hat das Recht, das Urteil nach 
dem Recht der Republik Kroatien durch ein höheres Gericht nachprüfen zu lassen. 

h) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der EUNAVFOR übergibt die Republik Kroatien keine übergebene Person 
an einen anderen Staat für Zwecke der Ermittlung oder Strafverfolgung. 

4. Todesstrafe 

Übergebene Personen werden weder zum Tode verurteilt noch der Gefahr eines Todesurteils ausgesetzt, noch wird 
gegen sie die Todesstrafe beantragt. 

5. Aufzeichnungen und Mitteilungen 

a) Für jede Übergabe wird ein geeignetes Dokument ausgestellt, das von einem Vertreter der EUNAVFOR und einem 
Vertreter der zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Republik Kroatien unterzeichnet wird. 

b) Die EUNAVFOR übermittelt der Republik Kroatien für jede übergebene Person Aufzeichnungen über deren Inhaf­
tierung. Diese Aufzeichnungen enthalten so weit wie möglich Angaben über den körperlichen Zustand der überge­
benen Person während der Haft, den Zeitpunkt der Übergabe an die Behörden der Republik Kroatien, den Grund 
für die Inhaftierung der Person, den Zeitpunkt und den Ort des Beginns der Inhaftierung sowie über alle hinsicht­
lich der Inhaftierung der Person getroffenen Entscheidungen. 

c) Die Republik Kroatien hat die Aufgabe, genaue Aufzeichnungen über alle übergebenen Personen zu führen, 
einschließlich (aber nicht beschränkt auf) Angaben über alle beschlagnahmten Güter, den körperlichen Zustand 
der übergebenen Person, den Ort ihrer Inhaftierung, alle gegen sie erhobenen Anklagepunkte sowie alle wesent­
lichen Entscheidungen, die während ihrer strafrechtlichen Verfolgung und des Gerichtsverfahrens getroffen wurden. 

d) Diese Aufzeichnungen werden den Vertretern der EU und der EUNAVFOR auf schriftlichen Antrag, der an das 
Außenministerium der Republik Kroatien zu richten ist, zur Verfügung gestellt. 

e) Ferner teilt die Republik Kroatien der EUNAVFOR den Ort der Inhaftierung einer jeden nach diesem Abkommen 
übergebenen Person, jede Verschlechterung ihres körperlichen Zustands sowie alle Behauptungen über eine angeb­
lich unangemessene Behandlung mit. Vertreter der EU und der EUNAVFOR erhalten Zugang zu allen nach diesem 
Abkommen übergebenen Personen, solange diese Personen inhaftiert sind, und haben das Recht, sie zu befragen. 

f) Nationalen und internationalen humanitären Organisationen wird auf Antrag gestattet, die nach diesem Abkommen 
übergebenen Personen zu besuchen. 

g) Um zu gewährleisten, dass die EUNAVFOR in der Lage ist, die Republik Kroatien rechtzeitig durch die Entsendung 
von Zeugen der EUNAVFOR und die Beibringung von relevanten Beweismitteln zu unterstützen, gibt die Republik 
Kroatien der EUNAVFOR ihre Absicht bekannt, ein Strafverfahren gegen eine übergebene Person einzuleiten, und 
teilt der EUNAVFOR den Zeitplan für die Beibringung von Beweismitteln und die Vernehmung von Zeugen mit. 

6. Unterstützung durch die EUNAVFOR 

a) Die EUNAVFOR gewährt der Republik Kroatien im Rahmen ihrer Mittel und Fähigkeiten jede Unterstützung im 
Hinblick auf die Ermittlungen gegen übergebene Personen und ihre strafrechtliche Verfolgung. 

b) Die EUNAVFOR verfährt insbesondere wie folgt: 

1. Sie übermittelt Aufzeichnungen über die Inhaftierung, die gemäß Nummer 5 Buchstabe b dieser Bestimmungen 
erstellt wurden. 

2. Sie bereitet alle Beweismittel gemäß den Erfordernissen der zuständigen Behörden der Republik Kroatien ent­
sprechend den unter nachstehender Nummer 8 vereinbarten Durchführungsmodalitäten auf. 

3. Sie bemüht sich darum, Zeugenaussagen oder eidliche Erklärungen (Affidavits) von Mitgliedern des EUNAVFOR- 
Personals vorzulegen, die an einem Vorfall beteiligt waren, mit dem die Übergabe von Personen nach diesen 
Bestimmungen in Zusammenhang steht. 

4. Sie übergibt alle relevanten beschlagnahmten Güter, die sich in ihrem Besitz befinden.
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7. Zusammenhang mit anderen Rechten von übergebenen Personen 

Diese Bestimmungen bezwecken in keiner Weise eine Abweichung von etwaigen aus dem geltenden innerstaatlichen 
Recht oder dem geltenden Völkerrecht herrührenden Rechten einer übergebenen Person und dürfen auch nicht in 
diesem Sinne ausgelegt werden. 

8. Durchführungsbestimmungen 

a) Für die Zwecke der Anwendung dieser Bestimmungen können operative, administrative und technische Fragen in 
Durchführungsbestimmungen geregelt werden, die zwischen den zuständigen Behörden der Republik Kroatien 
einerseits und den zuständigen EU-Behörden sowie den zuständigen Behörden der Staaten, die ein nationales 
Kontingent für die EUNAVFOR bereitstellen, andererseits zu vereinbaren sind. 

b) Die Durchführungsbestimmungen können sich unter anderem auf Folgendes erstrecken: 

1. die Angabe der zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Republik Kroatien, denen die EUNAVFOR Personen 
übergeben darf; 

2. die Inhaftierungseinrichtungen, in denen die übergebenen Personen untergebracht werden; 

3. die Behandlung von Dokumenten, einschließlich der mit der Beweismittelerhebung zusammenhängenden Do­
kumente, die den zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Republik Kroatien bei der Übergabe einer Person 
ausgehändigt werden; 

4. die Kontaktstellen für Mitteilungen; 

5. die für Übergaben zu verwendenden Formblätter.
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